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I Ä Das multinationale Kapital muß sich 


-f der Klasse weltweit neu konfrontieren. Die : 


Klassenkämpfe in Südkorea, Südafrika, auf 
den Philippinen haben den Versuch zum 
F--.__ Scheitern gebracht, den Klassendruck durch 
“ systematische Multinationalisierung für den 
Rest dieses Jahrhunderts in tausend Teile 
zu zersplittern. Die Elektronik- und Textil- 
arbeiterinnen in Südostasien haben kein 
Jahrzehnt gebraucht, um mit den kapitali- 
stischen Träumen einer Billiglohn-Region 
aufzuräumen. 


/ 


Es ist nicht ausgemacht, wie diese 
Kämpfe zu einem neuen internationalen 
Kampfzyklus zusammenwachsen können. In 
den Metropolen handelt es sich zumindest 
an der Oberfläche bisher eher um "klassi- 
sche" Streikbewegungen - allerdings denken 
wir, daß auch hier unter der Oberfläche 
schon sehr viel mehr am Gären ist. 


Ein Beispiel dafür ist gerade die Ent- 
wicklung in der BRD. Im großen und gan- 
zen ist es den Herrschenden in den letzten 
Jahren sehr gut gelungen, autonome Kämp- 
fe "kleinzuhalten" oder zu verhindern. In 
letzter Zeit haben aber hier und da Arbei- 
ter-Innen damit begonnen, ihre Interessen 
wieder offensiv selbst zu vertreten und 
durchzusetzen zu versuchen. Sehr verbreitet 
ist es dabei zu kleineren Aktionen gekom- 
men. Für die momentane Situation ist es 
allerdings sehr bezeichnend, daß es den 
Gewerkschaften sehr oft gelingt, den Dek- 
kel draufzuhalten, oder wenn das nicht 
mehr geht, die sich manifestierende Wut 
und Kampfeswillen in gewerkschaftliche 


(2 IR . I When. _. 

ie Wirksamkeit der strategischen Krıse 8ı 
bis 83 hat sich weltweit verbraucht. Trotz 
einer inzwischen überall installierten Ar- 
beitslosigkeit von zehn Prozent und mehr 


setzt sich die Klasse in ihren autonomen streikaktionen zu lenken. Diese sind ein oft 
Kämpfen international neu zusammen. Wir 


\ h : : : erprobtes Mittel, Dampf abzulassen auf ei- 
leben in kämpferischen Zeiten: Südkorea, Ki Art, daß Welle Entwicklungen 
Philippinen, Südafrika, Chile, Griechenland, erstmal abgewürgt werden. a —. 
Holland, England, Haiti, Skandinavien, Bel- = — 3 


ce“ w 


gien, überall laufen Streiks und Massen- N 2 Bi 
ämpfe. / 


Das ist kein Grund zum Triumphalismus, 
sondern eine Feststellung, und wir riskieren, 
daß der US-Imperialismus diese, seine Pro- 
bleme erkennt und auf sie reagiert, bevor 
wir sie auch nur wahrgenommen haben. 
Auch in dieser Hinsicht sitzt uns der ame- 
rikanische Angriff auf Libyen noch in den 
Knochen: das multinationale Kapital disku- 
tiert sehr viel genauer als die hiesige, auf 
palästinensische und andere Befreiungsbewe- 
gungen fixierte "antiimperialistische" Linke 
seine Probleme. Zum Beispiel in der Mit- 4 -._. 
telmeerregion: harte Klassenkämpfe in Spa- |! .A 
nien und Griechenland, wiederholte Aufstän- TI". 
de im Maghreb gegen die IWF-Pläne, vor ; 
kurzem die Revolte in Ägypten.... 


Eine wichtige Rolle bei der Aufrecht- 
erhaltung des relativen sozialen Friedens 
spielt die sozialstaatliche Absicherung des 
"Produktionsstandortes BRD". Entgegen gän- 
giger linker Thesen haben wir in den letz- 
ten Jahren keinen "radikalen Abbatı des 
Sozialstaats" o. ä. erlebt, sondern genau 
abgestimmte Spaltungs- und Mobilisierungs- 
Manöver. Den DGB-Gewerkschaften ist es 
dabei sehr häufig gelungen, ihre Basis für 
die Modernisierung des Kapitalismus zu 
"mobilisieren", sprich: demobilisieren. Der 
Höhepunkt war dabei zweifellos, wie sie es 
Beet: haben, die Arbeiter im "Kampf" 
ür die 38,5-Stunden für ihre eigene Flexi- 
bilisierung kämpfen zu lassen und die damit 
ausgelösten Dynamiken im Griff zu behal- 
ten. Dabei spielte auch damals eine wichti- 
ge Rolle, daß es den Gewerkschaften ge- 
lang, die Auseinandersetzung als defensive ; 
zu führen: gegen die "undemokratische, 
kalte Aussperrung". Nach dem gleichen 
Rezept haben sie dann den "Kampf" um 
den $116 als Kampf für die Rettung 
unserer schwarzrotgoldenen Demokratie - 
geführt. 

Aber trotz all dieser Manöver ist es 


Kapital und Gewerkschaften in den letzten ' 


Monaten immer weniger gelungen,autonome 


SZ 


Auch an einer anderen Ecke des Metro- 
polenkapitalismus haben in den letzten Jah- 
ten sozialrevolutionäre Initiativen die Erfah- 
rung gemacht, daß sie sich dem kapitalisti- 
schen Arbeitszwang in umfassender Weise 
konfrontieren müssen, und daß sie sehr 
genau die Augen offenhalten müssen, was 
die spaltenden Wirkungen der neu gefaßten 
Programme angeht. Dazu zwei Artikel aus 
Köln (Teil 2) und Witten zum Kampf gegen 
die Zwangsarbeit und den Ausbau des 2. 
Arbeitsmarkts. 

Außerdem haben wir einen Artikel drin zur 
Kritik der politischen Linie der "Auto- 
nomie", wie sie in ihrer letzten Nummer 
deutlich geworden ist. Damit hoffen wir 
eine Debatte zur Neubegründung eines revo- 
lutionären Internationalismus auszulösen. 


Zur Zeitung wird 5 ja schon bald lang- 
weilig, jedes Mal was zu schreiben, nur 
weil wir “s das letzte Mal versprochen 


7 haben: es hat sich noch immer nichts Ent- 


scheidendes verändert. Wir haben Mitte Mai 
ein Treffen von Inis gemacht, die in den 
letzten Jahren an den verschiedenen Punk- 
kten der gesellschaftlichen Fabrik Erfahrun- 
“gen gesammelt haben (Sklavenhändler, Fa- 
'brik, Klitsche, Frauenarbeit, Sozi, Zwangs- 


Bewegungen der Klasse bereits im Keim zumarbeit). Dabei hat sich gezeigt, daß eine 


ersticken (Streiks in Gerstetten, Greven- 
broich, Ravensburg . . . ). In einigen 
Sektoren zeichnen sich bereits Neuzusam- 


"große Diskussionsbereitschaft und eine Viel- 


zahl an Erfahrungen sich gegenseitig ergän- 
zen und befruchten können. Die Vorausset- 


mensetzungsprozesse der Klasse ab. In die- wzungen dafür sind besser geworden, zu ei- 
ser Nummer haben wir dazu einen Artikel Yanem umfassenden Erfahrungsaustausch und 


von einem englischen Genossen über die 
Entwicklung der Klassenkämpfe in England 
(die bisher im Schatten des Bergarbeiter- 
streiks etwas vergessen worden waren). 
Außerdem ein Artikel von einem Genossen, 
der bis vor einem halben Jahr bei 
Triumph/Adler in Frankfurt gearbeitet hat. 
Aus beiden Artikeln geht hervor, wie die 
ArbeiterInnen die neue Technologie rumzu- 
drehen beginnen und unter den neuen 
Bedingungen zu kämpfen lernen. 


In dieser Konstellation entwickeln sich 
in den letzten Monaten neue Mobilisierun- 
gen (nach dem US-Angriff auf Libyen - 
v.a. die Aktionen zu den Asylanten in Ber- 
lin; nach Tschernobyl; Wackersdorf). Diese 
neuen Bewegungen hätten von daher ganz 
andere Möglichkeiten, sich in Beziehung zu 
'"kämpfenden Teilen der Klasse" zu setzen 

- was ganz anderes, als das Problem, 
"wie sag ich’s dem Bürger?"! In Fortset- 
zung der beiden Artikel in den letzten 
Heften haben wir nocheinmal einen Artikel 
über die Bedeutung des Atomprogamms, die 
WAA und die Bewegung dagegen geschrie- 
ben. 

(Der Teil 2 der Frankfurter ‚Geschichte 

kommt in der nächsten Nummer. 


*einer politischen Debatte über die weiteren 
Schritte zu kommen. Dafür ist die Zeitung 
ein notwendiges Instrument. Das Problem 
ist, daß es aktuell keine Gruppen gibt, die 
sich unmittelbar daran machen könnten, die 
Zeitung als Ausdruck und Hebel ihrer eige- 
nen Politik zu koordinieren. Die Bedürfnisse 
nach Klärung lassen sich nicht unmittelbar 
in die kollektive Herstellung der Zeitung 
umsetzen. 

Deshalb haben sich ein paar Wochen danach 
nochmal alle bisherigen MitarbeiterInnen 
zusammengesetzt, um die Situation klarzu- 
kriegen und unsere nächsten Schritte aus- 
zumachen. Wir haben dabei ein paar gigan- 
tische Projekte ins Auge gefaßt, die wir 
Euch jetzt aber nicht groß ankündigen wol- 


len, sondern in den nächsten Heften dann 
Schritt für Schritt in die Tat umsetzen, 
um die inhaltlichen und politischen 


Begrenztheiten zügig zu thematisieren und 
zu überwinden. Euch wollten wir vorschla- 
gen, die Zeitung verstärkt zu abonnieten 
und vor allen Dingen noch mehr als bisher 


militant zu vertreiben, d.h. wir suchen 
Leute, die zehn, zwanzig Stück in ihrer 
Region, in Zentren, auf Veranstaltungen 


usw. verkaufen. Meldet euch massenhaft !! 
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In der Nacht vom 8. auf S 

den n Mai wurde auf das AUF Ta 
Aktions- und Kommunika- 


tionszenttum Alhambra in 
Oldenburg RL r Beanasg 

ibt. uoen Y 
zu ea Er eerwehr naten leben im ‚Alhambra 
wurde an mehreren Stellen politische Diskussionen wie- 
im Saal des Gebäudes Ben- der auf. Es wird wieder zu 
zin ausgeschüttet und an- inem Treffpunkt von au- 
ezündet, so daß der Bo- tonomen Frauen, der auto- 
en, eile des Saale, nomen Linken, von AKW- 
sämtliches Inventar und .Gegnern/innen und anderen 
schließlich fast das gesam- Strömungen. Hierdurch wird 
te Dach abbrannten. Ein klar, wem dieser Anschlag - 
Bewohner des Hauses muß- nützt: Herrschende Politik stützung bekommen. Das 
te kurzfristig mit einer ist der Versuch, durch hat uns gefreut und be- 
Rauchvergiftung ins Kran- Atomisierung _ der Gesell- stärkt uns in dem Vorha- 
kenhaus. vr lück wurde schaft, Vereinzelung, Spal- ben, mit der jetzigen Si- 
niemand ernsthaft verletzt. tung, Hierarchisierung und tuation offensiv umzugehen. 
Die Polizei nutzte die gün- Überwachung die Menschen Also: Alle, die das Alham- 
stige Gelegenheit zu politi- einer en Kontrol- bra als Diskussionsort und 


schen Schnüffeleien im e zu unterwerfen. Forum politischen Wider- 
Zentrum. stands aufrechterhalten 
Das Alahambra ist ein Schon am Tage des Bran- wollen, sind zu Beet 
wichtiger Ort in Oldenburg, des wurde klar: Das Al- Solidarität aufgefordert. 


an dem seit acht Jahren hambra wird wieder aufge- Spenden bitte auf: 


litiiscee und kulturelle baut, weil wir es brauchen! BFG Oldenburg 
gen stattfinden. Wir haben eine Menge An- Bankleitzahl: 280 ıor ıı 
Gerade in den letzten Mo- gebote zu spontaner Unter- Kontonummer: 19 42 300 soo 


Widerstand in der U, 


Vor drei Monaten ist im Berliner Harald Kater-Verlag das 2 > 

"Widerstand in der US-Armee: GI-Bewegung in den siebziger Jahren" 

erschienen. Die HerausgeberInnen schreiben im Vorwort: 

"Angesichts der neuen Interventionspolitik der US-Regierung und der 

Rolle der BRD als Flugzeugträger für geplante Interventionen gegen & 
Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt ist es notwendig, aus der ® 
Geschichte des Widerstands gegen den Krieg in Vietnam zu lernen 

ar Se en Bis aatuntlen Srateaden.” Fr GI-Bewegung 
afür stellt as Buch j Menge aterial zur Verfügung, es läßt . . » 

die LeserInnen allerdings völlig allein mit der Frage, wie dieses Ma: M den siebziger 
terial zu benutzen oder bewerten sei. Anscheinend völlig ohne Krite- Jahren 

rien sind Berichte unterschiedlicher GI-Projekte, Berichte liberaler 

Journalisten, Artikel von linken Demokraten und von Linksradikalen 

nebeneinander gestellt. 

Die Mühe einer Rezension sparen wir uns deshalb, es müßte die po- 

litische Diskussion sein, die in dem Buch fehlt. Stattdessen geben 

wig hier gekürzt das Inhaltsverzeichnis wieder. Und vielleicht noch k 

ein Tip: unbedingt lesen !! 

- sk nähert sich dern Zusammenbruch (1971) 
Wie amerik. Soldaten die Armee zersetzen (1970) 
Opposition in der US-Armee Kon 

Guerillas unter den Soldaten (1971) 

versch. Interviews mit GI-Organisationen 

Die Gi-Bewegung in Dtld. 

radikal: Interview mit FighT bAck 

tz: Beethoven gegen Mac Donald 

Adressenliste 

u.a. 


Bestellen: 12,80 DM + 1,50 Porto auf das PSchKto. Nr.3986 39-105, 
M.Brock, PSchAmt BerlinW. überweisen , (oder über uns) 
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In diesem Artikel wollen wir die Diskussion, die wir 
schon in den letzten beiden Heften über den Zusammen- 
hang des Atomprogramms mit der kapitalistischen Re- 
strukturierung begonnen haben, fortsetzen. Ein Hauptan- 
liegen von uns ist dabei, den Diskussionen, die sich an 
Wackersdorf wieder neu entfacht haben, grundsätzliche 
Überlegungen und Erfahrungen beizusteuern, die deutlich 
machen, daß auch die WAA - wie jede andere "neue 
Technologie" - eine Neuordnung der Kooperation und da- 
mit eine Neuzusammensetzung der Klasse bedeutet. Ein 
Manko ist sicherlich, daß es bis jetzt nur wenig Material 
(von gewerkschaftlichem mal abgesehen) über die Bedin- 
gungen und die Zusammensetzung der Arbeiter in einer 
WAA gibt. Deshalb beziehen wir uns bei der Beschrei- 
bung der Prozesse von Neuzusammensetzung mehr auf die 
AKWs. Wir denken, daß diese Herangehensweise vertret- 
bar ist, da sich ein AKW und eine WAA grundsätzlich 
nicht so sehr unterscheiden und in der WAA eher die 
Erfahrungen, die das Kapital mit der Zusammensetzung 
der Arbeiter in den AKWs gesammelt hat, weiterentwik- 
kelt sind. Doch beginnen wir am Anfang und erklären, 
was Energie ist und welche Energie für das Kapital von 
besonderem Wert ist. 


Arbeit und Energie ug _ er 


N zog 
In den letzten Jahren ist kann keinen Mangel an 
landauf, landab über die Energie geben. Was sich 
Begrenztheit der  Energie- hinter dem Gejammer des 
Reserven, über Verfügbar- Kapitals über die Erschöp- 


der Energiereserven 


keit von Energie usw. dis- er } i 
verbirgt, ist seine man- 
ge ij 


kutiert worden. Dabei ist 


die Diskussion allzu oft ins , ‚Verfi über 
rein Piiysisalische abgeglit- menschliche Arbeitskraft. 

ten und suggeriert worden, Nur durch die Kombi- 
daß "die Energie" eine nation von Rohstoffen und 


DIE KAPITALISTISCHE 


gänzlich unabhängige Größe 
sei. Das _ Kapital ist aber 
in erster Linie nur an sei- 
ner Verwertung interessiert 
und dafür ist menschliche 
Arbeit die "Hauptenergie- 
uelle". In Wirklichkeit ist 
nergie ihrem Wesen nach 
unerschöpflich, sie kann 
nicht "verloren gehen", sie 
ändert nur ihre Form. Es 
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Naturkräften mit menschli- 
her Arbeit kann sich das 
Kapital verwerten. Solange 
das Uran unter der Wüste 
vor sich hinstrahlt, ist es 
für das Kapital wertlos, 
seinen Wert erhält es erst 
innerhalb eines riesigen 
Produktionszyklus°, in dem 
Hunderttausende ausgebeu- 
tet werden: in den Uran- 


GIE UND DAS 


ATOMPROGRAMM: 


minen, im Transport, in 
der Weiterverarbeitung, 
beim Bau und Betrieb der 
Kraftwerke, bei der Ab- 
fallbeseitigung usw. 

Die Gefährlichkeit des 
atomaren Zyklus (Strahlung, 
chemische Vergiftung, mör- 
derische Arbeitsbedingun- 
en) ist weithin bekannt. 

ber nicht erst seit dem 
Bau der AKWs, sondern 
seit es den Kapitalismus 


ibt iltt die Gleichun 
ee = Dostigkäion:: 


"Die kapitalistische Produk- 
tion entwickelt daher nur 
die Technik und Kombina- 
tion des gesellschaftlichen 
Produktionsprozesses, indem 
sie zugleich die Springquel- 
len allen Reichtums unter- 
räbt: die Erde und den 
rbeiter", hat ein bekann- 
ter Pfälzer schon vor über 
hundert Jahren erkannt. 
Die Atomfabriken sind nur 
der am weitesten entwik- 
kelte Ausdruck der kapita- 
listischen Zerstörung. 


Krise der Arbeit und Krise der Energie 


Die Ware Energie ist somit 
wie jede andere Ware ver- 
egenständlichte Arbeit. 
as Besondere an der 
Energie ist, daß sie in so 
gut wie jeden Produktions- 
prozeß als Produktionsmit- 
tel eingeht. Der Energie- 
sektor ist deshalb ein stra- 
tegischer Sektor. Erstens 
kann das Kapital durch Er- 
höhung der Konsumenten- 
Energiepreise proletarisches 
Einkommen direkt abschöp- 
fen, zweitens kann das 
Kapital vom Energiesektor 
her alle anderen Sektoren 
antreiben und kontrollieren. 
"Indem es den Energiesek- 
tor entwickelt, kann das 
Kapital eine Art magneti- 
sches Kommando ausüben 
und Mehrwert aus jeder 
Pore des gesellschaftlichen 
Gewebes herausziehen. Je- 
des Restaurant, jede Woh- 
nung, jede Werkstätte muß 
ü Eriergiekosten zahlen." 

Bei der Um- 

strukturierung der kapitali- 
stischen Produktion hat der 
Energiesektor schon ‚immer 
eine zentrale Rolle ge- 


(*) Midnight Notes Collec- 
tive : Arbeit, Entro- 
pie, Apokalypse, S.2s 


Pie das gilt für die 
mstellung der Energiepro- 
duktion von Kohle auf 
Erdöl genauso wie für das 
Atomprogramm. Gegen die 
Rigidität der alten Klas- 
senzusammensetzung (die 
Bergarbeiter gehörten frü- 
her immer zu den militan- 
testen) schuf die Petro- 
chemie in den soer und 
60er Jahren die "energiepo- 
litischen" und technologi- 
schen Voraussetzungen zu 
ihrer Entmachtung. Dabei 
wurde zur Steuerung in 
den Petrochemie-Kombina- 
ten eine neue Generation 
von Prozeßrechnern, Steu- 
er- und Meßeinrichtungen 


gebraucht. Diese "Regel- 
technik" war die damalige 
Spitzentechnologie und 


unabdingbar, um die in der 
Petrochemie durchgesetzte 
Arbeitsorganisation Zug um 


Zug auf die anderen Indu- 
striezweige zu übertragen. 
Das reicht vom Einsatz 
der automatisierten Walz- 
straßen in der Automobil- 
Industrie in den 60ern bis 
zur noch gar nicht so lan- 
ge zurückliegenden Einfüh- 
tung der Großrechner, die 
erst die Anbindung der Zu- 
lieferer an die Montage- - 
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zentren und somit die dif- 
fuse Fabrik ermöglichten. 
In.den fünfziger und sech- 
ziger Jahren liegen auch 
die Anfänge der bundes- 
deutschen Atomtechnologie. 
Sämtliche fortschrittlichen 
Industrien - Metall, Che- 
mie, Elektrotechnik - be- 
teiligten sich direkt an der 
BIEwIeKlung des neuen 
Energiezyklus, da sie sich 
von der neuen Technologie 
direkte Auswirkungen auf 
ihre Produktionszyklen er- 
warteten. Für die Schwer- 
industrie ging es darum, 
auf den Exportmärkten ver- 
lorenes Terrain wiederzu- 
gewinnen (z.B. beim Groß- 
anlagenbau). Die Chemiein- 
dustrie konnte die in der 
Atomforschung gewonnenen 
Erkenntnisse als erste nut- 
zen: "Durch die Einführung 
atomarer Zerfallsprozesse 
in den chemischen Produk- 
tionsprozess konnten außer- 
dem bestehende Produktar- 
ten verbessert oder ratio- 
neller hergestellt werden. 
Zum Beispiel wurden in 
der. Arzneimittelherstellung 
und der Materialprüfung 
zunehmend Isotopen einge- 
setzt; Kunststoffe wurden 
durch den Einsatz gewisser 
Strahlen in ihren Gebrauch- 
seigenschaften verbessert. 
Bayer nahm zur Nutzung 
dieser neuen Möglichkeiten 
Anfan 1956 as größte 
deutsche Isotopenlabor in 
Betrieb (Atomwirtschaft 
1/56). Neben einigen Un- 
ternehmen der Elektrizi- 
tätswirtschaft waren die 
Chemiekonzerne aus all 
diesen Gründen diejenigen, 
die als erste zu massiven 
Investitionen in die neuen 
Teclınologien schritten, um 
diese Möglichkeiten wahr- 


zunehmen. Der Universität 
Frankfurt spendete die 
Firma H t sogar ihgen 


ersten Versuchsreaktor." In 
dieser Zeit wurde die 
staatliche Förderung von 
Forschungsprojekten eng an 
die Atomtechnologie gebun- 
den - nicht umsonst hieß 
das heutige BMFT damals 
"Atomministerium" und der 
Minister Strauß. 

Noch eine Anmerkung 


zum Zusammenhang von 


(*) Christian Deubner: Die 
Atompolitik der westdeut- 


schen Industrie und die 
Gründung von Euratom, 
82.27 
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Technologie und Klassen- 
spaltung: interessanterweise 
bedeutete die Neuzusam- 
mensetzung in der Petro- 
chemie die Unterscheidung 
in. höher ualifizierte 
"Überwachungsarbeiter" und 
auf der anderen Seite in 
Revisions- ‚, Reparatur- und 
Putzarbeiter - eine Mi- 
schung, wie wir sie heute 
auch in den AKWs finden. 
In der "Energiekrise" seit 
1973/74 setzt das multina- 
tıo- nale Kapital die Ener- 
giepreise und damit auch 
alle anderen Preise hoch 
(wir haben ja oben erklärt, 
daß die Energiepreise in 


alle anderen Preise mit 
eingehen). Es erreicht da- 
mit mehrere Ziele: zum 


einen zieht es . unmit- 
telbar den roletariern 
durch höhere Preise mehr 
Geld aus der Tasche. Die- 
ses Geld wird in den Me- 
tropolen benutzt, um neue 
Technologien zu erforschen 
und zu installieren. In den 
"Schwellenländern" der drei 
Kontinente werden diese 
sogenannten "Petrodollars" 
dazu benutzt, einen riesi- 
gen Entwicklungsboom ein- 
zuleiten, von dem sich das 
multinationale Kapital eine 
weltweite Zersplitterung 
der Klasse verspricht. Die 
fortgeschrittensten Punkte 
dieses Entwicklungsbooms 
sind in den drei Kontinen- 


ten die AKWs in Brasilien 
und im Iran. In den Me- 
tropolen wurde mit den 
Petrodollars auch der Um- 


stieg auf den 
finanziert. 


Atomstrom 


AKWs und Neuzusammensetzung 
pi. 


Die AKWs sind zentrales 
Beispiel dafür, wie das 
Kapıtal in den 70er Jahren 
seine Umstrukturierung an- 
packt: Sprung in der orgax 
nischen Zusammensetzun 
und Ausweitung der Arbeit. 
In den AKWs finden wir 
außer den automatischen 
Steuerungen und den dazu 
ehörenden "sauberen Ar- 
eitsplätzen" auch jede 
Menge Scheißarbeit, niedri- 
e Löhne, Sklavenhändler, 
rbeit, die oft mit hoher 
Verstrahlung verbunden ist. 
Darüber hinaus sind die 
AKWs das technologische 
Standbein einer umfassen- 
den Restrukturierung, mit 


der die Klasse entlang 
neuer Linien gespalten 
wurde. Wir haben die Si- 


tuation, die damit geschaf- 


fen wurde, oft genug be- 
schrieben; hier nur einige 
Stichpunkte: Dezentralisie- 
rung der Großfabriken in 
Klitschen, _Prekarisierung 
durch die Schaffung eines 
breitgefächerten Angebots 


an "ungarantierten Beschäf- 
tigungsformen" - Sklaven- 
händler, "illegale" Beschäf- 
tigung, alle möglichen Ar- 
ten von Befristungen, KA- 

Zul oe. = re dazu 
"flankierende aßnahmen" 
des Staates - Kürzung der 


ealgehier Verschärfung 
der umutbarkeitsregelun- 
en, Ausweitung der 


wangsarbeit. 

Der Mehrwert, 
arbeitsintensiven Sektoren 

ausgebeutet wird, fließt 
mittels der Energiepreise 
den Energiemultis zu. Die 
AKWs bilden dabei die 

"Bollwerke", von denen aus 
die Mehrwertab; ressung 
kommandiert und kontrol- 

liert wird. Das hat unmit- 

telbare Auswirkungen auf 
die Arbeitsbedingungen der 

ArbeiterInnen in allen an- 
deren Sektoren. "Damit die 
Energiepreisstrategie Erfolg 
haben kann, muß eine 
enorme Arbeitsmenge er- 
zeugt werden und aus den 
{*)d.h. das Verhältnis von 
konstantem zu variablem 
Kapital. 


der in den 


Sektoren heraus- 
werden, um als 
Sektor 


niedrigen 
gepre gi 

apital im hohen 
eingesetzt werden zu kön- 
nen. Um die neue kapitali- 
stische Utopie der hoch- 
technisierten, hochkapitalin- 
tensiven Industrien der 
Energie-, Elektronik- und 
Gentechnik-Branchen zu fi- 
nanzieren, muß eine entge- 
ee kapitalistische 

topie geschaffen werden: 
eine Welt der arbeitsinten- 
siven, schlecht entlöhnten, 
zerrissenen und dezegtrali- 
siertten Produktion." Mit 


(*) Midnight Notes Collec- 
tive: Arbeit, Entropie, 
Apokalypse; S. 43 


In der Atomindustrie zeigt 
sich am deutlichsten, wie 
mit den neuen Technolo- 
gien auch neue Herr- 
schaftsformen durchgesetzt 
werden. Wenn die AKWs 
erst einmal an’s Netz ge- 
gangen sind, sollen die 
neuen _Herrschaftsformen 
als "Sachzwänge" von je- 
dem akzeptiert werden. 
Um uns vor "Unfällen" und 


damit verbundener Ver- 
strahlung zu schützen, 
müssen die AKWs ge- 


schützt und muß die ge- 
samte Region sicherheits- 
technisch überwacht werden 
- das heißt, es gibt einen 
beispiellosen Ausbau des 
Polizei- und Militärappa- 
tats. Darüber hinaus soll 
jeder gezwungen werden, 
sich "verantwortungsbewußt" 
zu verhalten und sich der 
Herrschaft des Kapitals un- 
terzuordnen. Für den Fall, 
daß diese neue Herrschaft 


nicht akzeptiert wird, 
droht das Kapital mit der 
totalen Zerstörung. Auf 


diese Art soll die Existenz 
von jedem einzelnen er- 


presserisch an die Existenz 
es Kapitals gebunden wer- 
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den "neuen 
meinen wir also 
die Steuerungen, die in ei- 


Technologien" 
nicht nur 


nem AKW notwendig sind, 
sondern auch die Technolo- 
gien, die das Kapital erst 
in die Lage versetzen, die 
Zerrissenheit in der Pro- 
duktion, in den verschiede- 
nen Beschäftigungsformen. 
aber auch generell im All- 
tag zu organisieren, indem 
es auf einer höheren Ebene 
diese unterschiedlichen Si- 
tuationen wieder zusam- 
menbringt.  Dezentralisie- 
tung der Produktion und 
Zentralisierung des Kom- 
mandos sind zwei Seiten 
derselben Medaille. 


mit der Verstrahlung 


den. Three Miles Island, 
Tschernobyl und alle ande- 


ren "kleineren" Störfälle 
haben gezeigt, daß das 
Kapital gewillt ist, mit 
seiner Drohung ernst zu 
machen und den Supergau 
zu inszenieren. Diese Er- 
pressung wirkt natürlich 


am unmittelbarsten auf 
die, die direkt in der 
Atomindustrie arbeiten. 
Sämtliche Unfälle sind bis- 
her auf "menschliches 
Fehlverhalten" zurückge- 
führt worden. Die Arbeiter 
sind gezwungen, "saubere 
Arbeit" zu machen, bei je- 
der Sabotage oder Arbeits- 
verweigerung ist sofort ihr 
Leben bedroht. 
Dort, wo die Sach- 
Ewige nicht mehr greifen 
- z.B. beim Bau von AKWs 
oder der WAA -, geht das 
Regime zu direkteren "Ak- 
BRPRATEDSEchE Eine Me 
nahmen" über: zu Gummi- 
knüppel und Tränengas. 
Diese neuen Herrschaftsin- 
strumente wurden schon 
sehr früh von breiten Tei- 
len der ökologischen Bewe- 
gung erkannt und gls 
Atomstaat" thematisiert. 


5 


Die Arbeiter in den AKWs 


In diesem Abschnitt macht es für die Arbeiter 

wollen wir nicht weiter sehr schwer, sich auszutau- 

j auf die besonderen Situa- schen und erste Organisie- 

In I, giohen MUReDe des Baus age gr a armen. 
DE a und der Revisionen einge- ies wird noc lucch die 
a zz U hen - das kann in den militärische Arbeitsorgani- 
letzten beiden Heften sation verschärft: absolute 

nachgelesen werden. Verpflichtung zur Ver- 

ie wir, oben schon schwiegenheit, sich mehr- 


(*) Nichtsdestotrotz gibt es 


noch immer einflußreiche 
Strömungen - gerade unter 
den Grünen -, die die 
"Sachzwänge" im kapitali- 
stischen Sinn benutzen. So 
kürzlich Robin Wood, die 
in das AKW Krümmel ein- 
gebrochen sind, um die 
Verwundbarkeit der Atom- 
anlagen zu demonstrieren 
und bessere Sicherheits- 
maßnahmen gegen "terrori- 
stische Angriffe" zu for- 
dern. 


erwähnten, bilden die War- 
tungs- und Reparaturarbei- 
ter den, größten Teil der 
in einem AKW Beschäftig- 
ten. Von ihnen sind wiede- 


rum die meisten nicht di- 
rekt angestellt, sondern 
über alle nur denkbaren 


Vertragskonstruktionen drin: 
Sklavenhändler, Putzfirmen; 


wissen 
früher mal 


von einer Baufirma 
wir, daß sie 
ute Geschäfte beim Bau 
es zweiten Blocks von 
le ya gemacht hat, 
nach Ende der Bauphase 
aber fast pleite ging und 
seitdem weniger von 
Bauaufträgen, als vom Ver- 
leih von Wartungsarbeitern 
an das AKW lebt. 
Leiharbeiter ist 
nicht 
Unter 
sehr 
chie: 


aber 
gleich Leiharbeiter. 
ihnen gibt es eine 
ausgeprägte Hierar- 
Es gibt solche, die 
schon seit Jahren drin 
sind, sämtliche Abläufe 
kennen und schon fast zu 


den "Festen" zählen. Dann 
gibt es die, die zu be- 
stimmten Reparaturen oder 
auch Revisionen da sind. 
Das können entweder 
"hochbezahlte" Spezialisten 
sein, de von AKW zu 
AKW wandern, oder 
schlecht bezahlte "Handlan- 
die leicht ersetzbar 
sind. Die unterste Stufe 
dieser Hierarchie bilden die 
Putzkolonnen und die 
Fremdarbeiter, die nur sehr 
kurz für bestimmte Arbei- 
ten - die meist mit hoher 
Strahlung verbunden sind - 
rekrutiert werden. Nicht 
selten sind diese Arbeiter 
Ausländer, die illegal hier 
sind und dadurch besonders 
erpreßbar sind, weil sie bei 
den geringsten Schwierig- 
keiten ausgewiesen werden 
können. Die hohe Mobilität 
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mals wiederholende Sicher- 
heitsüberprüfungen, ständige 
Bespitzelung am Arbeits- 
platz. Von einer Putzfirma 
wissen wir, daß sie einen 
Hausbesuch zur Vorbedin- 
gung für die Einstellung 
macht, um die persönlichen 
Verhältnisse des zukünfti- 
gen_ "Mitarbeiters" zu über- 
prüfen - und das bei ei- 
nem Stundenlohn von 10 
DM brutto. 

Ein weiteres sehr wich- 
tiges Mittel zur Diszipli- 
nierung ist der Strahlen- 
schutz. Wenn ein Arbeiter 
mal mehr als die zulässige 
Höchstdosis abbekommt, 
heißt das nicht automa- 
tisch, daß er nicht mehr 
arbeiten kann. Da kann es 
dann schon mal vorkom- 
men, daß das Dosimeter 
hinfällt oder beim Dekon- 
taminieren nicht so genau 
abgelesen wird. Den Ärbei- 
tern aber, die versuchen, 
sich gegen die Arbeitsbe- 
dingungen zu wehren, wird 
damit gedroht, sie in ex- 
trem verstrahlte Bereiche 
zu schicken. Außer daß ihr 
Leben direkt angegriffen 
wird, bedeutet das auch, 
daß sie erst einmal für ei- 
ne Zeit von den Kollegen 
isoliert werden. Das Heu- 
ern und Feuern wird damit 
sehr vereinfacht. Der 
Strahlenschutz dient also 
nicht dazu, die Arbeiter 
vor gefährlicher Verstrah- 
Ben zu schützen, sondern 
soll in erster Linie die 
Unternehmer vor dem Ver- 
halten der Arbeiter schüt- 
zen. So will das Kapital 
jeden Organisierungsversuch 
im Keim vernichten. 

Die Atomanlagen sind 
ein Modell für viele Fabri- 
ken, denn die Kapitalisten 
bekämpfen überall die Or- 
ganisation der Arbeiter. 


e - I 


Doch nicht einmal im 
AKW sind die Arbeiter 
ach; kontrollierbar. 
Sie schaffen sich auch hier 
nach und nach die Räume, 
die sie brauchen, um Er- 
fahrungen auszutauschen 
und sich ansatzweise zu 
organisieren. Sie haben 
zum Beispiel erkannt, daß 
sie den Strahlenschutz auch 
rumdrehen und für sich 
nutzen können. Bevor sie 
irgendeine Arbeit überhaupt 
in Angriff nehmen, behar- 
ren sie erst einmal auf ei- 
ner sehr langwierigen Ze- 
remonie:e Dann muß sich 
erst einmal der Kapo die 
Anweisung bei der Leitung 
holen, dann muß nach dem 
Strahlenschutz geschickt 
werden, damit er die 
Räume mit Geigerzählern 
durchmißt; dann müssen 
Pläne studiert werden usw. 
usf. - bis die eigentlichen 
Arbeiten beginnen, verge- 
hen so oft Stunden oder 
Tage. Es gab auch schon 
einige Streiks in Atomanla- 
gen, so zum Beispiel 1976 
in La Hague, wo sich dıe 
Arbeiter gegen die Privati- 
sierung und die daraus fol- 
ae Verschlechterung der 

rbeitsbedingungen wehr- 
ten. "im Februar 1979 
streikten die Arbeiter des 
AKWs Caorso ebenfalls ge- 
gen die schlechten Arbeits- 
edingungen. 


Ein weiteres Beispiel 
für die verbreitete "Arbei- 
terrigidität" ist die Bau- 
phase der AKWs, die fast 
immer doppelt so lange 
wie geplant dauert. Diese 
Verzögerungen kann man 
bestimmt nicht nur den 
Bewegungen gegen _die 
AKWs zuschreiben. In Phi- 
lippsburg haben wir selbst 
erlebt, welche Schwierig- 
keiten de KWU und die 
Fremdfirmen hatten, eine 
Großbaustelle von 3 - 4000 
Arbeitern zu kommandie- 
ren. Auf so einer Großbau- 
stelle gibt es für die Ar- 
beiter immer Poren, sich 
nicht übermäßig zu veraus- 
aben. Jeder Riß in den 

ohrleitungen und die Tat- 
sache, daß nach dem er- 
sten Probelauf 30% der 
Kabel wieder ausgewechselt 
werden müssen, sind Aus- 
druck der mangelnden Kon- 
trolle, über das Verhalten 
der Arbeiter. Der TÜV war 


dagegen die _ wichtigste 
Waffe. Auch auf Druck der 
Grünen wurden die TÜV-Be- 
stimmungen ständig, ver- 
schärft und zum Schluß je- 
de Schweißnaht geröntgt 
und beinahe jedes 
durchgemessen. Trotzdem 
haben die "Störfälle" nicht 
abgenommen und kaum 
einmal konnte bisher ein 
AKW mit seiner Nennlast 
gefahren werden. Aber 
selbst daraus hat das 
westdeutsche Kapital noch 
Nutzen ziehen können. Da 
das Arbeiterverhalten zu 
einer erhöhten Qualitäts- 
kontrolle geführt hat, gel- 
ten die Atomanlagen als 
die sichersten der Welt. 


Das Atomkapital befin- 
det sich in einem grundle- 
genden Zwiespalt: Auf der 
einen Seite ist es mehr als 
in anderen Industrien auf 
die Kollaboration der Ar- 
beiter angewiesen, 
schon die kleinste "Unzu- 
verlässigkeit" riesige Folgen 
nach sich ziehen kann. 
Wenn es aber gegen das 
Verhalten der Arbeiter - 
langsam arbeiten, zusätzli- 
che Pausen schaffen, etc. 
- die Arbeitsbedingungen 
verschärft, wird sich die 
Weigerung,  "mitzudenken" 
und die Bereitschaft zur 
Sabotage eher noch erhö- 
hen. Bisher konnte die 
KWU diesem Problem mit 


einer gewissen Lässigkeit 
begegnen, da der Staat für 
ie dadurch verursachten 
Mehrkosten aufkam und der 
KWU sichere Profite ga- 
rantierte. Riesenhuber kün- 
digte vor einigen Wochen 
an aß die AKWs sich in 
Zukunft selbst tragen müß- 
ten und der Staat sich aus 


der teueren lechnplafie 
zurückziehen werde.Mit 
Ausnahme der WAA in 


Wackersdorf werden atoma- 
re Bauvorhaben nur noch 
halbherzig verfolgt; es wird 
sichtbar, daß der Staat mit 
dem proklamierten "Aus- 
stieg" einen neuen energie- 
politischen Ay einleiten 
will. In den USA ist schon 
seit 78 die Umstellung auf 
andere großtechnische An- 
lagen im Gange - z.B. 
kerieolopisch weiterentwik- 
kelte Kohlekraftwerke; und 
die SPD fordert - spätestens 
seit Tschernobyl die Um- 
stellung auf andere zu- 
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{*) Bis dahin war La 
Hague eine militärische 
Wiederaufbereitungsanlage, 
der Großteil der 
Beschäftigten waren beim 
Staat angestellt - mit den 
dazugehörenden Garantien. 
Die Umstellung auf eine 
kommerzielle 

bedeutete zum einen eine 
Zunahme der radioaktiven 
Verstrahlung, da durch den 
höheren Abbrand der Brenn- 
elemente mehr Spaltproduk- 
te entstehen, die dann in 
der WAA freigesetzt wer- 
den und zum anderen wur- 
den mit der Privatisierung 
sämtliche alten Garantien 
außer Kraft esetzt - die 
Stunde der Sklavenhändler 
hatte geschlagen. 1982 
wurden in Paris während 
einer zentralen Demo ge- 
gen AKWs Sklavenhändler- 
büros angegriffen, die für 
La Hague Arbeiter besor- 
gen. 


N) 
12/1985, S. 
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kunftsorientiertte Technolo- 
gien - sie macht sich da- 
mit zum Fürsprecher der 
Kapitalfraktionen, die er- 
kannt haben, daß die 
Atomindustrie in bezug auf 
die _Neuzusammensetzung 
der Klasse und die Durch- 
setzung neuer Herrschafts- 
formen an ihre Grenzen 
estoBen ist. Diese Position 
at inzwischen auch bei 
führenden Köpfen der 
CDU, wie Biedenkopf, An- 
hänger gefunden In dieses 
Bild paßt auch, daß das 
Kernforschungszentrum 

Karlsruhe seit einigen Jah- 
ren seinen Schwerpunkt 
nicht mehr in der Atom- 
forschung sieht, sondern an 
der Entwicklung von "an- 
wendungsorientierten Tech- 
nologien", wie der Verknüp- 
fung von dezentralen Mon- 
tageinseln und der Entwik- 
klung von Robotersystemen, 
arbeitet. In der Versuchsan- 


lage Jülich nimmt die 
Entwicklung _ von neuen 
Werkstoffen für die Pro- 


duktion einen immer größe- 
ren Stellenwert ein. 

Das alles weist darauf 
hin, daß die AKWs in Zu- 
kunft für die Restrukturie- 
tung keine entscheidende 
Rolle mehr spielen werden 
und da die Atommafia 
nicht mehr mit einer 
staatlichen Subventionierung 
wie in den letzten Jahren 
rechnen kann, muß sie sich 
im Umgang mit dem Ar- 
beiterverhalten neue Me- 
thoden ausdenken, wie sie 
die Arbeiter noch stärker 
zur "Mitarbeit" motivieren 
kann. Sie haben bereits 
sehr genaue Vorstellungen, 
welcher Arbeitertyp sich in 
der Ausbeutung in den 
AKWs am besten machen 
würde: "In der Literatur 
ist in diesem Zusammen- 
hang vom "gesellschaftsun- 
mittelbaren Arbeitnehmer” 
esprochen worden: jede 
er Berndetenn Eigenschaf- 
ten des Beschäftigten wird 
aus der gesamtgesellschaft- 
lichen Perspektive defi- 
niert, von der Fähigkeit, 
die technischen Abläufe 
enau zu verfolgen, um 

efahrenherde rechtzeitig 
zu orten, über die psychi- 
sche Konstitution, die es 
erlaubt, die damit verbun- 
denen Spannungen auszuhal- 
ten, bis hin zu einem 


Höchstmaß an sozialer In- 
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tegration. In der riskanten 
Technologie darf kein Risi- 
ko in der Person des Ar- 
beitnehmers liegen."* Eines 
der besten Instrumente zur 


"sozialen Integration", d.h. 
Bespitzelung, in den Be- 
trieben sind noch immer 


die Gewerkschaften. So 
könnte eine Möglichkeit 
der Atomindustrie, die Ar- 
beiter enger an die Ziele 
der Produktion zu binden, 
darin liegen, endlich den 
Gewerkschaften die Türen 
zu öffnen - sie klopfen ja 
schon lange genug an. 


Was die Diskussion über 
die WAA in letzter Zeit 
weitgehend bestimmt, _ ist 
die Frage, ob die AA 
nun tatsächlich gebaut wird 
und welche Interessen, die 
hinter ihr stehen, sich 
letztendlich durchsetzen 
werden. Die _ wichtigsten 
Argumente wollen wir hier 


kurz zusammenfassen: 
Schließung des Brennstoff- 
kreislaufs. 1980 hat eine 


Enquete-Kommission des 
Bundestags die zukünftige 
Entwicklung der Kernener- 
gie in zwei Phasen unter- 
schieden. "Kernenergie ı" 
ist die Generation der 
Leichtwasserreaktoren, die 
aufgrund der "begrenzten" 
Uranvorkommen nur für ei- 
ne Übergangszeit gedacht 
sind. Mit "Kernenergie 2" 
ist der Ainscieg in die Plu- 
toniumwirtschaft, also 
Schnelle Brüter und Wie- 
ee ug onlage; e- 
meint. Die WAA ist dem- 
nach notwendig, um den 
Schnellen Brüter betreiben 
zu können und sich unab- 
hängig von ausländischen 
Uranlieferungen zu machen. 
Verf rkeit über die 
Atombombe. Die "Ver- 
suchs-WAA" in Karlsruhe 
verfügt schon seit langem 
über alles, was man so zur 
Atombombenherstellung 


braucht. Die Bombe hätte 
also schon längst gebaut 
werden können. arum 
geht es den Kreisen, die 


WAA „.. 


mit der WAA militärische 
Interessen verfolgen, aber 
gar nicht. Ihnen geht es 
um die ichkeit, inner- 
halb kürzester Zeit Atom- 
bomben im großen Maßstab 
zu bauen. Diese Interessen 
drücken sich alle in der 
Visage von Strauß aus, der 


sich schon immer, zum 
Fürsprecher dieser Kreise 
emacht hat (erster 


tomminister, als Verteidi- 
Buresminnter hat er Star- 
ighter für den atomaren 
Erstschlag besorgt). Aus 
dem Grund ist es 
verwunderlich daß die 
WAA letztendlich in Bay- 
ern a werden soll. 
ternationale Abkom- 
men. Die deutsche Atomin- 
dustrie ist sehr eng an eu- 
ropäische Verträge und 
Entwicklungsabkommen ge- 
en So wie hinter dem 
Schnellen Brüter, werden 
auch hinter der WAA ge- 
meinsame europäische _In- 
teressen stehen. 1988 läuft 
das Lieferabkommen mit 
La Hague aus und eine 
Verlängerung ist nicht in 
Sicht. Schon jetzt gehört 
bei jedem AKW Zur 
Grundausstattung ein "Zwi- 
schenlager", in dem die 


abgefahrenen _Brennstäbe 
über Jahre gelagert wer- 
den, weil die Endlager- 


und Aufbereitungskapazitä- 
ten Er überlastet sind. 

Die Diskussion darüber, 
wer sich was von der 


WAA verspricht, gleitet 
allzuoft ins Spekulative ab 
und geht selten über: die 
Ebene des offensichtlich 
Erkennbaren hinaus. Uns 
geht es hier nicht darum, 
noch mehr Verwirrung zu 
stiften; deshalb lassen wir 
die Kulissen Kulissen sein. 
Wir wollen den Blick lieber 
darauf richten, wie.sich 
die Situation mit der WAA 
verändert bzw. verändern 
soll - für das Kapital, die 
Klasse und die Zusammen- 
setzung in der Region. 

Zuerst ist festzuhal- 
ten, daß sich die Wieder- 
aufbereitung noch immer in 
der Experimentierphase be- 
findet. Das zeigen die vie- 
len Unfälle in den schon 
bestehenden WAAs und die 
Tatsache, daß es noch 
nicht gelungen ist, die 
ARBIEEUR von Plutonium 
in den Rohrleitungen un 
Tanks während .des Ab- 
trennvorgangs zu  verhin- 
dern. ei zwei Kilo wird 
das abgelagerte Plutonium 
kritisch, es kommt wie bei 
der Atombombe zu einer 
Kettenreaktion, die nicht 
mehr ebremst werden 
kann. xperimentierphase 
heißt auch, daß sich die 
Kapitalisten - wie in den 
soern in der Atomfor- 
schung - Erneuerungen er- 
hoffen, die dann in andere 
Produktionszyklen einge- 
führt werden können. 
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Veränderungen 
in der Arbeitsorganisation 


In die Arbeitsorganisation 
der WAA fließen die "posi- 
tiven" Erfahrungen ein, die 
das Kapital sowohl in den 
"modernen" Abteilungen der 
Großindustrie als auch. in 
den AKWs gesammelt hat. 
Die WAA ist wie eine Fa- 
brik organisiert, sie besteht 
aus mehreren Abteilungen 
und die Aufspaltung der 
Arbeiter in Einrichter, Ma- 
schinenführer, "Handlanger" 
für Transport und Zuliefer- 
arbeiten, Wartungs- und In- 
standsetzungsarbeiter finden 
wir in jeder größeren Me- 
tall- lektro- oder Che- 
miefabrik wieder. Schon im 
Normalbetrieb werden viele 
der Arbeiter über Sklaven- 
händler beschäftigt sein. 
Diese Mobilität wird noch 
durch die Revision ver- 
stärkt. In der WAA wird 
die Revisionsdauer, die in 
einem ungefähr mit 
zwei Monaten pro Jahr 
veranschlagt wird, auf ein 
halbes Jahr gesteigert. Da 
die WAA während der Re- 
vision nicht abgeschaltet 
wird, werden wahrscheinlich 
über das ganze Jahr ver- 
teilt Revisionen stattfinden. 
Damit gibt es praktisch 
keinen '"Normalbetrieb" 
mehr, für die Arbeiter 
wird es noch schwieriger, 
sich gegen die Arbeit 


| Strukturen zu schaffen. 


weiter gehts auf 
Seite 54 


Der Sozialstaat war nie ein wirklicher 
Fortschritt für die Arbeiterklasse und ist 
es auch heute nicht! Für jeden, der Sozi- 
alleistungen bezieht, ist sein wahrer Cha- 
rakter: Unterdrückung, täglich erfahrbar. 


Fowlers Vorschläge, das System der sozia- 
len Absicherung zu reformieren, zeigen 
zumindest, was für ein Schweinepack die 
derzeitige Regierung ist. Labour Party und 
TUC antworten darauf, indem sie uns zu 
einer Kampagne "Verteidigt den Sozial- 
staat" aufrufen. Halten sie uns für voll- 
kommene Idioten? Fowlers Vorschläge sind 
keine grundlegende Reform des Sozial- 
staats, wie man uns glauben machen will. 
Sie zıelen lediglich auf seine Anpassung 
an die veränderten Bedingungen der Mas- 
senarbeitslosigkeit und auf die Vertiefung 
der Spaltungen innerhalb der Arbeiterklas- 
se. Neben dem halbherzigen Versuch, un- 
ter den Leistungen und Regelungen aufzu- 
räumen, die sich als Konfliktpotential 
angesammelt haben und so die "Armutsfal- 
le" zu beseitigen, zielen sie auf die Kür- 
zung der Unterstützungen für "die Ar- 
men". Diese sollen abhängiger gemacht 
werden, sie sollen gezwungen werden, ihre 
Energien mehr dem Überleben als dem 
Revoltieren zu widmen und die anderen 
Teile der Klasse sollen durch die Drohung 
mit der "Hölle Armut" eingeschüchtert 
werden. Schließlich soll die Trennungslinie 
zwischen Armen und relativ Wohlhabenden, 
jenen, die Jobs und Durchschnittslöhne ha- 
ben, deutlicher sichtbar gezogen werden. 


Denn auf diese Wohlhabenden soll sich die 
"Demokratie der Haus-, Zweitwagen- und 
Aktienbesitzer" stützen; in ihnen sehen die 
Tories das lebende Bollwerk gegen den 
Widerstand, der sich an der Neuaufteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums zugunsten 
der herrschenden Klasse entzündet. Jeder, 
der Augen hat, kann das sehen. 


Weniger leicht zu sehen ist, daß der So- 
zialstaat nie ein wirklicher Fortschritt für 
die Arbeiterklasse war und es auch heute 
nicht ist. Noch viel weniger sollten wir 
um seine Verteidigung kämpfen. Für jeden, 
der heute Sozialleistungen bezieht, ist sein 
wahrer Charakter: Unterdrückung, tagtäg- 
lich erfahrbar. Das entsetzliche Elend der 


THE WELFARE STATE 
ISN’T NOW, AND NEVER WAS, 


A GENUINE GAIN FOR 
THE WORKING CLASS 


Alten, 


die von unzulänglichen Mieten le- 
ben. Der endlose bürokratische Sumpf bei 
den Mietbeihilfen. Die Arroganz der 
Hohepriester des Gesundheits- und Sozial- 
wesens. Der unmenschliche Alptraum, der 
dem System der sozialen Sicherung anhaf- 
tet - und so fort. 


Immer noch denken viele, diese ihre Er- 
fahrungen seien nicht Ausdruck von Cha- 
rakter und Funktionsweise des Sozialstaats, 
sondern lediglich Resultat einiger "Form- 
fehler" und Unangepaßtheiten, die sich 
durch einige Reformen lösen ließen. Die- 
ses Mißverständnis ist von Labour und an- 
deren Linken genährt worden, seit es den 
Sozialstaat gibt. Sie stellen sich selbst als 
die fortschrittliche Kraft dar, die allein 
diese "Formfehler" lösen und diese "Errun- 
enschaften" verteidigen kann. Die aktuel- 
e Kampagne ist nur ein weiterer Versuch, 
"unser Volk" im Hinblick auf die aktuellen 
Wahlen für Labour zu mobilisieren. 


Heute wird den Kürzungen und dem Mo- 
netarismus der Tories die Schuld an die- 
sen "Fehlern" gegeben. Wir müssen wohl 
nicht daran erinnern, daß die Regierungen 
Callaghan/-Wilson sich zuerst Kürzungen 
der Sozialausgaben und eine monetaristi- 
sche Politik zu eigen machten. 


Der Sozialstaat ist genau das zeitgerechte 
Gesicht des kapitalistischen Staats. Er 
bietet all die Leistungen und die finan- 
zielle Unterstützung, die wir brauchen, 
aber nicht, weil wir sie brauchen, sondern 
weil der Kapitalismus sie für uns braucht, 
damit wir für das Kapital als industrielle 
Reservearmee überleben. Wir brauchen uns 
nicht zu wundern, wenn der Kapitalismus 
die Sozialausgaben beschneidet oder nach 
seinen Prioritäten neue Bedingungen für 
ihren Bezug erläßt. Die kapitalistische Ge- 
sellschaft kommt nicht umhin, unsere 
Grundbedürfnisse zu decken, denn sie hat 
sich gerade entwickelt, indem sie unsere 
Möglichkeiten, uns selbst zu versorgen, 
systematisch zerstörte. 


Der moderne britische Sozialstaat entwik- 
keite sich über Jahrzehnte, in denen die 
Einzelkapitalisten nach und. nach akzeptie- 
ren mußten, daß die Kontrolle der gesam- 
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ten gesellschaftlichen Bedingungen, unter 
denen sich die Produktion ihrer Profite 
abspielt, notwendig ist. Schließlich brau- 
chen sie eine gesunde, geschulte Arbeits- 
kraft. Arbeiter, die motiviert sind, weil 
sie sozusagen ihren Einsatz auf diese 
Gesellschaft gesetzt haben und nicht, weil 
sie in Angst vor vollkommener Enteignung 
und. äußerstem Elend leben. Andererseits 
müssen sie direkten Zugriff auf jeden 
wesentlichen gesellschaftlichen Bereich ha- 
ben, um ihn formen und beherrschen zu 
können und die Ausbreitung kapitalistischer 
Beziehungen in allen See lüschefelichän Be- 
reichen durchzusetzen. 


Gegenwärtig ist die Tendenz wachsende 
Atomisierung und Isolierung der Klasse. 
Wir können aber darauf vertrauen, daß die 
zunehmende Armut sowie jede Veränderung 


des Systems zu ihrer Kontrolle, wie es 
Fowlers Pläne vorsehen, ein kollektives 
Verhalten decr Menschen, schon um ihr 


Überleben zu sichern, umso mehr auf die 
Tagesordnung setzt. Andererseits wird die 
wachsende Entfremdung, die sich weit 
außerhalb der Umklammerung durch die 
kapitalistische Gesellschaft entwickelt, die 


für die kapitalistische Akkumulation grund- 


legende gesellschaftliche Kooperation 
unterminieren. 

Die Anfänge kollektivevr Kämpfe zeigen 
sich in der organisierten Jagd auf 


Schwarzarbeitsfahnder, in den Kämpfen 


gegen Krankenhausschließungen und, am 
deutlichsten, kürzlich in den riots und 
beinahe - riots. 

Wir glauben, daß die einzige Lösung für 


Armut, Ausbeutung und soziale Trennung 

in der Zerstörung jeder Gesellschaftsform 
liegt, die diese Momente verewigt und 

institutionalisiert. Wir glauben, daß wir 
wirksamere Formen von kollektivem und 
individuellem Widerstand und Angriff ent- 
wickeln müssen. Das können wir nicht, 
indem wir für die Verteidigung des Sozial- 
staats kämpfen. Denn das hieße eher, die 

Entwicklung des Widerstands zu blockieren. I 


Alles, was der Sozialstaat braucht, 


ist ein Tritt in die Eier! 


Dieses Flugblatt ei- 
ner englischen Grup- 
e, die sich "Red 
utchers Shop Ste- 
wards Committee" 
nennt, haben wir 
hier abgedruckt, da 
es eine klare und 
eindeutige Position 
zum Sozialstaat ver- 
tritt. Es nimmt klar 
Stellung gegen alle 
Mythen über den So- 
zialstaat wie sie 
auch hierzulande die 
Arbeit von Erwerbs- 
loseninis und Kampa- 
gnen gegen den So- 
zialabbau bestimmen. 


In der Nr. 34 der Karlsruher Stadtzeitun 
haben wir schon mal versucht, den, Sozial- 
staat von seiner Entstehung wie von seiner 
heutigen Funktionsweise her als Instrument 
des kapitalistischen Arbeitszwangs zu ent- 
schlüsseln. Große politische Wirkung hat 
diese Analyse nicht gehabt. Die Forderung 
an den Staat, den Sozialstaat durch die 
Einführung eines "garantierten Mindestein- 
kommens" zu effektivieren, blieb weiter im 
Rennen. Allerding ist in breiten Kreisen 
der Autonomen klargeworden, daß sozial- 
sfaatliche Forderungen oder gar eine Betei- 
ligung am "Umbau" des Sozialstaats nicht 
unsere Sache sein kann! Die Existenzgeld- 
forderung verlor ihre anfängliche Attraktivi- 
tät und ihre Verfechter scheinen sich nun 
mehr auf die "politische Ebene" zu konzen- 
trieren (Grünenhearing zur sozialen Absiche- 
rung oder auf kommunaler Ebene), was nur 
die Konsequenz aus diesem reformistischen 
Konzept ist. Aber nicht nur an der Exi- 
stenzgeld-Debatte stehen entscheidende Au- 
seinandersetzungen an, von denen die wei- 
tere Politik der Inis im sogenannten Er- 
werbslosenbereich abhängen wird. 


Das ge pe Flugblatt, das anläßlich einer 
TUC (der 'englische DGB) - Kampagne zum 
"Sozialabbau" verteilt wurde, zeigt uns, wie 
wichtig es ist, unsere Position zu diesem 
ganzen Rotstiftrummel klarzukriegen und 


offensiv zu vertreten. Bei der Kampagne 
des DGB im letzten Herbst hatten einige 
Initiativen versucht, mit eigenständigen 


Themen (Sozialhilfe, Zwangsarbeit, Asylan- 
ten ...) in die Öffentlichkeit zu treten, was 
aber letzlich doch nur kritisches Anhüängsel 
der DGB-Kampagne blieb. Die dabei ge- 
machte Erfahrung, daß auch manche Ge- 
werkschafter Menschen wie Du und ich 
sind, führte zu bezeichnenden Neueinschät- 
zungen der Gewerkschaften. (Der Artikel in 
der "Schwarze Katze" aus Hamburg ist ein 
Beispiel dafür. Die ehemals autonome Ver- 
urteilung der Gewerkschaften läßt sich of- 
fensichtlich genauso unbegründet durch dif- 
ferenzierende Annäherungsversuche ersetzen. 
Eigentlich hatten wir daher in dieser 
Nummer nochmal grundsätzlich was zu den 
Gewerkschaften und ihren aktuellen Kampa- 
nen sagen wollen, was wir uns wegen der 
rbeitsüberlastung des damit beauftragten 
Gewerkschaftssekretärs fürs nächste Mal 
aufheben!) 


Sowohl bei der Beteiligung an der Exi- 
stenzgeldebatte wie bei der Fühlungsnahme 
mit den Gewerkschaften geht es letzlich 
um die Frage, ob es noch um eine revolu- 
tionäre Veränderung geht oder ob der 
Schritt zur Beteiligung an der Verwaltung 
dieser maroden Gesellschaft - natürlich nur 
zu rag aller Besten! - bereits vollzogen 
wird. 

Unmittelbarer deutlich wird dies an der 
Haltung der Inis zum sogenannten "Zweiten 
Arbeitsmarkt": der frühere Kampf gegen 
Zwangsarbeit schlägt mit diesen neuen Pro- 
grammen um in Forderungen nach "Arbeits- 
gelegenheiten" und Beteiligung. Viele Inis 
versuchen als erstes, sich ihre Arbeit durch 
Verträge aus diesen Programmen finanzieren 
zu lassen. Warum sie vom Staat ‚gegen den 
sie doch vormals kämpfen wollten, nun be- 
zahlt werden, ist kein Thema. Sie haben 
höchstens noch die Bedenken, daß ja auch 
der 2. Arbeitsmarkt auf ihre Ablehnung 
stößt, aber letzendlich die "Arbeit" der 
Gruppe absichert. Die Professionalisierung 
der Initiativenarbeit als Sozialarbeit zur 
Konflikteindäammung - dieses Konzept, das 
ja auch hinter dem 2. Arbeitsmarkt steckt, 
scheint aufzugehen. Die Initiativen jammern 
dann zwar arüber, daß sich die "Basis" 
nicht mobilisieren läßt und nur ihre Bera- 
tung als Dienstleistung in Anspruch nimmt, 
sehen aber die Wurzel dieses Phänomens 
nicht in ihrer eigenen Etablierung. Die pro- 
fessionalisierte Beratung wirkt ja trotz al- 
ler guten Vorsätze als Demobilisierung, in- 


dem sie den Leuten erklärt, daß ihnen 
soundsoviel zusteht - und kein Pfennig 
mehr! 
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Diese Professionalisierung drückt aber auch 
aus, daß eine Debatte über den Sozialstaat 
und seinen Gebrauch nie stattgefunden hat. 
Die Konzentration auf die Durchsetzung 
von Ansprüchen gegenüber dem Sozialstaat 
und die dafür nötige Beratung über rechtli- 
che Anspruchsgrunslagen ließ die Frage 
vergessen, warum denn der Staat überhaupt 
einen Sozialloehn finanziert, wie dieser an 
das kapitalistische Interesse gebunden ist. 
Die einfachste Lösung lag dann darin, diese 
Leistungen als etwas Erkämpftes hinzustel- 
len - wozu die englischen enossInnen das 


Nötige gesagt haben! 


Erwerbslosenorganisation gegen Klassenkampf ? 


Mit dem sprunghaften Anstieg der Arbeits- 
losenzahlen zu Beginn der 80er Jahre wur- 
de die Mobilisierung der neuen Massenarmut 
in den Metropolen als eine revolutionäre 
Perspektive diskutiert. Das Ansetzen an der 
Massenarmut sollte einen Ersatz für den in 
den 70er Jahren verbreiteten Bezug auf die 
Arbeiterklasse darstellen, die mit der Krise 
endgültig "geschlagen" bzw. "integriert" zu 
sein schien. Ähnlich wie es die englischen 
GenossInnen überlegen, erhofften sich einige 
Gruppen von den weiteren sozialen Kürzun- 


gen eine Vereinheitlichung des Widerstands 
von unten. 

Eine widersprüchliche Hoffnung, da die 
Funktion des Sozialstaates darin besteht, 
die einzelnen Lebenssituationen aufzuspal- 
ten. In den letzten Jahren haben wir er- 
lebt, wie der Staat mit seinen sozialen 


"Operationen" auf jeden Ansatz von Homo- 
genisierung reagiert hat. 

Wie weit diese Spaltungen funktionieren, 
zeigt selbst noch mal die Entwicklung von 
Initiativen im Erwerbslosenbereich. In dem 
Maße, wie das Konzept "Betroffenenorgani- 
sation" am fiktiven Status erwerbslos fest- 
gemacht wurde, schlägt es der Vereinheitli- 
chung von Kämpfen ins Gesicht. Allein eine 
Forderung wie "Nulltarif für alle Erwerbslo- 
se" markiert das: im Unterschied zur 
rundsätzlichen Nulltarifforderung der 70er 
ahre wird sie nun für einen Teil der 
Klasse aufgestellt, der sich so höchstens 
über sozialstaatliche Klassifizierungen ab- 
renzen läßt. Die Forderung nach einem 
rwerbslosen-Pass war daher trotz aller 
Volkszählungs-Erfassungsängste folgerichtig. 


Mit dieser organisatorischen und politischen 
Abgrenzung, die die Initiativen selbst zie- 
hen, gehen die Spaltungsabsichten des Kapi- 
tals auf: Arbeitsplatz"besitzer" und Ar- 
beits"lose" werden erstmal getrennt, um sie 
dann gegeneinander ausspielen zu können. 
Die wirkliche Situation der Klasse wird 
damit ignoriert. Arbeitslosigkeit ist kein 
sozialer Status, sondern das Medium zur 
Durchsetzung neuer Ausbeutungskonzepte. 
Arbeitslosigkeit als wiederkehrende Situa- 


tion, die neue, andere, schlechtere Ausbeu- 
tungsverhältnisse durchsetzt; Arbeitslosigkeit 
als vorgezogener Eintritt der Ausgepowerten 
in die "Rente" usw. Und genauso wird 
. Übersehen, daß der Zwang zur Arbeit, der 
das Klassenverhältnis ausmacht, an den 
"Arbeitslosen" nicht vorübergeht. Sei”s der 
"lockere" Schwarzjob, die intensivierte täg- 
liche Reproduktionsarbeit, die kleinen Ver- 
käufe auf dem Trödelmarkt oder die tägli- 
che Anstrengung des Einklaufens, das be- 
setzte Haus renovieren - gearbeitet wird 
hier allemal, nur wird das nicht als Arbeit 
wahrgenommen. Nebenbeigesagt, das Kapital 
versucht bei jeder Umstrukturierung uns 
einzureden, daß wir eigentlich gar nicht 
mehr arbeiten ("Tertiarisierung" genannt). 
Gegen diese vielfältige Zusammensetzung 
der Klasse, die ihre Einheit im Kampf ge- 
gen die Arbeit findet, Arbeitslose in beson- 

erer Weise zu organisieren oder sich als 
deren Vertretung zu etablieren, deckt sich 
mit den politischen Absichten des Regimes. 
Der FDP-Vorschlag, "die Arbeitslosen" an 
Tarifverhandlungen zu beteiligen, ist sicher 
etwas überzogen, aber er zeigt das Interes- 
se des Staats, auf eine anerkannte Vertre- 
tung "der Arbeitslosen" zurückgreifen zu 
können! Wie das zur Durchsetzung neuer 
Bedingung benutzt werden könnte, belegt ja 
der Arbeitsmarkt; die ehemaligen Kritiker 
der Arbeitsmaßnahmen liefern nun durch ih- 
re Beteiligung daran die politische Legiti- 
mation der Prekarisierung. Ähnliches dürfte 
die FDP im Sinn gehabt haben, als sie ih- 
ren Kopf so weit aus dem Fenster streck- 
te. Die Grünen und andere politische Grup- 
pen sind bereits dabei, solche "Vertretun- 
gen" aufzubauen! 


Wir haben hier bewußt keine bestimmten 
Initiativen angesprochen, sondern auf allge- 
meine Tendenzen hingewiesen. Es gibt nicht 
"die" Initiativen und die hier formulierte 
Kritik ist zum Teil Inhalt der Debatte un- 
ter den verschiedenen Initiativen. Umso 
wichtiger finden wir es, daß diese Debatte 
in den einzelnen Städten, in dieser Zeitung 
oder sonstwo geführt wird! 


The oppressive reality of it 
is all too obvious to those 


in receipt of its ‘benefits’ 


Published by the Red Butchers Shop Stewards Committee 
c/o 84b Whitechapel High St, London E1 
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viele Arbeitsmärkte ... 


Staatlicher Arbeitszwang als 
Prekarisierungspolitik. 


Mit dem Ausbau der Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, der Zwangsarbeit für Sozial- 
hilfeempfänger und einem Wust von Förder- 
maßnahmen und Kursen flankiert der Staat 
die allgemeine Prekarisierung. Wer ver- 
sucht, sich den neuen Zumutungen des Ka- 
pitals durch den Gebrauch von Arbeitslo- 
senkohle oder Sozialhilfe zu entziehen, 
wird nun über die sozialstaatlichen In- 
stitutionen zu Billiglohnarbeit, befri- 
steten oder Teilzeitjobs gezwungen. Unter 
dem Mythos von staatlicher Arbeitsförde- 
rung werden in diesem Bereich Ausbeu- 
tungsbedingungen entwickelt, die erst 
später gesetzlich für den "freien Ar- 
beitsmarkt" freigegeben werden. Aber ge- 
nauso wie für die Unternehmer haben die 
neuen, entgarantierten Ausbeutungsbedin- 
gungen auch für den Staat einen wider- 
spruchlichen Charakter. Sie funktionieren 
nur solange als politisches Spaltungsin- 
strument gegen die Klasse, wie es nicht 
in neuen Bereichen durch ihre Verbreitung 
zu Ansätzen von Vereinheitlichung und da- 
mit kollektivem Kampf kommt. 


Politische Spaltung und 2. Arbeitsmarkt 


Was hinter den Sorgen der Kommunen um die 
steigenden Sozialhilfeausgaben steckt, 
ist die steigende Zahl von Menschen, ins- 
besondere Jugendlichen auf dieser unter- 
sten Einkommensebene. Bei den Versuchen, 
die klassische Zwangsarbeit, die in den 
Jahren der Vollbeschäftigung den soge- 
nannten "Randgruppen" aufgedrückt werden 
konnte, entsprechend der Zunahme der So- 
zialhilfempfängerInnen auszuweiten, stie- 
ßen die Ämter auf ein brisantes neues Ge- 
misch: entgarantierte Facharbeiter und 
Akademiker, die ihre Zwangsverpflichtung 
als "Skandal" empfanden; Juyendliche, de- 
nen Arbeit, egal in welcher Fom, gleich- 
gültig war und die verstärkt nach der Re- 
volte 81 das Sozi "entdeckt" hatten; Asy- 
lantInnen, die aus der imperialistischen 
Politik die Konsequenz gezogen hatten, 
sich die sozialen Möglichkeiten eben in 
den Ursprungsländern der von ihnen erfah- 
renen politischen und ökonomischen Gewalt 
anzueignen, worunter sie alles andere als 
Zwangsarbeit verstanden... Gegenüber der 
Einheitlichkeit des Arbeitszwangs konnte 
von diesen verschiedenen Subjekten eine 
gemeinsamen Verweigerung ausgehen, auch 
wenn hier bereits die unterschiedlichsten 
Interessen und Forderungen sichtbar wur- 
den, wie im 1.Teil des Kölner Berichts 
beschrieben wurde. 


Landesprogranm NRW: 
neue Arbeit für neue Armut 


Jm dieser Vereinheitlichung zu begegnen, 
begann das Land Nordrhein-Westfalen 1984 
mit einem Programm, das auf jugendliche 
Sozialhilfeempfänger und insbesondere auf 
qualifizierte zielte. Die kommunalen So- 
zialämter erhalten einen Zuschuß, wenn 
sie solchen SozialhilfeempfängerInnen, 
statt sie in die übliche Zwangsarbeit zu 
schicken, das "Angebot" von ein- bis 
zweijährigen Arbeitsverträgen machen. Ne- 
ben der Differenzierung des Arbeitszwangs 
in diesem Bereich sollten die Leute durch 
den anschließenden Bezug von Arbeitslo- 
sengeld oder -hilfe auch in einen anderen 
institutionellen Bereich abgeschoben wer- 


den. 1984 wurden in NRW mehr als 2000 
solcher Verträge abgeschlossen, 1985 
nochmals 2800. In einer Studie zur Wirk- 


samkeit dieses Programms wird die Ini- 
tialfunktion herausgestellt: das Programm 
wurde in Kommunen angewendet, die bislang 
überhaupt keine Form der Zwangsarbeit be- 
nutzt hatten. Zweitens nimmt die Variante 
der vertraglich geregelten Zwangsarbet 
von 83 auf 84 stark zu. Die alte Zwangs- 
arbeit, die 84 noch stark angestiegen 
war, wird dabei wieder auf das Ausmaß von 
83 zurückgefahren, aber sie macht weiter- 
hin zwei Drittel aller Arbeitsformen beim 
Sozi aus! Im Gegensatz zur alten Zwangs- 
arbeit sind im neuen Programm über ein 
Drittel der Leute "qualifiziert" (Berufs- 
ausbildung oder Uniabschluß) und ein 
Fünftel wird auch "qualifiziert" einge- 
stellt. Die Abbruchquote liegt unter 15%, 
also im Vergleich zur 1,50 DM-Arbeit sehr 
niedrig. Bemängelt wird von der Studie 
das unzureichende Wissen der Ämter über 
die Qualifikation und Geschichte der So- 
zialhilfeempfängerInnen, was eine geziel- 
te "Arbeitsvermittlung" erschwere, d.h. 


die politische Aufspaltung kann nicht ge- 
rau genug erfolgen, was aber durch "wich- 
tige Aufbauarbeit" angegangen werde. Es 
wird für möglich gehalten, diese Form auf 
20% der SozialhilfeempfängerInnen auszu- 
dehnen. Ein Problem sehen sie in der 
Stellenvermittlung für ehemalige Indu- 
striearbeiterInnen und schlagen damit in- 
direkt die Ausweitung dieser Arbeitsform 
in den industriellen Bereich vor. 

Von den Beschreibungen einzelner kommuna- 
ler Ausgestaltungen der verschiedenen Ar- 
beitsformen ist vor allem das Essener in- 
teressant, weil es die verschiedenen Va- 
rianten gezielter als in anderen Städten 
verknüpft: erst nach einer sechsmonatigen 
Arbeitserprobung in der alten Zwangsar- 
beit wurde ein Vertrag nach dem Landes- 
programm gemacht. Entgegen dem Landes- 
trend wurde daher in Essen auch die alte 
Zwangsarbeit 1985 ausgeweitet. Aus sol- 
chen Studien läßt sich nicht der Arbei- 
terwiderstand entschlüsseln, aber Proble- 
me hat auch die Stadt Essen. Von 544 Ver- 
trägen wurden 100 abgebrochen, die mei- 
sten wegen Unpünktlichkeit und Fernblei- 
ben von der Arbeit! 


Mythos des Arbeitsmarktes 


Mit der Zusammenfassung verschiedener 
Maßnahmen des Sozial- und Arbeitsmarkts 
in einem "Zweiten Arbeitsmarkt" ändert 
sich an den einzelnen Formen des Arbeits- 
zwange nicht viel. Aber durch ihre Ver- 
kopplung können Illusionen an die einzel- 
nen Maßnahmen geknüpft werden, die mögli- 
chen Widerstand aufspalten. Genauso wie 


Zwei JAHRE ERFAHRUNGEN MIT DER KOMMUNALEN | 


ZWANGSARBEIT IN KÖLN 


Teil 
Beim Abdruck des ersten Teils 
in der letzten Nummer sind 
aufgrund des Satz- und 
Layout-Chaos Untertitel und 
Zwischenüberschriften verloren- 


gegangen. Auch als stichwortar- 
tige Erinnerung an den 1. Teil 
seien sie hier aufgeführt: 


- Die 1,50 DM-Zwangsarbeit wird ausgehöhlt - 1984 
- Unruhe auf den Amtern und Verrechtlichung als Antwort 
- Intervention von außen oder Selbstorganisation? 


- Supermarkt der Billiglohnarbeit 


- "Neue Armut" - die Spaltungstinie der Armutsverwalter! 


Ende 1984 wurde immer 
sich die Stadtverwaltun 
des Arbeitszwangs für N moiiiger 
einfallen lassen mußte. Hatte die SPD 
schon in ihrem Kommunalwahlprogramm für 
‘84 von "Zwangsarbeit" gesprochen (!), so 
nahmen sich auch die bürgerlichen Medien 
des Themas an. Der Kölner Stadtanzeiger 
brachte z.B. im Noveniber eine ganzseitige 
Reportage, mit Bildern von einer Demon- 
stration auf der Einsatzstelle Friedhof. Als 
wir für Anfang November zu einem Go-in 
beim Sozialdezernenten mobilisierten, kamen 


deutlicher, daß 
eine neue Form 
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ein Lehrling seine jahrelange Billiglohn- 
arbeit mit der Hoffnung auf einen Fachar- 
beiterjob auf sich nimmt, soll ein städ- 
tischer Zwangsarbeiter auf weitere Mög- 
lichkeiten im 2. Arbeitsmarkt setzen: 
"Die Arbeitsverträge sollen so offen kon- 
zipiert werden, daß ein Einbeziehen in 
einen zu schaffenden 2. Arbeitsmarkt mög- 
Tich ist, (aus dem SPD-Antrag zur 
Neuordnung der Zwangsarbeit in Köln.) Nur 
wenn dies gelingt, könnten auch die Ein- 
satzplätze vermehrt werden, was zur Zeit 
trotz ständiger Nachfragen der Stadtver- 
waltung an der bekannten Arbeitsverweige- 
rung dieser ArbeiterInnen scheitert. Der 
Begriff des "2. Arbeitsmarkts" ist ist 
daher nicht zufällig gewählt. Im Unter- 
schied zur früheren Betonung der Beson- 
derheit staatlicher "Beschäftigungsmaß- 
nahmen" soll nun die Vergleichbarkeit zum 
normalen, marktförmig organisierten Ar- 
beitszwang herausgestellt werden. Damit 
wird die Bezeichnung auch der in der bür- 
gerlichen Öffentlichkeit lautgewordenen 
Kritik an der Zwangsarbeit gerecht. Denn 
diese entzündete sich nicht an der Funk- 
tion der Zwangsarbeit für den allgemeinen 
Arbeitszwang des Kapitals, sondern aus- 
schließlich an dem fehlenden Mythos der 
Freiwilligkeit, wie er dem Arbeitsmarkt 
anhaftet. Damit fällt für unsere Aktivi- 
tät die Unterstützung aus dieser Ecke 
weg, was wir aber als Vorteil begreifen: 
wir können deutlicher sagen, daß wir uns 
gegen die Arbeit richten, ohne ständig 
den Verfälschungen einer liberal-reformi- 
stischen Kritik entgegnen zu müssen. 


1 


— 
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etwa 70 Leute aus einem breiten Spektrum 
von Selbsthilfegruppen über DKP bis hin zu 
den Autonomen. ie 1,50 DM-Zwangsarbeit 
war gerade deswegen angreifbar geworden, 
weil sie unterschiedslos allen Sozialhilfe- 

empfängern aufgedrückt wird - dem nicht- 
seßhaften Berber wie dem arbeitslosen Di- 
lompädagogen. Vor diesem Hintergrund ge- 
ang es dem Sozialamt auch immer weni- 

er, bei der Stadt selbst neue Arbeitsstel- 
en aufzutreiben, da es für die städtischen 
Betriebe einen unverhältnismäßigen Aufwand 
bedeutete, die unmotivierten Zwangsarbeiter 
zu kontrollieren. In "sensiblen" Bereichen 

wie z.B. Kindertagesstätten war die "Frei- 
willigkeit" des Arbeitseinsatzes Vorausset- 
zung. Um die Arbeitsstellen im selben Um- 
fang ausweiten zu können, wie die Zahl 

der Sozialhilfeempfänger - gerade der jun- 
gen - stieg, und um deren Arbeitseinsatz 
auch produktiv gestalten zu können, war 

ein neues Instrumentarium erforderlich. 
Durch die massive Ausweitung des Ge- 
brauchs von Sozialhilfe konnte diese Form 
von Zwangsarbeit nicht mehr als Repression 
gegen eine kleine "Randgruppe" wirken, 

sondern wurde zu einem Ansatzpunkt von 
kollektiven Aktionen dieses Teils der Klas- 
se. 


Die große Koalition der Arbeitsbeschaffer 


Genau das meinte die SPD, als sie im So- 

zialausschußR vom Dezember "84 ihren An- 
trag zur Neuordnung wie folgt begründete: 
Die Maßnahme "Hilfe zur Arbeit" wird "zu- 
nehmend als Arbeitspflicht empfunden, als 
Zwangsarbeit charakterisiert und verfehlt 
damit den angestrebten Rehabilitationsef- 
fekt." Eine neue Gestaltung des Arbeits- 

zwangs für Sozialhilfeempfänger wird ge- 
braucht, um den Ansätzen von Widerstand 
das Wasser abgraben und um den Arbeits- 
zwang weiter ausweiten zu können. "Aus 

diesem Grunde muß die Hilfe zur Arbeit in 
Köln neu geordnet werden. Sozialhilfeemp- 
fänger sollen befristete versicherungspflich- 
tige Arbeitsverträge bekommen. Neben den 
von der Verwaltung bereits eingeleiteten 
Initiativen sollen mit weiteren Maßnahmen 
zunächst bis zu 500 entsprechende Arbeits- 
plätze geschaffen werden. Die Arbeitsver- 
träge sollen so offen konzipiert werden, 
daß ein Einbeziehen in einen zu schaffen- 
den zweiten Arbeitsmarkt möglich ist." 

Auf zwei Ansätze konnte dieser Vorschlag 
zurückgreifen: erstens hatte das Sozialamt 
bereits im Herbst knapp 40 Jahresverträge 
mit Sozialhilfeempfüngern abgeschlossen, 
zweitens waren in Köln 98 Zweijahresver- 
träge aus einem NRW-Landesprogramm ver- 
eben worden. (Zur cölttischen Bedeutung 
ieses Landesprogramms siehe den neben- 
stehenden Kasten.) Bereits vor dem SPD- 
Vorschlag, 500 Stellen einzurichten, war die 
Diskussion über ein Gesamtkonzept für den 
2. Arbeitsmarkt in Gang gekommen, wobei 
Hamburg oder Bremen eine Vorbildrolle 

spielten. Um den zunehmenden Aktionen 
gegen die Zwangsarbeit ein Ende zu berei- 

ten, war es der SPD aber wichtig, sofort 

eine erste Neuordnung durchzuführen. 

Die Grünen, nun als Ratsmitglieder, hatten 

in ihrem eigenen Antrag den Ersatz der 
Pflichtarbeit durch "normale Arbeitsverhält- 
nisse auf freiwilliger Basis" gefordert. In 

der Begründung lassen sie auch keinen 

Zweit daran, daß es um die Durchsetzun 

des Arbeitszwangs geht - nur mit grünen 
Vorzeichen: "Die “Sonderbehandlung” als 
städtische Zwangsarbeiter, eine Entloh- 
nung‘, die in keinem Verhältnis zu Leistung 
steht, Arbeit unter unwürdigsten Bedingun- 
gen, stellen den sichersten Weg dar, um zu 
der Erkenntnis zu kommen, auf keinen Fall 
arbeiten zu wollen. Sozialhilfeempfänger 
brauchen nicht Sozialhilfe und Zwangsarbeit, 
sondern sinnvolle und nützliche Arbeit statt 
Sozialhilfe." 

Das Einschwenken der 
SPD-Vorschlag war 


auf den 
vorgezeichnet. 


Grünen 
damit 


Obwohl wir keine Illusionen in das Verhal- 
ten der Grünen setzten, versuchten wir, ih- 
nen die Bedeutung des SPD-Vorschlags klar- 
zumachen: die neuen Verträge werden wei- 

terhin mit der Drohung der Sozialhilfestrei- 
chung ($ 25) erzwungen, Nichtseßhafte müs- 
sen weiter die alte Zwangsarbeit machen, 

der Arbeitseinsatz wird nur im Hinblick auf 
den Stellenabbau bei der Stadt effektiviert, 
mit der Befristung treibt die Stadt das vo- 
ran, was Blüm mit seinem Gesetzesvor- 

schlag grade in die Diskussion gebracht 

hatte usw. Die Haltung der Grünen war 

aber schon durch ihr Streben nach parla- 
mentarischer Etablierung bestimmt, so daß 
der neue Arbeitsdienst gemeinsam von Grü- 
nen, SPD und CDU verabschiedet wurde. 


Die Spaltung funktioniert politisch 


Nach dem Beschluß des neuen Programms 
war uns klar, daß es nun nicht mehr so 

einfach sein würde, Aktionen gegen die 

Zwangsarbeit zu machen, bzw. damit etwas 
auszulösen. Die Spaltungslinien waren be- 
reits "84 vorgezeichnet. Selbsthilfegruppen 
oder soziale Projekte würden sich auf die 
Stellen stürzen, arbeitslose Sozialarbeiter 
sich um die Stellen rangeln, während die 
klassischen Sozialhilfeempfänger zu den Ar- 
beiten im Grünflächenbereich gezwungen 
würden, ohne dafür wesentlich mehr Geld 
zu bekommen (ein Familienvater kommt 
mit Miete auch bei der Sozialhilfe auf 
1.300,- netto!). So kam’s dann auch. 


Zunächst versuchten wir mit Artikeln 
und Flugblättern den Charakter der neuen 
Zwangsarbeit herauszuarbeiten und hatten 
unsere liebe Not, uns diese "Abschaffung 
der Zwangsarbeit" nicht als "Erfolg" in die 
Schuhe schieben zu lassen! Im Januar 
machten wir eine Veranstaltung, zu der 
sowohl einige Leute aus Projekten, wie ein 
Teil der autonomen Szene erschienen. Wir 
aben zunächst einen Rückblick auf die 

ntwicklung der Zwangsarbeit in der Wei- 
marer Republik zum Reicharbeitsdienst. 
Wichtig für diese Entwicklung und im Ver- 
gleich zu heute war zum einen das Bestre- 
ben, die Zwangsarbeit produktiv zu machen, 
auch in der Industrie zu etablieren; zum 
anderen die Mitwirkung von Teilen der da- 
maligen Alternativbewegung, z.B. der bündi- 
schen Jugend, die im Rahmen des Freiwil- 
ligen Arbeitsdienstes Arbeitslager im Grü- 
nen organisierte, um so "neue Lebensfor- 
men" mit Arbeit "für das gesellschaftliche 
Ganze" zu verbinden. Genauso beteiligten 
sich SPD und ADGB durch einen eigenen, 
1932 gegründeten Trägerverein am FAD. 
Zur aktuellen Situation stellen wir den Zu- 
sammenhang der neuen Arbeitsprogramme 
für Sozialhilfeempfänger mit der gesamten 
Prekarisierung dar. Die Formen des staatli- 
chen Arbeitszwangs flankieren die auf dem 
"freien" Arbeitsmarkt durchgesetzten Verän- 
derung des normalen kapitalistischen Ar- 
beitszwangs. Wir schlugen daher vor, die 
Aktionen und den praktischen Widerstand 
auf andere Formen des staatlichen wie des 
‘“freien‘ Arbeitszwangs auszudehnen: ABM, 
Jugendförderungsprogramme, wie sie in Köln 
bei FORD Ber KHB durchgeführt werden, 
Sklavenhändler und Drückerjobs. Die Diskus- 
sion, hauptsächlich von den Projektvertre- 
tern bestimmt, blieb von Anfang an bei 
der Frage hängen, ob das neue Arbeitspro- 
gramm der Stadt nicht doch sein Gutes 
hätte; daß sie als Projekte auf ABM ange- 
wiesen sind usw. Eine Basis, um unsere Ini- 
tiative auszuweiten oder nur ein weiteres 
Vorgehen gegen das Arbeitsprogramm zu 
besprechen, war hier nicht vorhanden. 

Die Neuorganisation der Zwangsarbeit 
brachte daher uns selbst zunächst in eine 
Krise. Wir verteilten noch ein paarmal 
Flugblätter auf den Ämtern, brachten eines 
in türkischer Sprache in den türkischen und 
kurdischen Kreisen in Umlauf - aber wir 
erhielten keine Reaktionen. Es dauerte auch 
noch einige Monate, bis die Stadt das Pro- 
gramm endgültig ausgearbeitet hatte, auch 
wenn bereits die ersten Verträge abge- 
schlossen wurden. Was wir mitkriegten, wa- 
ren aber die Antragsflut der Projekte oder 
Probleme von Szene-Leuten, an einen Ver- 
trag als Lockere Einkommensquelle (Krank- 
feiern etc.) heranzukommen. Zeitweilig 
überlegten wir auch, ein Treffen mit den 
Leuten mit Verträgen aus den Projekten zu 
machen - die wären am leichtesten einzu- 
laden, einige Argumente würden sie viel- 
leicht akzeptieren, aber praktisch wäre es 
folgenios geblieben. 


Die neuen (proletarischen) Kolonnen im 
Grünflächenbereich 


Die politische Spaltung, die mit den neuen 
Verträgen einsetzte, ist in der Struktur der 
Sozialhilfeempfänger angelegt. Klar wurde 
uns daran nochmal, daß es "den Sozialhilfe- 
empfänger" als soziale Figur nicht gibt, 
daher auch alle Initiativen, die von "dem" 
Sozialhilfeempfänger oder "dem" Erwerbslo- 
sen ausgehen, die tatsächliche Zusammen- 
setzung der Klasse ignorieren, die sozialen 
Subjekte entlang der jeweiligen Einkom- 
mensquelle definieren. Äuf dem Sozi gibt 
es politisch ganz verschiedene Figuren: im- 


mer zahlreicher die Jugendlichen, die mit 
Arbeit nichts am Hut haben; prekarisierte 
ArbeiterInnen, die Sozialhilfe, Schwarzarbeit 


und kurzfristige Jobs kombinieren; arbeitslo- 
se Akademiker, die zum Qualifikationserhalt 


auch die 1,50 DM-Arbeit machten, sofern 
sie fachspezifisch eingesetzt werden konn- 
ten. 


Erst im Sommer bekamen wir Kontakt zu 
Leuten, die über die Verträge in Kolonnen 
des Grünflächenamts gesteckt wurden. Über 
die gesamte Durchführung des Programms 
waren sie stinksauer, was sich zunächst an 


VE: 


zig Details festmachte: falsche Abrechnun- 
gen vom städtischen Personalamt, das die 

neuen Verträge organisatorisch nicht im 
Griff hatte; fehlende Zuschläge für be- 

stimmte Arbeiten; Schikanierung auf der 
Arbeit durch Vorarbeiter, die selbst auf 
ABM-Basis da waren; Mißachtung von Si- 
cherheitsbestimmungen und fehlende Sicher- 
heitsbekleidung; das ständige Rumschicken 
von einer Arbeitsstelle zur anderen, quer 
durch Köln. Wir besuchten die Leute auf 
den Arbeitsstellen und verabredeten uns 
schließlich zu einem gemeinsamen Auftau- 
chen bei der zentralen Zwangsarbeitsstelle. 

Die geballte Wut der Zwangsarbeiter konnte 
sich da Luft machen und unser Flugi mit 

dem Schlußsatz: "Auf Nimmerwiedersehen, 
Herr Pietzsch..." (der zuständige Sachbear- 
beiter) sorgte für Heiterkeit. Aber der po- 


litische Konflikt ging letztlich im Dschun- 
el der BAT-Tarifbestimmungen und des 
rganisationschaos zwischen Sozialamt, 


Grünflächenamt und Personalamt, der Stadt 
unter. Hier schaltete sich die OTV, besser 
gesagt ein =ngogierter Personalrat ein, der 
einerseits aie tariflich korrekte Durchfüh- 
rung der Verträge durchsetzte und darüber 
jammerte, daß sie die Zunahme von ABM 
und Sozialhilfeverträgen bei der Stadt nicht 
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verhindern könnten, andererseits aber den 
armen Sachbearbeiter Pietzsch, der nur sei- 
nen Job tut, vor uns in Schutz nahm« 

An den einzelnen Auseinandersetzungspunk- 
ten drückte sich bei den Arbeitern die 
bleibende Wut auch auf die neue Zwangsar- 
beit aus. Bei Abschluß der Verträge wurden 
sie massiv auf die Möglichkeit der Sozial- 
hilfestreichung hingewiesen; was auch nötig 
war, da viele von ihnen durch die 40 Stun- 
den Arbeit ("Straßenbegleitgrün" = Wühlen 
in der Hundescheiße) kaum mehr Geld als 
vorher hatten. Und selbst wenn sie nach 
einem Jahr Arbeitslosengeld oder -hilfe be- 
kommen, müßten sie wieder ergänzende So- 
zialhilfe beantragen. Die Auseinandersetzun- 
gen um einzelne Regelungen wurden daher 
benutzt, um die Arbeit verweigern zu kön- 
nen. Nachdem sie z.B. nach ihren Hinwei- 
sen auf die Gefährlichkeit der Arbeit auf 
der Straße leuchtendrote Schutzkleidung be- 
kommen hatten, warfen sie diese schnell 
wieder in die Ecke. Denn mit den Dingern 
kann der Vorarbeiter dich selbst hinter ir- 
gendwelchen Büschen, die als Pausenver- 
steck dienen, ausmachen, und wenn du dich 
verdrücken willst, fällst du sofort auf. 
Genauso wird gegen übereifrige Vorarbeiter 
vorgegangen. iner, der einen Behinderten 
aus der Kolonne mißhandelt, bekommt von 
anderen eins aufs Maul, eine Abreibung, die 
sowieso fällig war. Krankfeiern oder ein- 
fach wegbleiben ist in diesen Kolonnen 
verbreitet. Sie funktionieren sowieso nur, 
indem sie ständig neu zusammengesetzt 
werden, als Antwort auf Konflikte werden 
einzelne Leute in ganz andere Stadtteile 
geschickt. Das Grünflächenamt möchte die 
Leute am liebsten wieder loswerden (siehe 
Artikel aus dem Stadtanzeiger). Die Hoff- 
nung auf Übernahme in einen festen Job 
verfängt bei diesen, meist älteren Arbeitern 
im Unterschied zu proletarischen Jugendli- 
chen, die sich auch um Verträge bemühen, 
nicht mehr. 

Zur Entwicklung in diesen Kolonnen konnten 
wir von außen nicht viel beitragen, weil 
die Arbeiter ihre tägliche Verweigerun 
selbst organisierten. Zu einer offeneren Ak- 
tion, wie z.B. einem Streik kam es wohl 
aus zwei Gründen nicht: 1. war die Fluk- 
tuation sehr hoch, durch Umsetzungen, Ent- 
lassungen und das schnelle Hinschmeißen 
des Jobs grade seitens der kämpferischsten 
Arbeitern; 2. waren diese proletarischen 
Kolonnen innerhalb des gesamten Zwangsar- 
beitsprogramms völlig isoliert. 

Aus den vom Sozialamt mitgeteilten Zahlen 
läßt sich eine grobe Einschätzung der Zu- 
sammensetzung im Gesamtprogramm gewin- 
nen: Etwa ein Drittel der Stellen befinden 


sich bei der Stadt, zwei Drittel bei ge- 
meinnützigen Verbänden und in der freien 
Wohlfahrtspflege (AWO, DRK, Caritas etc., 
d.h. in Heimen und Anstalten). Da bei den 


ZwangsarbeiterInnen im Bereich der Stadt 
wohl die höchste Abbruchquote ist und 
kaum neue Stellen eingerichtet werden, 


versucht das Sozialamt vor allem im freien 
Bereich neue Stellen aufzutreiben. Ein 
Großteil der Stellen wird über das Landes- 
programm mit seiner spezifischen Ausrich- 
tung finanziert. 

Im Gesamtprogramm bleibt die Abbruchquo- 
te hoch. Im September waren von 412 ab- 
geschlossenen Vertrügen bereits 67 aufgeho- 
ben, wegen Kündigung, Verweigerung des 
Arbeitsantritts oder Wegbleiben nach kurzer 
Zeit. Dem stehen drei (!) Festeinstellungen 
und zwölf Umwandlungen in ABM gegenü- 
ber. Für die kollektiven Widerstandsmög- 
lichkeiten ist es entscheidend, daß nur im 
Grünflächenbereich in Kolonnen gearbeitet 
wird. Die Putzfrauen und -männer in den 
Anstalten der Wohlfahrtsverbände sind da- 
gegen isoliert. 


Gebrauch des neuen Programms von unten 
und Gegenmaßnahmen 


Die einzige Möglichkeit, das neue Zwangs- 
arbeitsprogramm von ArbeiterInnenseite zu 
gebrauchen, lag in dessen verringerter Ab- 
schreckungswirkung. Die Leute wurden na- 
türlich vom Sozialamt nicht über die 

Neuorganisation der Zwangsarbeit infor- 
miert, aber langsam sprach es sich herum, 
daß die 1,50 DM-Arbeit zumindest den seß- 
haften SozialhilfeernpfängerInnen nicht mehr 
aufgebrummt wurde. Durch ein Plakat, das 
auf diese Umstellung und die damit verrin- 
gerte Möglichkeit des Sozialamts, möglichst 
viele Leute zur Arbeit zu zwingen, infor- 
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mierte und zur Antragstellung aufrief, un- 


terstützten wir diesen Gebrauch. Mit ihren 
Einladungsbriefen hatte die Stadt auch 
nicht den gewünschten Erfolg: "Zu erhebli- 


chem Verwaltungsaufwand kommt es da- 
durch, daß die Hilfeempfänger den Einla- 
dungen nur unzureichend nachkommen. So 
sind im Monat Juli von 811 Einladungen 
nur 390 befolgt worden..." Der neue Är- 

beitszwang läßt sich leichter umgehen und 
der Gebrauch von Sozialhilfe weitet sich 

auch deshalb weiter aus. 

Mit verschiedenen, zum Teil improvisierten 
Maßnahmen versuchen die Sozialämter, dem 
zu begegnen. Einzelne Sachbearbeiter dro- 
hen den Antragstellern weiter mit der 1,50 
DM-Zwangsarbeit. Bei Sperrzeiten vom 'Ar- 
beitsamt wird nun rigoroser die Kürzung 

der Sozialhilfe um 20 % durchgeführt. Das 
Sozialamt versucht, den Arbeitszwang des 
"freien" Arbeitsmarktes im Zuge der zu- 

nehmenden Neueinstellungen in der Industrie 
besser zu nutzen. Reichte es bisher, sich 
als SozialhilfeempfängerIn jedes Vierteljahr 
auf dem Arbeitsamt zu melden, so wird 
nun von einzelnen Leuten verlangt, jeden 
Monat eine Anzahl von eigenen Bewerbun- 
en samt Absagen vorzulegen. Nachdem wir 
dies mit Aktionen öffentlich gemacht ha- 
ben, läßt das Sozialamt diese Maßnahme 

zunächst fallen. 


Die Wiedereinführung der 1,50 DM-Arbeit 


Um den Zwangscharakter des neuen Arbeit- 
sprogramms offen angreifen zu können, 
propagierten wir die völlige Ablehnung die- 
ser Arbeit. Einige Leute aus der Szene 

holten sich zwar Tips bei uns, wie man in- 
dividuell der Arbeit ausweichen könnte, wa- 
ren aber zur direkten Konfrontation nicht 

bereit. Andere, die dem Sachbearbeiter of- 
fen erklärten, sie wollten gar nicht arbei- 
ten, wurden zunächst in Ruhe gelassen. Vor 


dem Hintergrund der Verbreitung dieses 
Verhaltens und der Gefahr, daß damit das 
Ziel des Programms rumgedreht wurde, 


kehrte das Sozialamt zur offenen Repres- 
sion zurück - nachdem das neue Programm 
in der ersten Zeit seiner faktischen Frei- 


willigkeit wegen gerühmt worden war. Ei- 
nem Sozialhilfeempfänger, der den Vertrag 


prinzipiell ablehnte, wurde die Kürzung sei- 
ner Hilfe um 20 % mitgeteilt. Als wir da- 
raufhin mit einigen Leuten auf dem Amt 
auftauchten, war die Kürzung schon wieder 
hinfällig. Offensichtlich gab es Koordinie- 
rungsprobleme zwischen den verschiedenen 
Sozialamtsstellen. Die neuen Verträge soll- 
ten nicht mit einer direkten Kürzung der 
Hilfe in schlechten Ruf geraten. Stattdes- 
sen zwang das Sozialamt ihn zur Arbeit 
für 1,50 DM - nur mit dem Unterschied, 
daß sie jetzt den $ 20 (Arbeitsbereitschaft- 
sprüfung bei arbeitsentwöhnten Hilfesuchen- 
en) zur Beqaründur:a benutzten. Diese Mög- 


lichkeit der Wiedereinführung der alten 
Zwangsarbeit als therapeutische Maßnahme 
und Prüfung hatte sich die Stadt bereits 


beim Beschluß vom Dezember °84 offenge- 
halten. Gegen die Arbeitsverpflichtung 

machten wir eine Aktion auf der Einsatz- 

stelle Freidhof, die aber ins Leere lief. 

Der Friedhofschef ließ die Sozialhilfeemp- 
fänger stur weiterarbeiten, wir zogen da- 
raufhin mit dem aufgekehrten Laub zum 

verantwortlichen Sachbearbeiter und mach- 
ten ein Go-in beim SPD-Büro. Außer der 

Erbeutung eines noch nicht öffentlichen Pa- 
piers der SPD-Pläne zum zweiten Arbeits- 
markt brachte dies aber nicht viel. Die 

Streichung der Sozivlhilfe konnten wir zu- 
nächst nicht verhindern. Im Unterschied zu 

1984 wurde die 1,50 DM-Zwangsarbeit nur 
sehr selektiv auf einige der harten Arbeits- 
verweigerer angewandt, so daß auch keine 
Unterstützung bei den übrigen, mit Verträ- 

gen arbeitenden SozialhilfeempfängerInnen 
zu erwarten war. Bis Dezember “85 wurde 

dieser "therapeutische" Arbeitszwang laut 
Sozialamt nur in sechs Fällen angewandt. 
Wie es zur Zeit damit steht, wissen, wir 

nicht, da unsere Präser:: auf den Amtern 
momentan nachgelassen hat. Eine massivere 
Wiedereinführung der 1,50 DM-Zwangsarbeit 
ist aber denkbar: hatte die Stadt zu Beginn 
ihr Verträge-Modell als "Abschaffung" der 
Zwangsarbeit darstellen können und damit 
im breiten Spektrum der Initiativen Wirkung 
erzielt, so wird nun sichtbar, daß von vor- 

neherein eine Aufspaltung vorgesehen war 
(veraleichbar dem Essener Modell). 


T Beivar EURE 
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Gezieltere Spaltung durch einen "zweiten 
Arbeitsmarkt" 


Schon bei der Einführung der Verträge lief 

in der SPD die Diskussion über ein "Ge- 

samtprogramm Zweiter Arbeitsmarkt", aber 
das Ganze scheint immer noch organisatori- 
sche Schweirigkeiten zu bereiten. Favori- 
siert wird offensichtlich eine eigenständige 
"Beschäftigungs GmbH", die Verträge mit 
Sozialhilfeempfängern oder ABM-Kräften 
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und diese an andere Firmen oder 
Außerdem führt 
"Qualifizierungsmaßnahmen" durch und 


macht 
städtische Stellen ausleiht. 
sie 
unterstützt Arbeitslose, die sich selbständig 
machen wollen (!). Die Möglichkeit des Ver- 
leihs an Dritte war bereits bei den Verträ- 
gen beschlossen worden und die Erfahrungen 


ei den freien Wohlfahrtsträgern zeigten 
sehr schnell, daß die personalpolitischen 
Überschneidungen zwischen den eigentlichen 
“Arbeitgebern” und dem Sozialamt, das wei- 
ter die Kontrolle behielt, einer Ausweitung 
des Programms im Wege standen. 
Organisatorisch wird daher das Modell eines 
kommunalen Sklavenhändlers, der alle Be- 
reiche des zweiten Arbeitsmarktes zentral 
verwaltet, von der SPD bevorzugt. Zur Zeit 
wird es aber aus der öffentlichen Diskus- 
sion herausgehalten. Das mag an der mo- 
mentanen Empörung über Leiharbeit liegen, 
hat aber auch Gründe in der Widersprüch- 
lichkeit dieses Modells, was die politische 
Wirkung betrifft. Auf der einen Seite soll 
der 2. Arbeitsmarkt den Arbeitszwang dif- 
ferenzieren und damit weniger leicht an- 
greifbar machen. Mit einer eigenen, privat- 
rechtlich organisierten Firma könnte sich 
aber ein gemeinsamer Widerstand an diesem 
Zentrum festmachen. Für unsere Initiative 
wäre es das ein günstiger Ansatzpunkt. Und 
auch die Verwaltung äußert in einem Kon- 
zeptpapier ihre Befürchtungen:"Für das z.Z. 
bei der Stadtverwaltung eingesetzte ABM- 
Personal ist bereits durch seinen Sondersta- 
tus (!) eine subjektive Belastung (!) gege- 
ben, die vermutlich noch verstärkt würde, 
wenn an die Stelle des Arbeitsvertrages 
mit der Stadt Köln ein Arbeitsverhältnis 
bei einer Gesellschaft treten würde." Das 
Sozialamt wiederum befürchtet Kontrollpro- 
bleme. Eine eigenständige Beschäftigungs 
GmbH könne aus Datenschutzgründen nicht 
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über ausreichende Informationen über ihre 
Arbeiterinnen vom Sozialamt verfügen, was 
angesichts der "beruflichen Qualifikations- 
struktur und der Motiviationsstruktur (!)" 

dieser Menschen wichtig sei. 

Zur Zeit isi noch alles in der Schwebe, 

fest steht nur, daß die Stadt diesmal poli- 

tisch sehr sorgfältig vorgehen will. So wur- 
de die Verwaltung verpflichtet, bei der 

Entwicklung des Progrumms nebem dem 
DGB auch das Kölner Arbeitslosenzentrum 
einzubeziehen, das srittlerweile aus der; 
städtischen Etat finanziert wird. 


...Ausweitun INITIATIVE GEGEN 
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Aufgrund der Schwierigkeiten, die wir mit 
der Umstellung auf die Verträge bei Wider- 
standsversuchen hatten und weil wir ja 
auch das ganze Spektrum der Zwangsarbeit 

thematisieren wollten, beschäftigten wir uns 
in dieser Zeit mit den verschiedensien Be- 

reichen. Wir überlegten, wie wir Aktionen 
gegen Drücker-Jobs machen könnten, disku- 
tierten Erfahrungen aus der Psychiatrie, 
Arbeiterkolonien, dem Kncst, versuchten, 

genauere informationen über die Behinder- 
tenwerkstätten in Köln zu bekommen. Au- 
Ber ein paar Ansätzen wie einem Flugi vor 
einem Heim für obdachlose Jugendliche ge- 
lang es „uns aber nicht, in einem dieser 

Bereiche Fuß zu fassen. Obwohl uns die 
Auseinandersetzung mit diesen oft ausge- 
blendeten Bereichen weiter wichtig ist, 
fanden wir hier keine Ansatzpunkte, die 
Praxis der Truppe weiterzuentwickeln. 

Ein ander=r Versuch, den Arbeitszwang über 
den Bereich des Sozi hinaus auszudehnen, 
ging daher von unseren eigenen Frfahrungen 
aus. Linige Leute aus der Initiorive hatten 
in der letzten Zeit bei Sklavenhändlern 

gearbeiter und jeder hatte seinen Streit in- 
dividuell ausgetragen. Daher entstand die 
Überlegung, aus Sr von diesen Erfahrun- 
gen 


eine Art "Kampagne" gegen Sklaven- 


händler zu machen (das Kölner Flugi dürfte 
ja mittlerweile durch diverse Nachdrucke 
ekannt sein). Das Problem bleibt aber, daß 
diese Kampagne weitgehend von außen an- 
gegangen wurde, d.h. sie hat kein Standbein 
innerhalb der Ausbeutungssituation. Und 

grade damit laufen die ktionen Gefahr, 

ins Fahrwasser der reformistischen Kritik 
an Leiharbeit zu geraten. Sowenig wie es 

uns auf dem Sozi darum geht, die Beson- 

derheit des staatlichen Arbeitszwangs anzu- 
greifen, sowenig geht es gegenüber Skla- 
venhändlern darum, den Zwischenhandel mit 
der Ware Arbeitskraft als den Skandal auf- 
zugreifen. Wir versuchen, die Bedeutung 
dieser Formen für den allgemeinen Arbeits- 
zwang des Kapitals aufzuzeigen und sie als 
Anariffspunkte zu nutzen. Wie weit uns 

ci»s gelingen wird, hängt davon ab, inwie- 
weit wir unseren eigenen Umgang mit dem 
Arbeitszwang zum Thema der Initative ma- 
chen können. =} 
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Unsere Erfahrungen mit der Zwangsarbeit lassen sich 


grob in vier Phasen einteilen: 


1. Phase 


Anfang Februar 82 verpflichtete die Stadt 
etwa 60 Asylbewerber (Kurden, Türken, 
Tamilen) zur Zwangsarbeit: 4 Stunden täg- 
lich für 1.-DM Stundenlohn. 

Dagegen bildete sich ziemlich schnell eine 
Bürgerinitiative, an der einige von uns als 
Einzelpersonen beteiligt waren. Obwohl da- 
mals klar war, daß die Stadt schon immer 
Sozialhilfe-EmpfängerInnen, wenn auch bis 
dahin nur sehr vereinzelt, zum Arbeitsein- 
satz gezwungen hatte, wurde dies nicht 
thematisiert. Die Zwangsarbeit wurde ledig- 
lich eingeschränkt aus der Situation der 
Asylbewerber heraus kritisiert (Arbeitsverbot 
für Asylbewerber, Abschreckung). Während 
die Tamilen überwiegend dem Arbeitseinsatz 
Folge leisteten, verweigerten die kurdischen 
und türkischen Genossen nahezu geschlossen 
die Zwangsarbeit. 


Durch verschiedene Aktionen (Infostände, 
Veranstaltung, Uhnterschriftenlisten, Go-in 
beim Stadtdirektor) gelang es uns, politi- 


schen Druck auszuüben. Die Antwort der 

Stadtverwaltung war die Erhöhung der so- 

genannten Aufwandsentschädigung von 1.- 

auf 2.-DM und die Ankündigung, im Zuge 
der Gleichberechtigung in Zukunft verstärkt 

deutsche Sozi-EmpfängerInnen zu verpflich- 
ten. 

1983 wurden (laut Angaben der Stadt) 103 
Deutsche und 115 Asylbewerber zur Zwangs- 
arbeit verpflichtet, 110 verweigerten den 
Arbeitseinsatz. } 


In dieser Situation gelang es aus verschiede- 
nenen Gründen nicht, den Druck von 1982 
zu reorganisieren und zu verstärken: 


- der Widerstand gegen die Zwangsarbeit hat- 7-Stundentag, 


te sich 
andersetzung verlagert; 

- trotz verschiedener Anläufe kamen Tami- 
len, Kurden und Türken nicht zusammen, 
um gemeinsam vorzugehen. So konnte die 
Arbeitsbereitschaft der Tamilen von der 
Stadt weiterhin propagandistisch genutzt 
werden, um den Widerstand zu spalten; 

- wir hatten 82 deutlich gemacht, daß der 


Einsatz von Asylbewerbern vor allem 
auch die Funktion hatte, als Testlauf 


den Arbeitseinsatz "im großen Stil" vor- 
zubereiten. Praktisch gelang es uns aber 
nicht, diese Einschätzung zu verbreitern 
und umzusetzen, um gemeinsam mit al- 
len Sozi-EmpfängerInnen vorzugehen. 


zu sehr auf die juristische Ausein-im Grünflächenbereich der 


2.Phase 


Die Zwangsarbeit in Witten wird immer 
weiter ausgedehnt, neue Einsatzorte werden 
von der Stadt erprobt. In dieser Zeit (83 - 
84) gelingt es nicht, Ansätze für gemein- 
samen Widerstand dagegen zu diskutieren. 
Einige nutzen die individuelle Möglichkeit, 
auf dem Papier ihren Wohnsitz in der Re- 
gion zu wechseln, da die Zwangsarbeits- 
praxis im Ruhrgebiet in dieser Zeit in je- 
der Kommune unterschiedlich gehandhabt 
wird (z.B. werden Leute, die in Witten 
Sozialhilfe neu beantragen, während der er- 
sten drei Monate in Ruhe gelassen). Wenn 
man sich das geschickt einteilte, kam man 
ganz gut über die Runden. Dies war eine 


Möglichkeit, die (wie wir später erfahren 
haben) auch außerhalb der Scene genutzt 
wurde. 


Viele verlassen sich einfach auf die juristi- 
sche Ebene, legen Widerspruch ein, prozes- 
sieren. Das führt immer wieder zu kurzzei- 
tigen individuellen Erfolgen, gleichzeitig 
entwickelt sich die Praxis der Stadt aber 
in dieser Zeit auch weiter (z.B. werden die 
Formulierungen auf den Arbeitsbescheiden 
ständig erweitert), und Anfang 85 macht 
das OVG mit einem Urteil auf der rechtli- 
chen Ebene alles "wasserdicht". Konkret 
sieht das so aus: 2.-DM Stundenlohn, 
35-Stundenwoche; Einsatzorte 
Stadt Witten, 
beim Tiefbauvamt und bei der Freizeitgesell- 
schaft Kemnade GmbH (an dieser sind das 
Land NRW, die Städte Bochum, Witten, 
Hattingen sowie der Kommunalverband 
Ruhrgebiet beteiligt). 


Die Situation an den Arbeitsorten hat sich 


in dieser Zeit durch eine geschickte 
"Durchmischung" ebenfalls stark geändert: 
fest eingestellte städtische Arbeiter, ABM- 
ler mit einjähriger Befristung, ABMler mit 
siebenmonatiger Befristung (Grünflächen- 
Saisonarbeiter), vereinzelt Sozi-Empfänger- 
Innen, denen konkret eine Festeinstellung 


versprochen wurde, die seit 2 Jahren arbei- 
ten und von denen zwei bereit sind, für 
ihre 2.-DM auch mal mit Überstunden ein- 
zuspringen; und Asylanten, die meıst abge- 
schirmt arbeiten, sowie jugendliche Sozi- 
EmpfängerInnen, die über das NRW-Landes- 
programm auf 1 bis 2 Jahre eingestellt 
sind, und "normale" Sozi-EmpfängerInnen. 
Laut städtischer Statistik liegt die Verwei- 
gerungsquote Ende 84 bei 30%. 


3. Phase 


Anfang 85 wurde, wie gesagt, die Praxis 
der Stadt Witten durch ein Gerichtsurteil 
in letzter Instanz für zulässig erklärt. Zum 
einen war das Anlaß für die Stadt Witten, 
die Zwangsarbeit weiter auszudehnen, zum 
anderen war die Hoffnung vieler, besonders 
von Leuten aus der Scene, durch rechtliche 
Schritte dem Streß mit der Arbeit entge- 
hen zu können, zerstört. 

Für einige von uns stellte sich an diesem 
Punkt erneut die Frage, wie wir weg von 
den individuellen Formen der Verweigerung 
hin zu kollektiven Schritten der Arbeits- 
verweigerung kommen könnten. Da wir den 
Zeitpunkt als günstig einschätzten, ent- 
schlossen wir uns, im Frühjahr 85 die Ar- 
beit anzunehmen, mit der Vorstellung, lang- 
fristig an den Arbeitsorten Widerstand ent- 
wickeln zu können. 

Plangemäß erhielten auch einige von uns 
eine Vorladung zur Einteilung zum Arbeits- 
dienst (ab jetzt heißen "einige von uns" 
schlicht: Erwin). Erwin sollte sich im Laufe 
der Woche zur Einteilung melden; da er 
nicht als übereifrig auffallen wollte, ließ er 
erst ein paar Tage verstreichen und melde- 
te sich gegen Ende der Woche zur Eintei- 
lung. Man teilte Erwin mit, daß leider alle 
Arbeitsplätze belegt seien, daß er aber bei 
späteren Arbeitseinsätzen berücksichtigt 
werde. Sehr schnell haben wir herausgefun- 
den, daß von Anfang an nicht genügend 
Arbeitsplätze vorhanden waren, daß das 
ganze nur ein Trick war, die Leute vorzu- 
sortieren, die Arbeitsbereitschaft der Leute 
zu testen. Viele hatten gar nicht auf den 
Bescheid reagiert, ihnen wurde die Sozial- 
hilfe gekürzt. Nur vereinzelt konnten wir 
Leute erreichen und sie warnen. 

Das macht auch die Schwierigkeit deutlich, 
mit der wir es bei der Zwangsarbeit stän- 
dig zu tun hatten und haben. Es gibt kei- 


| 
nen Punkt, an dem alle zusammenkommen; 
in den Arbeitskolonnen sind immer höch- 
stens drei deutsche und drei ausländische 
Zwangsarbeiter zusammen eingesetzt; die 
Zahl der ZwangsarbeiterInnen bleibt eine 
imaginäre Größe, die nirgends faßbar ist. 


Einen Monat später bekam Erwin endlich 
einen Arbeitsplatz zugeteilt. Als erstes er- 
klärte der etwas unruhig wirkende Vorarbei- 
ter (inzwischen waren & Zwangsarbeiter, 
darunter 3 Tamilen, mit einer halben Stun- 
de Verspätung erschienen, nur Erwin war 
pünktlich), daß die 7-Stunden-Regelung in 
seinem Arbeitsbereich keine Geltung hätte, 
weil sie nicht zu realisieren wäre, bei ihm 
arbeiteten alle gleich, und die Zwangsarbei- 
ter bekämen dann einen Tag frei - wie 
sich später herausstellte, bei schlechtem 
Wetter, wenn sie eh nicht benötigt wurden. 
In der anschließenden, heftig geführten Dis- 
kussion wurde schnell klar, daß bei dieser 
Arbeitsstelle nur eine einheitliche Zeitrege- 
lung durchführbar war, denn der Vorarbeiter 
brachte morgens die Arbeiter in kleinen 
Gruppen zu ihren Arbeitsorten und holte 

sie dort nach 8 Stunden wieder ab. Hütte 
er zusätzlich nach 7 Stunden noch rumfah- 

ren müssen, um die Zwangsarbeiter ein- 
zusammeln, wäre das organisatorisch gar 

nicht zu bewältigen gewesen. Angesichts 
dieser Tatsache bestanden die anwesenden 
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recht auf dem 7-Stun- 
dentag.e Auf die Verarschung mit dem 
freien Tag wollte sich keiner einlassen 
(Erwins Herz lachte, der Vorarbeiter tobte). 
Da keiner die Arbeit aufnehmen wollte, 
bevor die Sache nicht geklärt war, und die 
festen Arbeiter sowieso keine Eile hatten, 
an die Arbeit gebracht zu werden, blieb 
dem Vorarbeiter keine andere Wahl. Für 
die mit uns eingeteilten Festangestellten 
hieß das konkret Arbeitszeitverkürzung auf 
7 Stunden bei vollem Lohnausgleich. 
Aber da sind wir gleich bei der zweiten 
Schwierigkeit: teilweise erzielte Erfolge 
konnten nie stabilisiert werden. 

Durch den guten Start ließ sich einer der 
Zwangsarbeiter dazu hinreißen, einen ganzen 
Arbeitstag dazubleiben - eigentlich hatte er 
nur kurz vorbeikommen wollen, um dem 
Vorgrbeiter seine Meinung zu sagen, was er 
dann kurz vor Schichtende sehr anschaulich 
getan hat. Er tauchte dann gar nicht mehr 
auf, der zweite hat sich nach dem zweiten 
Tag krank gemeldet, und Erwin arbeitete 
schließlich allein und wurde in eine andere 
Kolonne versetzt. Am Einsatzort kehrte die 
alte Ordnung wieder ein, Zwangsarbeiter 
arbeiteten seitdem wieder 8 Stunden am 
Tag; Versuche von außen, die Auseinander- 
setzung um den 7-Stundentag wieder aufzu- 
nehmen, scheiterten. 

Ein weiteres Problem bestand darin, daß es 
keine Gruppe von außen gab, die bei 
Arbeitseinsätzen unterstützend tätig werden 
konnte. Oftmals bot sich die Gelegenheit, 
z.B. bei Erwins Einsatz auf dem Schulhof 
einer Gesamtschule, durch Flugblätter mehr 
Öffentlichkeit herzustellen: so wunderten 
sich die meisten Schüler zwar über die 
kleine Arbeitskolonne auf ihrem Schulhof, 
die es fertig brachte, sich 5 Stunden auf 
ihre Geräte zu stützen und den Rest der 
Zeit mit Pausen zu verbummeln, aber es 
war unmöglich, sämtliche Fragen der Schü- 
ler in deren Pausen zu beantworten. 


Zwangsarbeiter erst 
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Insgesamt haben die verschiedenen Arbeits- 
einsätze im Jahr 1985 gezeigt - sämtliche 
Erfahrungen und Erfolge von Erwin können 
wir hier nicht wiedergeben - daß es nicht 
gelang, kollektive Verweigerungen zu orga- 
nisieren; die Ablehnung der Arbeit war 
zwar überall deutlich, aber die Verweige- 
rung blieb individuell. Kontakt am Arbeits- 
ort mit Tamilen wurde verhindert, deshalb 
haben wir es eher zufällig erfahren, daß 15 
Tamilen gemeinsam zum Rathaus gegangen 
waren und mehr Lohn gefordert hatten. 
Oder wir haben uns über einen Brand- 
anschlag mit erheblichem Sachschaden ge- 
wundert, bei dem der Geräteschuppen eines 
Einsatzortes abbrannte, wobei der Anschlag 
aber nicht die Handschrift der Polit-Scene 
trug. 

Trotz aller schlechten Erfahrungen 
wir am Ende der Arbeitssaison zumindest 
in der Lage, uns einen Gesamtüberblick 
über die Zwangsarbeit in Witten zu ver- 
schaffen und die Zielsetzung unserer weite- 
ren Interventionen umfassender zu diskutie- 
ren. 


waren 


4. Phase 


Ende Oktober 85 haben wir uns mit einigen 
Leuten zusammengesetzt und versucht, un- 
sere Erfahrungen auszuweiten. Damals ha- 
ben wir uns eigentlich erst als "Initiative 
weg mit der Zwangsarbeit" organisiert. 
Erste öffentliche Aktivitäten bestanden ab 
November im Verteilen von Flugblättern 
auf dem Sozialamt. Wir wollten die übliche 
"Winterpause" bei der Durchführung von 
Zwangsarbeit für eine ausführliche Offent- 
lichkeits-- und Informationsarbeit nutzen. 
Nach unserer Einschätzung konnten wir nur 
hier durch eine kontinuierliche Präsenz alle 
ZwangsarbeiterInnen erreichen und Erfahrun- 
gen austauschen. Durch einen öffentlichen 
Treffpunkt im Wittener Arbeitslosenzentrum 
wollten wir regelmäßig ansprechbar sein. 
Die Reaktionen von Seiten der Stadt um- 
faßten Verbote, unsere Plakate und Flug- 
blätter im Rathaus zu verteilen bzw. auf- 
zuhängen; auf Druck der Stadt wurde uns 
im  Arbeitslosenzentrum Hausverbot erteilt; 
in einer Pressekampagne versuchte die 
Stadt, uns unter der Überschrift "Sozialamt 
möchte mit Märchen von der Zwangsarbeit 
aufräumen" zu diffamieren. Nachdem wir 
weiterhin am Sozialamt präsent waren, ha- 
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Ein weiteres Feld in dieser Zeit war der 
Kampf der Bewohner einer kleinen Siedlung, 
die als Schandfleck wegsaniert werden soll. 
Diese Siedlung wurde bezeichnenderweise im 
Zweiten Weltkrieg als Zwangsarbeiterlager 
gebaut, nach dem 
Krieg von Obdachlosen in Besitz genommen 


“rg und Anfang der 50er Jahre von einem "Ab- 


ben sie durch einen Bulleneinsatz uns ein- 
zuschüchtern versucht, dabei wurden zwei 


Leute verhaftet. 


Je mehr die Stadt zu Repressionen griff, 
um so stärker wurde das Interesse an unse- 
rer Initiative: Arbeitslose aus dem Arbeits- 
losenzentrum sorgten dafür, daß wir uns 
dort trotz Hausverbot treffen konnten, in- 
dem sie uns die Tür aufschlossen. Jeder 
mißlungene Versuch der Stadtverwaltung, 
ein Plakatierverbot durchzusetzen - schließ- 
lich können nicht ständig Bullen am Sozial- 
amt anwesend sein - bringt uns mehr Sym- 
pathie ein. Zuletzt war die Stimmung am 
Sozialamt beim Flugblattverteilen so ag- 
gressivv daß sich die Sozialarbeiter nicht 
mehr wie sonst auf den Flur trauten. Als 
es doch einer tat und ein Plakat von uns 
abreißen wollte, mußte er hinterher wo- 


chenlang wegen einer Herzattacke krank 
feiern. 
In dieser Zeit haben wir auch verstärkt 


Kontakt mit Leuten aus Wittener Betrieben 
aufgenommen, da wir mitbekamen, wie in 
letzter Zeit zunehmend befristet eingestellt 
wurde, z.B. bei Siemens (Kommunikations- 
technologie), Kroschu (Kabelbäume für die 
Automobilindustrie), Wickmann (Sicherungen) 
und viele Frauen unter 25, die vorher beim 
Sozialamt waren, jetzt dort arbeiten (ein 
Drittel der bei Siemens Witten arbeitenden 
Frauen ist für & Monate befristet einge- 
stellt). Nach & Monaten, wenn sie in der 
Hoffnung, übernommen zu werden, als Ak- 
kordtreiberinnen abgenutzt sind, fliegen sie 
wieder raus, kriegen wieder Kohle vom 
Sozialamt, landen nach einiger Zeit bei 
Kroschu usw. . Wir haben versucht, mit 


Arbeiterinnen aus diesen Betrieben Erfah- 
tungen auszutauschen und über eine ge- 
meinsame Praxis zu diskutieren. Als Teil 


dieser Diskussion ist eine gemeinsame Zei- 
tung "Außer Betrieb" entstanden, die bis 
jetzt allerdings inhaltlich noch nicht ganz 
unseren Vorstellungen entspricht. 


bild des bösen Kapitalisten" aufgekauft, der 


Ä nicht nur seine Mieter ausquetscht, sondern 


sie auch noch als Billiglohnarbeitskräfte in 
seiner benachbarten Kohlehandlung zum 
Kohleschleppen einsetzt. Viele der Bewohne- 
rInnen haben wir auf dem Sozialamt wieder 
getroffen. Wir haben gemeinsame Versamm- 
lungen abgehalten und mit ihnen diskutiert; 
inzwischen befinden sich die meisten seit 8 
Monaten im Mietstreik. 


Mitte Mai veranstaltete der DGB eine 
Podiumsdiskussion zum Thema Zwangsarbeit. 
Während die DGB-Vertreterin deutlich unse- 
re Forderung nach unmittelbarer, ersatzlo- 
ser Streichung der Sozi-Zwangsarbeit unter- 
stützte, versuchte der SPD-Sprecher (=Vor- 
sitzender des Sozialausschuß), sich zunächst 
mit Allgemeinplätzen aus der Affäre zu 
ziehen (.."schon immer gegen Zwangsarbeit 
gewesen"...,, war nach einer Stunde jedoch 
enorm unter Druck und sagte schließlich 
zu, auf der nächsten Sozialausschußsitzung 
einen Antrag der Grünen auf Abschaffung 
der Zwangsarbeit zu unterstützen. 

In dieser Situation haben wir in einem 
Flugblatt, das wir an allen Arbeitsorten, 
am Sozialamt und in einer Übersetzung ge- 
zielt an die tamilischen Zwangsarbeiter 
verteilt haben, dazu aufgerufen, den Druck 
auf die Stadt zu verstärken und nicht auf 
die Ankündigungen und Versprechen zu ver- 
trauen. 

Wir hatten in der Initiative seit längerer 
Zeit über die Möglichkeit eines Streiks 
(Blockade eines zentralen Einsatzortes) dis- 


kutiert. Angesichts des Verlaufs einer 
DGB-Diskussion schien uns als günstiger 
Zeitpunkt für eine solche Aktion die An- 


fang Juni angesetzte Sozialausschußsitzung. 
In den beiden Wochen vor diesem Termin 
verstärkten wir daraufhin unsere Aktivitä- 
ten. In vielen Gesprächen mit Zwangsarbei- 
tern an ihrem Einsatzort versuchten wir ih- 
re Einstellung zur Arbeit und Bereitschaft 
zum aktiven Streik bzw. einer Uhnterstüt- 
zung rauszukriegen. Dabei wurde deutlich, 
daß ein Teil durchaus bereit war, einen 
Streik zu unterstützen. Zu einem Treffen, 
bei dem noch einmal zusammen über den 
Streik und ein gemeinsames Vorgehen disku- 
tiert wurde, kamen allerdings nur wenige 
(WM - Mexiko ???). Parallel dazu mobili- 
in tamili- 

aus Sri 


sierten wir mit einem Flugblatt 
scher Sprache die 


Zwangsarbeiter 


HABT IHR GESE- 
EHEN? DIE WuT 
LEUTE | 


DER n WEIGERN 


ET RRE DROR 
Lanka zu einem Treffen. Hier wurde ihre 
Bereitschaft deutlich, unsere Aktionen mit 
zu unterstützen, gleichzeitig machten sie 
klar, daß sie aufgrund ihrer ökonomischen 
Situation (fehlende Möglichkeiten, anders 
z.B. durch Schwarzarbeit, an Kohle zu 
kommen) auch bei einem "freiwilligen" 
Arbeitseinsatz weiterhin für 2.-DM die 
Stunde arbeiten würden. Ihre Forderungen 
gehen in Richtung mehr Kohle vom Sozial- 
amt zu fordern (vor allem während der 
Wintermonate ohne Arbeit). - 
Nach der Diskussion mit den Tamilen und 
vor allem nach dem Treffen mit den deut- 
schen Zwangsarbeitern wurde deutlich, daß 
ein Streik zu diesem Zeitpunkt nicht aus- 
reichend verankert war. Wir entschlossen 
uns, uns zunächst auf die Ausschußsitzung 


zu konzentrieren. 


Unsere Einschätzung vor der Sitzung war 
folgende: aufgrund des Drucks durch die 
DGB-Veranstaltung bringt die SPD einen 
Antrag, der die Abschaffung des direkten 
Arbeitszwangs beinhaltet, gleichzeitig aber 
"besser bezahlte" Arbeit anbietet. Mit wel- 
cher Praxis (Dortmunder Modell, Kölner 
Modell ?) und in welchem Umfang konnten 
wir nicht absehen. Diese Einschätzung wur- 
de am Abend vorher durch Informationen 
der Grünen bestätigt. Wir beschlossen 
daraufhin, für die Sitzung nicht groß zu 
mobilisieren, um dort zu "intervenieren", 
sondern gingen nur mit ein paar Leuten 
hin, um zu sehen, was abläuft. 

Auf der Sitzung präsentierte die SPD dann 
einen Antrag, in dem von Abschaffung der 
Zwangsarbeit keine Rede war. An den 
Kreis, als Träger der Sozialhilfe, wird ap- 
pelliert, für die Arbeit ein angemessenes 
Entgelt zu zahlen. 


In der Sitzung (nachdem der SPD-Antrag 
raus war) reagierten wir sofort durch Zwi- 
schenrufe und machten deutlich, daß sich 
an der bestehenden Praxis überhaupt nichts 
ändert, daß der Antrag nur Propaganda für 
die SPD ist und konfrontierten den Vorsit- 
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W norcen wer- ” 
A DEN Wi ALLE DIE 
ARBEIT VER - 


der 


4 } Äußerungen bei 
DGB-Diskussion. Als er infolge der Tumulte 
und Angriffe auf seine Person nicht mehr 


zenden mit seinen 


in. der Lage war, die Sitzung durchzuzie- 
hen, unterbrach er und forderte einen aus 
unserer Gruppe auf, den Saal zu verlassen. 
Dieser weigerte sich, wir rückten enger zu- 
sammen und auch die zur Hilfe gerufenen 
Bullen konnten den "Störer" nicht rausgrei- 
fen. Daraufhin besorgte sich der Vorsitzen- 
de eine Hundertschaft aus Bochum. In der 
Zwischenzeit hatten wir unsere Taktik 
geändert, den "Störer" verkleidet und ihm 
für diesen Nachmittag frei gegeben. Nach 
2 1/2-stündiger Unterbrechung ging die Sit- 
zung weiter, ohne große Diskussion wurde 
der SPD-Antrag abgesegnet. 


Zur Einschätzung der jetzigen Situation 


Wir denken, der SPD-Antrag war die 
schnelle, überhastete Antwort auf die An- 
kündigung der Grünen, einen Antrag auf 
Abschaffung zu stellen. Aus der Antrags- 
begründung wird ersichtlich, daß die SPD 
weiter an der Zwangsarbeit festhalten wird 
und sie in der nächsten Zeit noch ausbauen 
will (ganz im Sinne ihres Programms: "Ar- 
beit für alle"). An der Praxis hier wird 
sich in den nächsten Monaten erstmal 
nichts ändern, der Antrag ist nichts ande- 
res als ein "Tendenzbeschluß", der z.B. völ- 
lig offen läßt, was "übliches Arbeitsentgelt" 
ist. Wir gehen davon aus, daß die Strate- 
gen der Stadtverwaltung sich nun überlegen 
werden, wie sie hier die Modelle ä la 
Köln/Dortmund aufziehen können. Was sol- 
che Modelle für die zahlreichen tamilischen 
Zwangsarbeiter bedeuten, ist zunächst auch 
unklar. 


Über die Belagerung des 
neuen Druckzentrums in 
Wapping/London ist in letz- 
ter Zeit wiel berichtet 
worden. Der Zeitungsverle- 
ger Murdoch hat eine neue 
Satz- und Drucktechnologie 
eingeführt. Mit Unterstüt- 
zung der Elektrikergewerk- 
schaft, deren Mitglieder 
die neuen Anlagen bedie- 
nen, hat hat er die Beleg- 
schaft von 3000 auf 600 
Arbeiter reduziert. Gegen 
die entlassenen Drucker 
muß Murdoch nun sein 
neues Druckereigebäude mi- 
litärisch sichern lassen. 
Denn an den Wochenenden 
versammeln sich 5000 bis 
10000 Malocher, teils ent- 
lassene Drucker, teils Ar- 
beiter aus demselben Sek- 
tor, teils junge Proletarier 
aus ganz London, belagern 
das Gebäude in Wapping 


und liefern sich mit den 
Bullen harte Straßen- 
schlachten. An diesen Wo- 
chenenden versetzen die 


Cops das ganze Viertel in 
den Belagerungszustand, 
keiner der Bewohner kann 
die umliegenden Häuser 
verlassen. In dieser vorder- 
gründig gegen die Einfüh- 
rung neuer Technologien 
gerichteten gewerkschaftli- 


chen Auseinandersetzung 
weiß die Gewerkschaft im 
Augenblick nicht, wie sie 
die Arbeitermilitanz unter 
Xontrolle halten soll. 

Auch im folgenden Artikel, 
den Henri Simon für die 
Pariser Zeitschrift "Liai- 
sons geschrieben hat und 
den wir hier gekürzt ver- 
öffentlichen, geht es vor- 


dergründig um 
restrukturierten Fabriken: 
anhand der Streiks in der 
Automobilindustrie 1984 
versucht er herauszuarbei- 
ten, wie die Klasse unter 
den neuen Bedingungen, die 
das Kapital setzt; neue 
Kampfformen entwickelt. 

Es ist sicher ein Manko 
Artikels, daß er schon 
über ein Jahr alt ist. Ihn 
anhand der Entwicklung 
seit 1985 zu überarbeiten 


Kämpfe in 


des 


GROSSBRITANNIEN: 


und 
zu vertiefen, 
Folgeartikel - 
in der nächsten Nummer - 
vorbehalten bleiben. 

Die geschilderten Ereignisse 
sprechen entschieden gegen 


die politischen Thesen 
muß einem 
wir hoffen, 


die selbst in linken Kreisen 
oft geäußerte Meinung, 
Klassenkampf würde durch 
die Computer unmöglich. 
Dabei wendet sich Hl.S. 
aber auch gegen all die 
Mythen und Hoffnungen auf 
ein Wiederaufleben der al- 


ten, gewerkschaftlichen 
Kämpfe. In der Tat hat 
die Restrukturierung die 


Klasse für einige Zeit des- 
orientiert. British Leyland 
ist ein Beispiel dafür, 
durch Massenentlassungen, 
Stillegung und Aufspaltung 
von Fabriken eine neue 
Konzernstruktur durchge- 
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wie 


setzt werden konnte. Die 
Zentralisiercung des Unter- 
nehmens sollte lokale Kon- 
flikte ausschalten und über 
die Vereinheitlichung von 
Arbeitsorganisation und 
Lohngefüge die einzelnen 
Werke in Konkurrenz zZu- 
einander setzen und die 
Produktivität anstacheln. 

Aber schneller als erwartet 
stellten sich die Arbeiter 
auf die neuen Bedingungen 


ein. Sie haben ihre poten- 
tiell weiter ausgedehnte 
Macht über die Produktion 
erkannt, und daß sich die 
neuen Technologien und die 
neue Unternehmensstruktur 
auch gegen das Kapital 


wenden lassen. 
Die englischen Kapitalisten 


reden bereits von einem 
"Wiederaufleben der engli- 
schen Krankheit", vom 


andere Formen des 
Klassenkampfs 


Scheitern der Restrukturie- 


angesichts neuer 
Sicherlich noch 
ein paar Schritte zurück, 
aber doch in der selben 
Richtung sehen wir auch in 
der BRD Entwicklungen 
den letzten Monaten. Die 
ArbeiterInnen sind dabei, 
sich innerhalb der neuen 
Bedingungen bewegen zu 
lernen, fangen an, neue 
Technologie und prekäre 
Arbeitsverhältnisse für sich 
benutzen und gegen das 
Kapital zu wenden (in die- 
sem Heft siehe dazu den 
Artikel über TA als kleines 
Beispiel; in dieser Richtung 


rung 
Kämpfe. 


werden in den nächsten 
Nummer sicher sehr .viel 
ausführlichere Sachen 
kommen). 


* auf den Fotos 5.33 und S.36 
ist die Festung abgebildet 


die 


= genommen, 


Im November 84 legen 263 
Frauen der Sattlerei von 
Ford/Degenham im Indu- 
et Londons spontan 

rbeit nieder: sie ha- 
ben es satt, weiterhin zu- 
zusehen, wie sich ihre 
Qualifikation und ihre Ar- 
beitsbedingungen zur Un- 
kenntlichkeit verschlech- 
tern. Das haben die Jahre 
gebracht, in denen Gewerk- 
schafter und Unternehmer 
jemeinsam am Ruder sa- 
en. 


Der wilde Streik dauert 


A sechs Wochen und blockiert 
! die Fabrik völlig; 


die Ar- 
beit wird erst wieder auf- 
als eine Kom- 
mission eingerichtet wird, 
die die Arbeiter neu ein- 
stufen soll. Einige Monate 
später kriegen sie die ge- 
forderte Neuanpassung der 
Löhne. Die ührer der 
AUEW (Gewerkschaft der 
gelernten Arbeiter) erklä- 
ren, daß damit das Einstu- 
fungssystem als Ganzes 
wiederhergestellt ist. 

Zur selben Zeit legen un- 
ir 150 Frauen der 
attlerei von Ford/Hale- 
wood in der Nähe von Li- 
verpool, die Arbeit nieder; 
kurze danach machen die 


Elektromonteure einen 
Blitzstreik, sie verlangen 
eine Veränderung der r- 
beitsbedingungen. 

Am 7. ärz 85 werden 
zwei Fabriken in Wales 
wegen einer Lohnfrage 


neun Tage lang bestreikt - 
2900 Arbeiter der . Lucas- 
Girling-Werke, Hersteller 
von Autobremsen und 
Hauptzulieferer von Jaguar 
und British Leyland (Austin 
Rover). Jaguar, das Werk, 
das kürzlic privatisiert 
wurde und gerade einen 
harten Lohnstreik hinter 
sich hat, muß tausend Ar- 
beiter auf Kurzarbeit set- 
zen, da wesentliche Zulie- 
ferteile fehlen. Einer der 
Direktoren erklärt: "Wir 
können nicht zulassen, daß 
die Zukunft unserer Gesell- 
schaff von Aktionen be- 
droht wird, mit denen Ja- 
guar nichts zu tun hat." 
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Gleichzeitig wird in einem 
Automobilwerk von Vaux- 
hall (General Motors) in 
Luton (im Industriegürtel 
Londons) ein Arbeiter in 
der Karosseriemontage ge- 
feuert, weil er sich gewei- 
gert hat, nach einer Arm- 
verletzung an seinem 
Schweißgerät weiterzuarbei- 
ten: daraufhin legen die 
fünfzig Arbeiter in seiner 
Abteilung die Arbeit nie- 
der; die gesamte Nacht- 
schicht wird vor die Tür 

setzt. Die Arbeitsunter- 
rechungen dauern die gan- 
ze Woche an und hören 
erst auf, als die Entlassung 
in eine einfache Beurlau- 
bung umgewandelt wird. 
Aber jetzt fangen die an- 
deren Arbeiter einen Streik 
an, die drei Nächte hinter- 
einander ausgesperrt waren: 
sie wollen die ganze Wo- 
che bezahlt haben. 


Vor dem Hintergrund des 
eben zu Ende gehenden 
Bergarbeiterstreiks mochten 
die eben beschriebenen 

Vorfälle, die sich zur sel- 
ben Zeit ereigneten, alltäg- 
lich und weniger wichtig 
erscheinen. Wir erwähnen 
diese Begebenheiten des- 
halb, weil sie nur einige 
Glieder in einer Kette an- 

derer vergleichbarer Ereig- 

nisse sind, die sich in ih- 
rer Wirkung vielleicht stark 
unterscheiden; auf jeden 

Fall sind sie aber sehr be- 
zeichnend für eine Situa- 

tion, die sich das gesamte 

Jahr *84 im "Schatten des 
Bergarbeiterstreiks" entwik- 
kelt hat. 

Im folgenden 

werde ich die Situation in 
der Automobilindustrie ana- 
nk - nicht nur, weil 

iese Industrie eine zentra- 
le Bedeutung für das Funk- 
tionieren des Kapitalismus 
in den Industriestaaten hat, 
sondern vor allem, weil 
sich diese Bewegungen in 

einer Industrie entfalten, 
die in der "Krise" hart ge- 
troffen wurde von Rationa- 
lisierungen und darauf fol- 

genden Versuchen, das 


Kommando über die Arbeit 
neu zu etablieren. 

In den letzten fünf Jahren 
haben die Unternehmer und 
die britische Regierung auf 


allen Ebenen eine Politik 
verfolgt, die darauf abziel- 
te, die autonome Kampf- 


bewegung zu zerstören und 


die Gewerkschaft zu einer 
"verantwortlichen" Führung 
der Arbeiter zu erziehen. 
Die Entlassungen _und die 


Einführung neuer Technolo- 
gien waren die Waffen, um 
den gesamten produktiven 
Sektor_ umzustrukturieren. 
Ganze Betriebe wurden ge- 
schlossen oder Raten, 
um den Widerstand der 
vorhergehenden Periode zu 
atomisieren. Die internen 
Reorganisationen verliefen 
alle nach dem Muster, dem 
Arbeiter so weit wie mög- 
lich Macht über seine Ar- 
beit zu entziehen. Die 


British Leyland: 
der Restrukturierung 


Schaufenster 


Das charakteristische Bei- 
spiel ist British Leyland, 
ein verstaatlichtes on- 
strum, das aus einer Viel- 
zahl verschiedener Unter- 
nehmen besteht und das 
sich nie von seinen Ge- 
burtsfehlern hatte erholen 
können, die Klassenkampf 
und Krise verursacht hat- 
ten. Die Restrukturierung 
ist dort mit eiserner Hand 


durchgeführt worden; und 
zwar sowohl intern als 
auch in den Beziehungen 


nach außen. Das betrifft 
sowohl die neue Arbeitsor- 
anisation, die Auswahl der 
vlieferer als auch die 
gewerkschaftlichen Struktu- 
ren der Arbeitsverwaltung. 
Mit diesem Plan versucht 
der British-Leyland- 
Konzern, sich gegen jede 
mögliche Störung irımun zu 
machen, indem er alle 
Verbindungen, die Ver- 
flichtungen bedeuten, ge- 
öst hat - insbesondere mit 
dem Unternehmerverband, 
um keine von ihm ge- 
schlossenen Vereinbarungen 
oder Abkommen einhalten 
zu müssen. Intern ist eine 
einheitliche Lohnstruktur 


Massenentlassungen ermög- 
lichten den Rausschmiß der 
Militanten oder der Ar- 
beitsverweigerer. 
Angestrebt wurde eine 
weitgehende Flexibilisie- 
rung, um die Produktions- 
kosten zu senken. Die 
Löhne und die Arbeitsorga- 
nisation in einer Fabrik 
wurden an die der anderen 
Betriebe des selben Kon- 
zerns und der Zulieferer in 
Großbritannien und im Aus- 
land angeglichen. Durch 
Verkettung der Produktion 
und Rechnersteverung wur- 
de die Automatisierun 
vorangetrieben. Dadurch 
erhielt man neue Möglich- 
keiten zur Berechnung der 
Profitabilität in jedem Au- 
genblick und in dem Be- 
reich, so daß die Einfüh- 
rung eines wöchentlichen 
Bonus pro Produktionsein- 
heit möglich wurde. 


für die ganze Uhnterneh- 
mensgruppe geschaffen 
worden, die auf der Ar- 


beitsplatzbewertung beruht: 
Vereinheitlichung und Zen- 
iralisierung sollen die loka- 
len Konflikte eliminieren, 
die schon immer die offe- 
nen Wunden von BL waren. 
Die vereinheitlichten Löhne 
werden durch einen kollek- 
tiven Bonus vervollständigt, 
den jede Fabrik für_das 
Erreichen bestimmter Ziele 
erhält, die von der Haupt- 
direktion festgelegt werden: 
damit sollten 4. clan 
Konflikte eingedämmt wer- 
den, die so oft den Waren- 
fluß im Konzern unterbro- 
chen hatten. 


Parallel dazu ist das Sy- 
stem der "Gegenseitigkeit" 
abgeschafft worden, in dem 
der Inhalt der Arbeitsplät- 


ze, die Zeiten un die 
Versetzungen von der Zu- 
stimmung der Shop Ste- 


wards und der Basis abhin- 
gen. In einem internen Pa- 
ier erklärte die Konzern- 
eitung, daß diese Maßnah- 
men die Macht der Arbei- 
ter und die gewerkschaftli- 
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chen Eingriffsmöglichkeiten 
in bezug auf Löhne, 
Rhythmen, Arbeitsbelastun- 
ıen und Versetzungen in 
er Fabrik vollständig be- 
seitigen sollten. 


Die Kämpfe, die Anlaß für 
diesen Bruch mit der Ver- 
gangenheit waren, schlugen 
nun plötzlich in die größte 
Konfusion um; darüber hin- 
aus stifteten die Manöver 
der Gewerkschaften Verwir- 
rung. Die Arbeiter waren 
durch die Massenentlassun- 
gen und die Konfrontation 
mit der neuen Situation 
völlig _ desorientiert. Die 
Shop Stewards, die zu ei- 
ner Art Staat im Staat 
geworden waren, konnten 
nur auf ihre traditionellen 
Taktiken zurückgreifen, die 
nun anachronistisch und 
a geworden wa- 
ren. Die nationalen Vor- 
stände der großen Gewerk- 
schaften unterstützten un- 
ter der Hand die BL- 
Geschäftsleitung, da sie in 
dieser Umwälzung die Mög- 
lichkeit zur Intervention 
auf höchster Verhandlungs- 
ebene sahen. All das ver- 
deckte die zugrundeliegends 
Neuerung: Das neue Band 
in Longbridge wurde zu ei- 
nem der modernsten in Eu- 
ropa. Durch die massenhaf- 
te Einführung automati- 
scher Steuerungen, den 
Einsatz never Produkte und 
Materialien, sowie einem 
dementsprechend hohen Ni- 
veau an Roboterisierung 
und an Kontrolle konnte 
eine neve Arbeitsorganisa- 
tion durchgesetzt werden. 
War die frühere Arbeitsor- 
anisation auf Eingriffe des 
hop Stewards angewiesen, 
so machte die neue Orga- 
nisation jegliche Vermitt- 
lungsebene überflüssig. Es 
gab nichts mehr zu be- 
sprechen - und damit auch 
keine Möglichkeiten mehr, 
Macht über die Arbeit 
auszuüben, weil die Pro- 
duktionsziele von automati- 
schen Systemen gesteuert 
wurden und damit außer- 
halb ihrer Kontrolle lagen. 
Genauso wie die alten 
Produktionstechniken ‘ sind 
die Strukturen der Arbeits- 
organisation und auch die 
Shop-$teward-Bewegung 


re. geworden. Eine 
Zeitlang kann sich das Ma- 
nagement rühmen, durch 


die neuen Technologien ei- 
ne direkte Kommunikation 
mit der Arbeitskraft ohne 
Vermittlungsebene _herge- 
stellt zu haben: nach dem 
Ausschluß der Shop Ste. 
wards aus den neuen 
Werkhallen sind diese mehr 
oder weniger zu "no go 
areas" für die Gewerk- 
schaften geworden. 


Die ökonomische Ideologie 
der Technokraten hat sich 
mit der politischen Ideolo- 
gie verbunden, die behaup- 
tete, daß die Krise die 
Ausrottung aller Ursachen 
der "englischen Krankheit" 
ermögliche und bei den 
Arbeitern wieder zu einer 
esunden Vorstellung von 
en Realitäten im Kapita- 
lismus führe. Tasächlich 
waren die Erfolge von BL 
sale: bei einem 
ückgang der Produktion 
von El 000 Wagen im 
Jahr 1977 auf 268 000 im 
Jahr 1982 verringerte sie 
im gleichen Zeitraum die 
Belegschaft von 200 000 
auf 110 000 Arbeiter. Die 
Anzahl der Autos pro 
Mannjahr stieg von 5,59 im 
Jahr 1980 auf 14,2 im 


Jahr 1983. Die Zahl der 
durch Streik verlorenen 
Arbeitstage fiel von 848 


000 im Jahr 1977 auf 14 
000 im Jahr 1982. 
In dem Artikel "Wie die 


neve Technologie in Long- 
Beläge siegte" (New Socie- 
ty, /. Februar 1985) versu- 
en die Autoren zu erklä- 
ren, daß 1980 der Kampf 
gegen die Einführung der 
neuen Technologien und ih- 
re Folgen verweigert wurde 
aufgrund der ideologischen 


Macht eines technologi- 
schen Mythos, der den 
Kampfgeist umgedreht und 


den Widerstand behindert 


habe. Die Geschäftsleitung 
habe die Krise ausgenutzt, 
um Veränderungen als 
"technische Notwendigkei- 
ten" ohne großen Wider- 
stand durchzusetzen, auch 


wenn die Technologie nicht 
bestimmend war. Sie habe 
außerdem ausgenutzt, daß 
die Gewerkschaftsführer 
aufgrund ihrer Stellung im 
kapitalistischen Produk- 
tionsprozeß darauf bedacht 
sind, ihr möglichstes zu 
tun, damit es dem Uhter- 
nehmen qut geht: all dies 
ist Teil des normalen kapi- 


talistischen Kommandos. 
Was ideologische Herrschaft 
über die Arbeiter betrifft, 
so sind wir- wieder bei der 
alten Debatte über die 
Motivation der Kämpfe und 
dem, was man unter dem 
Begriff Klassenbewußtsein 
zusammenfaßt, angelangt. 
Es ist nicht besonders in- 
teressant zu wissen, was 
die Arbeiter glauben oder 
nicht glauben. Daß die 
Hälfte von ihnen lieber die 


Abfindung genommen hat, 
anstatt für die Erhaltung 
ihres Arbeitsplatzes zu 


kämpfen; daß die, die ge- 
blieben sind, überlegt ha- 


ben, daß sie in der mo- 
mentanen Situation kaum 
eine andere Möglichkeit 


haben, als Restrukturierung 


die Erhaltung ihrer Struk- 
turen zu kämpfen, die sie 
ohnehin für veraltet erklä- 
ren mußten - all das be- 
deutet nichts anderes, als 
daß sie sich überlegten, 
was in diesem Moment ihr 
Interesse sei. Unter diesen 
Umständen konnte dies als 
Akzeptieren der Restruktu- 
rierung erscheinen, unter 
anderen Umständen könnte 
es sich gegen die Restruk- 
turierung wenden: nicht die 
Ideen bestimmen die Arbei- 
teraktion und ihre Folgen, 
sondern das Handeln für 
das eigene Interesse be- 
stimmt die Bedingungen 
des Klassenkampfs, einfach 
aufgrund der tellung der 
Arbeiter im kapitalistischen 
Produktionssytem. 


zu "akzeptieren", ohne für 
Die neuen Technolögien verändern den 
Klassenkampf 


Wenn ma i 

auf das Wiederaufleben der 
roßen wilden Streiks im 
rühjahr 1983 bei Ford/- 
Halewood (Region Liver- 
pool) und BL in Cowley 
(bei Oxford) betrachtet, 
muß man sich fragen, wie 
die Geschäftsleitung und 
die ganze Kapitalistenklasse 
aguben konnten, daß die 
r 


eiter die Mythen des 
Kapitals und des Fort- 
schritts verinnerlicht hät- 


ten, und daß sie ein für 
alle mal die "englische 
Krankheit" beseitigt hätten. 
Diese beiden Streiks waren 


nur die Spitze des Eis- 
berg, aber schon waren 
die Unternehmerführer 


beunruhigt über das, was 
sie als ein "Wiederauf- 
flammen" von schon einmal 
dagewesenen Situationen 
sahen, von denen sie ange- 
nommen hatten, daß sie 
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lin 
sie nie mehr erleben wür- 
den. Mit der Zeit und als 
sich andere Konflikte ent- 
wickelten, wurden ihre 
Stimmen immer lauter. 
Im Oktober 1984 berichtet 
ein Artikel der Financial 
Times mit dem Titel "Wie- 
deraufleben der alten 
Arbeiter-Verhaltensweisen", 
daß der britische Unter- 
nehmerverband "Beweise 
dafür habe, daß sein frühe- 
rer Pessimismus gerechtfer- 
tigt gewesen sei..., der 
wirtschaftliche Aufschwung 
habe zu einem neuen 
Kampfgeist unter den Ar- 
beitern geführt... Im Laufe 
der letzten 12 Monate ha- 
es eine Zunahme von 
Streiks, Dienst nach Vor- 
schrift und Verweigerung 
von Überstunden gegeben." 
Dieser Pessimismus wurde 
weitgehend bestätigt von 
einer im November 1984 


veröffentlichten Studie über 
die sozialen Beziehungen 
seit Beginn der Rezession, 
in der festgestellt wird, 
daß die Härte des ökono- 
mischen Klimas kaum die 
Beziehungen in der Ar- 
beitswelt verändert hat. 
Der Autor, Professor Eric 
Batstone, schließt seinen 
Beitrag folgendermaßen: 
"Bis jetzt fällt weniger die 
Wirksamkeit der Kräfte des 
freien Marktes auf, sondern 
vielmehr ihre eringe Aus- 
wirkung in en Fabriken, 
die überlebt haben." Die 
Anstrengungen der  Mana- 
ger, die Löhne zu kürzen, 


die Profitabilität der Ar- 
beit zu steigern und eine 
bessere Mitarbeit zu errei- 
chen, um die Produktivität 
zu steigern, hatten nicht 
die erwarteten Ergebnisse 
gebracht. In bezug auf die 
Löhne kommt er zu er 
Feststellung, daß seit 78 
die Reallöhne schneller, die 


Produktivität aber langsa- 
mer gewachsen ist als zu 
Anfang der 70er Jahre, 
und daß es mehr durch 
Streiks verlorene Arbeits- 
stunden ibt als in den 
Jahresdurchschnitten der 
letzten 20 Jahre. Er er- 


kennt an, daß die Erneue- 
rungen in den Arbeitsver- 
fahren durch die Einfüh- 


rung never Technologien 
und eine intensivere Nut- 
zung der Arbeit die alten 
Bedingungen verändert ha- 
ben - gleichzeitig werde 
aber der Widerstand der 
Arbeiter immer stärker. 


Am 28. Januar 1985 er- 
scheint eine andere Studie 
der “Financial Times“ mit 
einer neuen Darstellung der 
Situation. Sie wiederholt 
nicht nur die alten Sprüche 
über die Kampfkraft der 
Arbeiter, sondern sie warnt 
vor einer "Wiederkehr zu 
hoher, unrealistischer Lohn- 
forderungen" aufgrund der 
Tatsache, daß Abteilungs- 
streiks und Versuche, "die 
Praktiken der Arbeitsbum- 
melei" wiedereinzuführen, 
zugenommen haben, "Ver- 
haltensweisen, die eigent- 
lich durch die Rezession 
häten vernichtet werden 
sollen." Die in einem ver- 
traulichen Bericht des Un- 
ternehmerverbandes erwähn- 
ten Zahlen enthüllen, daß 
die Zahl der Lohnstreiks in 


zwei Jahren um 50% zuge- 
nommen hat und die Zahl 
der durch Streiks ausgefal- 
lenen Arbeitstage 1984 um 
30% - den Bergarbeiter- 
streik nicht mitgerechnet. 
Ein weiterer Bericht, der 
im Februar 1985 in "Work 
Management‘ unter dem 
Titel "Wie kann man die 
Rückkehr der Arbeiterbasis 


zur Macht verhindern ?" 
erschien, beschäftigt sich 
ebenfalls mit dem Aus- 


bruch der Konflikte in der 
Industrie gerade in dem 
Moment, wo die Unterneh- 
mer die Umstrukturierungen 


auf Abteilungsebene noch ” 

verstärken müssen. R= 
e) N 

Um den Gegenschlag pla- ey 

zieren zu können, mangelt 

es nicht an Analysen über 

die angeblichen Motivatio- 


nen der Arbeiter unter den 
neuen wirtschaftlichen und 
technologischen Bedingun- 
en. Diese arbeiten einige 
lemente heraus: 


- Die Konflikte drücken 
sich weniger in langan- 
dauernden Aktionen aus, 
stattdessen gibt es mehr 
"subtilere Aktionsfor- 
men". Das veranlaßt zu 
dem Schluß, daß die 
wichtige Zahl der 
Streiktage die Situation 
schlecht wiedergibt - es 
sind weniger "gewerk- 
schaftliche” Streiks im 
Stil von "Aktionstagen", 
sondern mehr kurze wil- 
de Streiks. 

- Die Konflikte 
sich vor allem um die 
Anwendung der neuen 
Technologien und um die 
Arbeitsmethoden. 

- Das Anwachsen der Pro- 
fite löst "Unmut" unter 
den Arbeitern aus. Der 
Druck auf die Löhne 
und die Arbeitsplätze 
hat nicht zu Duckmäu- 
sertum oder zu einer 
"Solidarität mit dem Un- 
ternehmen" geführt, son- 
dern zu einer Mentali- 
tät, die man etwa über- 
setzen kann als: "Nimm 
mit, was du kannst, so- 
lange es geht. Und wenn 
du die Arbeit verlierst, 
feifst du halt drauf!" 

as bezeichnet die Ar- 

beitssoziologie als "tota- 
les Desinteresse gegen- 
über den Belangen des 
Unternehmens". 
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Auf den ersten Blick lie- 


fern diese Feststellungen 
kaum neue Elemente und 
können die hartnäckige 
Vorstellung einer "Rückkehr 
zu den alten Praktiken" 
verbreiten. Man könnte 


dies denken, aber in einem 
anderen Sinn: mitten im 
Bergarbeiterstreik gegen 
die Restrukturierung des 
Bergbausektors kann BL ei- 
ne Fabrik in Bathgate, 
Schottland, schließen. Eine 
von den Shop Stewards ein- 
eleitete Besetzung der 
abrik dauert nicht länger 
als neun Tage und wird 
weggefegt, als die Direk- 
tion droht, die Abfindungs- 
angebote noch einmal zu 
überprüfen, wenn die Unru- 
he nicht beendet wird. Die 
Shop Stewards sind desa- 
voviert, eine Situation, die 
BL in der Vergangenheit 
schon öfter herbeiführen 
konnte. Weder zu den 
Bergarbeitern, die sich ja 
in einer ähnlichen Ausein- 
andersetzung befinden, 
entwickelt sich eine wirkli- 
che Solidarität, noch zu 
anderen Fabriken der Un- 
ternehmensgruppe, die be- 
reits restrukturiert sind 
und im selben Augenblick 
mit anderen Konflikten zu 
tun haben. 


Grundsätzlich sind all diese 
Kämpfe Ausdruck der ver- 
schiedenen Formen des 
Klassenkampfs. Aber was 
sich in den verschiedenen 
Konflikten - die sich tat- 
sächlich nicht miteinander 
verbinden - ändert, sind 
die Konsequenzen, da die 
Verhältnisse, in denen sie 
sich entfalten, sehr unter- 
schiedlich sind. Genauer: 
wenn Krise und Restruktu- 
rierung die einen treffen, 
sind sie für die anderen 
schon erledigte Sachen. 
Das Kapital selbst hat die 


Grundbedingungen des 


Kampfs verändert und 
setzt doch alles dran, ihn 
als Wiederaufleben der 
Vergangenheit zu bezeich- 
nen. Selbst wenn man die- 
sen Kampfformen gleiche 
Namen gibt, so beschreiben 
sie doch eine andere Rea- 
lität und ein anderes Ver- 
hältnis zum Management 
und den Gewerkschaften. In 
gewisser Weise haben auch 
sie gekämpft und sie 
kämpfen Boch mit  Takti- 
_ ken, die sich auf frühere 
Situationen beziehen. Wenn 
das Kapital in dieser neuen 
Welle von Kämpfen überle- 


ben will, muß es sich et- 
was anderes einfallen las- 
sen. 


Bei ihrem Anspruch, alle 
Probleme durch technologi- 


sche Veränderungen zu re- 
geln, haben die Manager 
die Tatsache ein wenig 
ignoriert, daß sie auch 
weiterhin Menschen brau- 
chen, die nicht durch Ro- 
boter zu ersetzen sind. 
Aus diesem Grund baut die 
Dialektik Kapital-Arbeit 
schnell wieder eine neue 
Klassenfront auf. Ihre neue 
Technologie ist selbst nicht 
fehlerfrei, da sie ihre ei- 
enen Schwächen zeigt und 


den Arbeitern die Metho- 
den beibringt, um sie zu 
Instrumenten des Kampfs 


zu machen. Die Geschäfts- 
leitung von General Motors 
- Vauxhall in Ellsmer Port 
nahe Liverpool erklärt im 
März 85, daß die neuen 
automatisierten Bänder we- 
gen technischer Mängel 
statt der vorgesehenen 29 
Wagen nur 21 in der Stun- 
de produzieren. Sie sagen 
außerdem, daß für jeden 
Fehler des NEIN 
stems 2 bis 3 Stunden Re- 
paraturzeit anfallen und 
daß die aus den Investitio- 
nen gewonnen Profite nicht 
die Löhne abdecken, die an 
Gi Arbeiter gezahlt wer- 
len. 


Die Arbeiter erobern sich 
ihre Macht, die angeblich 
beseitigt wurde, wieder zu- 
rück, indem sie die Risse 


des Systems schonungslos 
aufdecken - Risse, die so 


schnell nicht wieder ge- 
kittet werden 
können. Der zitierte Arti- 


kel aus “New Society“ be- 
schreibt das Wunder von 


Longbridge (BL), das 
Machine Motoring System 


heißt. Ein umfassendes 
Netzwerk, das die Informa- 
tionen über den Arbeitsab- 
lauf in der ganzen Fabrik 
sammelt, eine elektronische 
Überwachung der Arbeit je- 
des Arbeiters. Die Arbeiter 
haben gemerkt, daß die In- 
genieure ein System konzi- 
piert haben, das eben nicht 
völlig automatisch, d.h. 
völlig unabhängig vom Be- 
diener ist, der deshalb 
überwacht wird. Dieser Be- 
diener muß dem MMS die 
Gründe für den Stillstand 
seiner Maschine eingeben. 
Die Kooperation des Arbei- 
ters war also doch not- 
wendig und hierdurch konn- 
te er seine Macht zurück- 
erobern. 

Man kann davon ausgehen, 
daß sich im Fall der 
"Schwächen" der automati- 
schen Systeme ebenso wie 
bei en 


unvermeidbaren 
Fehlern dieser Systeme, 
über die die Manager so 


klagen, beständig der "Un- 
mut" der Arbeiter aus- 
drückt. Es ist schwierig, 
dieses kämpferische Vorge- 

n so zu auszuweiten, daß 
die Zielrichtung der Tech- 
nologie neutralisiert wird. 
Ebenso schwierig ist es 
aber für den Manager, die 
Ursache der Zwischenfälle 
herauszubekommen, auch 
wenn er sie vermutet: die 
Grenzlinie ist dünn zwi- 
schen Sabotage und dem 
technischen Zwischenfall, 
den die Maschine oder das 
Programm selbst verur- 
sacht. Andererseits kann 
die Macht der Ausführen- 
den einer bestimmten Or- 
ganisationsform der Arbeit 
nur durch eine neue Orga- 
nisationsform beseitigt 
werden, die unabwendbar 
eine neue Schicht von Aus- 
führenden hervorbringt, die 
über eine andere Macht 
verfügen: das roboterisierte 
Fließband verändert die 
Macht der Arbeiter, aber 
es ersetzt sie nur durch 
die neue Macht derer, die 
an den Computersteuerun- 
gen arbeiten. 


m 8. Februar 1984 gehen 
222 Arbeiter eines Monta- 
gebandes in Cowley (BL) in 
den Streik, weil zehn von 
ihnen versetzt werden sol- 
len. Acht Tage später wei- 
ern sie sich, den Shop 
tewards zu folgen, die sie 
auffordern, die Arbeit wie- 
der aufzunehmen, damit 
die Verhandlungen beginnen 


können. Es sind bereits 
mehr als 1 500 Arbeiter 
aus der Fabrik auf die 


Straße gesetzt worden. Der 
Streik davert zweieinhalb 
Wochen und endet mit ei- 
nem Kompromiß. Am 17. 
März legen 500 Stunden- 
löhner der Fabrik, die die 
Karosserien für den Land 
Rover herstellt (Bordsley 
Grenn Body Pressing 
Plant), die Arbeit nieder, 
als die Geschäftsleitung 
versucht, eine Stanzmaschi- 
ne in eine andere Fabrik 
des Konzerns zu verlegen: 
5 000 Arbeiter werden auf 
die Straße gesetzt. Anfang 
April weigern sich 250 Ar- 
beiter des Karosseriebaus 
in Cowley mit 25 zu | 
Stimme, einem Antrag auf 
Drei-Schicht-Betrieb zuzu- 
stimmen, der auch eine 
Schicht am Freitagabend 
beinhaltet und alle ab 18 
Jahren betrifft. Der Wider- 
stand bewirkt, daß das 
Projekt am 23. Mai ernddie 
Pilotfabrik in Lanspridge 
vier Tage lang die Be- 
kanntschaft mit Arbeitsnie- 
derlegungen, als wegen der 
zahlenmäßigen Besetzung 
der Arbeitsplätze gestreikt 
wird. 

Anfang Mai werden sechs 
Arbeiter in Longbridge be- 
straft, da sie nur Dreivier- 
tel des geforderten Ak- 
kordminimums geleistet ha- 
ben. Über zehn Tage hin- 
weg entwickelt sich dage- 
gen eine Reihe von Ar- 


Neue Formen der Einverleibung der Arbeit? 


und 
obwohl die 
Gewerkschaft (ohne Erfolg) 
versucht, Herr der Lage zu 


beitsniederlegungen 
Rausschmissen, 


werden (um sie dann bes- 
ser zerschlagen zu können), 
indem sie Streikposten or- 
ganisiert, die aber nicht 
respektiert werden. Diese 
Serie von "anarchistischen" 
Arbeitsniederlegungen endet 
am 10. Mai, als Austin 
Rover bekannt gibt, 100 
Arbeiter mehr einzustellen, 
dabei aber hervorhebt, 
nicht unter dem Druck des 
Streiks zu handeln. Aber 
am 11. Mai streiken erneut 
200 Arbeiter in Longbridge 
gegen ihre Versetzung ans 
nd, gleichzeitig streiken 
40 andere in 
gen des Bonus. 
ine weitere Reorganisation 
der Belegschaft beendet 
diese Konflikte am Montag 
darauf. Aber der Streik in 
Cowley ist der Anfang ei- 
ner ganzen Reihe von Kon- 
flikten um den Bonus, 
durch den BL die Arbeiter 
zu einer ununterbrochenen 
Produktion hatte bringen 
wollen. Dieser Bonus, von 
bis zu 15 £ die Woche 
sollte die vielen vereinzel- 
ten wilden Streiks stoppen. 
Aber die Bedingungen au- 
ßerhalb der Fabrik und der 
begrenzte Arbeitsanfall be- 
wirken, daß der Bonus auf 
einige Pfund die Woche 
ZUSO RER E N). Die 
abschreckende Wirkung wird 
in dem Moment kippen, in 
dem sich eine Einheit für 
die Anhebung des Bonus 
und für seine Integration 
als normaler Lohnbestand- 
teil entwickelt. 
Die “Financial Times” vom 
8. Juni 1984 weist auf die 
Häufigkeit und die Regel- 
möäßigkeit der Arbeitsnie- 
derlegungen an den Monta- 
gebündern von BL in Long- 
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Cowley we- 


bridge und Cowley hin; wie 
sich gerade von neuem in 
Longbridge gezeigt habe, 
könne eine einzige dieser 
Aktionen mehr Produktions- 
störungen verursachen als 
sämtliche. gewerkschaftli- 
chen Streiks gegen die Re- 
strukturierung 1980 zusam- 
men. "Frühjahrsfieber" 
meint der Artikel ironisch, 
Rücckehr der alten Ge- 
wohnheiten. (...) 

Die “Financial Times 
vom 15. September 1984 
=> den Standpunkt des 

anagements wider: "Jede 
dieser zahlreichen Ausein- 
andersetzungen führt dazu, 
daß die Anstrengungen für 
die Durchführung einer 
grundlegenden Restrukturie- 
rung der Arbeitsorganisa- 
tion auf Abteilungsebene 
zunichte gemacht werden, 
deren Bedeutung für einen 
langfristigen Frieden im 

Montagewerk Gewerkschaf- 
ten und Management aner- 
kennen." Diesem Wiederauf- 
leben der wilden Streiks in 
der Produktion, d.h. der 
Entwicklung von autonomen 
Aktionen stehen Manager 
und Gewerkschaften ein 
wenig ratlos gegenüber, 
auch wenn sie sich über 
die Rezepte für eine Nor- 
malisierung in den Haaren 
liegen. a 
Was man a 
kann, ist: 
Wenn die Restrukturierung 
die Widerstandsgruppen der 
vorherigen Periode tatsäch- 
lich zerschlagen hat, so 
hat diese Situation aber 
nicht lange angehalten. Die 
Arbeiter, die mit den neu- 
en Ausbeutungsbedingungen 


priori sagen 


konfrontiert sind, waren 
jezwungen, die Besonder- 
eiten ihrer Qualifikation 


abzulegen, um eine Verein- 
heitlichun zu erreichen 
(die Einführung des kollek- 
tiven Bonus in der Fabrik 
beschleunigt das noch). 
Aber Klassenkampf und 
Widerstand existieren noch 
- und werden solange exi- 
stieren, wie es die kapita- 
listische Ausbeutung gibt: 
Die neuen Bedingungen 
zwingen die Arbeiter, neue 
Kampfformen anzuwenden, 
und dass vom ersten Tag 
an. Was sich mit den neu- 
en Bedingungen geändert 
hat, sind nur die Formen 
und die Konsequenzen ihres 
Kampfes. ri 


Die "alt-autonome" 80/8ler Linke sucht seit einiger Zeit nach neuen theore- 
tischen Grundlagen, um ihre Niederlage aufzuarbeiten. Diese Bestrebungen 
überschneiden sich mit Bedürfnissen nach weitergehenden Perspektiven, wie 
sie aus den neuen Bewegungen heraus formuliert werden. Die Frage nach 
einer revolutionären Strategie erhält dadurch neue Aktualität. In diesem 


Zusammenhang ist auch die letzte Nummer der Zeitschrift "Autonomie" auf 


ein größeres Interesse gestoßen, da sie beansprucht, aus den vorgelegten 


historischen Untersuchungen eine sozialrevolutionäre politische Linie zu ent- 


wickeln. 

Wir selbst haben ein paar Jahre lang can der Debatte innerhalb der 
"Autonomie"-Redaktion teilgenommen. Trotz einiger politischer Differenzen 
war uns das damals wichtig, weil die "Autonomie"-Redaktion der einzige Ort 
war, an dem Revolutionäre eine Debatte über die weltweiten Klassenkämpfe 
zu organisieren versuchten. Für uns bedeutete es einen Verlust, als aufgrund 
wachsender politischer Differenzen die weitere Zusammenarbeit nicht mehr 
möglich war. Mit dem Zerfall der "Autonomie"-Redaktion hat eine globale 
revolutionäre Diskussion in dr BRD praktisch nicht mehr stattgefunden. 
Wenn wir jetzt damit anfangen, diese politischen Differenzen mit der 
"Autonomie" öffentlich auszutragen, so aus zwei Gründen: zum einen finden 
wir es total notwendig, die Revolution als ein weltweites Thema zu behan- 
deln, und wollen in den nächsten Heften dazu selber mal einiges auf Reihe 
kriegen. Zum anderen sind einige Positionen in der letzten "Autonomie" nun 
so deutlich formuliert, daß wir es unerläßlich finden, diese zu kritisieren. 
Wogegen wir uns wenden, ist die politische Orientierung im Vorwort und die 
politische Rolle, die sich die Autoren darin selber zusprechen: 

Das Vorwort stellt einen Aufruf an die autonome Linke dar, sich aus 
den Klassenkämpfen in den Metropolen herauszuhalten. Einer revolutionären 
Linken wird eine Avantgardefunktion zugewiesen, mit der der emanzipatori- 
sche Anspruch auf Selbstbefreiung des Proletariats aufgegeben wird. 

Dies ist keine Unterstellung oder ein Mißverständnis von uns, sondern 
ergibt sich sehr konsequent aus der Argumentation im Vorwort (und aus der 
Art und Weise, wie Versatzstücke daraus als neue Legitimation autonosmer 
Politikkonzepte verwendet werden !). Auch wenn hier allgemein von einer 
"Verankerung im hiesigen Sozialprozeß" die Rede ist, wird diese letztlich als 
aussichtslos abgetan. 


In einem ersten Schritt werden metro- 
politane Arbeiterklasse und trikontinentales 
Proletariat in einen scharfen Gegensatz ge- 
bracht: erstere sei durch "goldene Fesseln" 
und "glitzernde Befriedigung" an die Aus- 
beutung geschmiedet und ins Kapitalverhält- 
nis integriert; die Zersetzung der Arbeiter- 
klasse durch ihre reelle Subsumption im 
Produktionsprozeß® und im Reproduktions- 
bereich hätten die historische Basis von 
Klassenwiderstand endgültig vernichtet. Da 
die industrielle Arbeiterklasse mit ihren re- 
formistischen und Lohnforderungen sich im- 
mer innerhalb des Kapitalverhältnisses be- 
wege, könnten nur die trikontinentalen Mas- 
sen eine revolutionäre Qualität entwickeln, 
da sie noch über Räume, Zusammenhänge 
und Werte außerhalb des Kapitalverhältnis- 
ses verfügen. Diese revolutionäre Qualität 
stehe aber auf verlorenem Boden, da sie 
zu einer "wirksamen Lähmung der imperia- 
listischen Maschinerie" nicht in der Lage 
sei. Aus diesem Dilemma, Integration der 
metropolitanen Arbeiterklasse auf der einen, 
relative Schwäche der trikontinentalen, re- 
volutionären Massen auf der anderen Seite, 
kann dann nur ein avantgardistisches Orga- 
nisationskönzept führen, das den Ersatz für 
fehlende Kämpfe in den Metropolen bilden 
soll e Durch die Entwicklung revolutionärer 
Gewaltmittel soll sie den imperialistischen 
Verwertungsprozeß blockieren, um damit 
sowohl dem trikontinentalen Befreiungspro- 
zeß eine Entwicklungsmöglichkeit zu geben, 
als auch in den Metropolen überhaupt erst 
Räume für die "Rekonstitution der Klasse" 
zu eröffnen. 

Wir bezweifeln, daß sich dieser politi- 
sche Vorschlag, den das Vorwort heraus- 
arbeitet, tatsächlich aus den einzelnen Ar- 
tikeln und dem dort ausgebreiteten Material 
ergibt. Die Artikel haben wir zum Teil mit 
großer Spannung gelesen, es ist wichtiges 
Material für. die revolutionäre Theoriebil- 
dung darunter - das wir teilweise genau 
entgegengesetzt interpretieren würden! Das 
Vorwort argumentiert aber explizit politisch 
und faßt Thesen aus den Nummern 10, 11 
und 13 zugespitzt zusammen. Wenn wir al- 
sö die prlitische Substanz der Nummer 14 
diskutieren wollen, müssen wir das anhand 


des “ncwertes tun. 
Kapitalverhältnis: 
Feindschaft und Produziertheit 
Wenn die "Autonomie" von der Bedeutung 


des Kapitals als sozialem Verhältnis spricht, 


geht es ihr um die Feindschaft zwischen 
Kapital und Klasse. Sie reduziert dabei 
aber ihren Kapitalbegriff auf den reinen 
Gegensatz, Autonomie kann sie nur in der 


absoluten Fremdheit von Kapital und Klasse 


38 


fassen. Der reale Widerspruch im Kapital- 
verhältnis besteht aber in der Produziert- 
heit des Kapitals durch die Proletarier auf 
der einen und der Feindschaft der Proleta- 
rier zum Kapital auf der anderen Seite! 
Das Kapital ist keine Sache, sondern die 
Art und Weise, wie sich die ArbeiterInnen 
zu den gegenständlichen Bedingungen der 
Produktion ihrer Lebensmittel verhalten. Sie 
sind gezwungen, sich zu ihnen als fremde, 
von ihnen getrennte Bedingungen zu verhal- 
ten, und nur soweit diese objektiven Bedin- 


gungen von ihnen getrennt existieren, tre- 
ten sie ihnen als Kapital gegenüber. Vor 
jeder Betrachtung des unmittelbaren Pro- 


duktionsprozesses und der Stellung verschie- 
dener Teile des Proletariats zu ihm oder in 
ihm muß dieses grundlegende Verhältnis 
festgehalten werden. Und bei aller Gewalt, 
die in diesem Verhältnis enthalten ist, müs- 
sen wir festhalten, daß die Proletarier die- 


ses Verhältnis mit ihrem eigenen Handeln 
konstituieren. In der Welt der Erscheinun- 
gen verkehrt sich das alles: das Kapital 


wird zum selbständigen Ding, zum automa- 
tischen Subjekt der Geschichte. In Wirklich- 
keit besitzt das Kapital keine eigene Sub- 
jektivität, sondern eignet sich nur die der 
Proletarier an; oder, von der Seite der 
wirklichen Subjekte her formuliert: die Pro- 
letarier verhalten sich zu den gemeinsamen 
Bedingungen ihrer Reproduktion als ihnen 
fremde, als Kapital. Das hat nichts mit ei- 
nem bürgerlichen Begriff von Freiwilligkeit 
zu tun, sondern führt die Versteinerungen 
des Kapitalverhältnisses auf die eigentlichen 
Akteure der Geschichte zurück. Die Prole- 
tarier machen ihre Geschichte selbst, aber 
sie machen sie nicht aus freien Stücken. 


Diese Seite des Verhältnisses festzuhal- 


U ten, ist uns deswegen so wichtig, weil 
ı, sie den materialistisch ausgewiesenen 
" Anspruch auf Befreiung enthält. Nur 


ı weil die Proletarier in ihrem Handeln 
‘ das Kapitalverhältnis konstituieren und 

ı, täglich reproduzieren, können sie die 

‘' Macht bilden, dieses Verhältnis aufzuhe- 
ı, ben. Konkret gesprochen: wir müssen 

', gegen die ganzen kapitalistischen Mysti- 
fizierungen herausstellen, daß die ge- 
ı, schichtlichen Entscheidungen nicht in 

den Konzernzentralen fallen, sondern 
vom Handeln der Milliarden Proletarier 
bestimmt werden, auf die sich alle im- 
perialistischen Planungen und Projekte 
beziehen müssen. 


Die Uhnterschiedlichkeit dieser beiden 
Herangehensweisen drückt auch unterschied- 
liche theoretische Bedürfnisse aus: gegen- 
über einer akademischen Linken, die immer 
wieder ihre rasante Korruptionsbereitschaft 
und Aussöhnungssbedürfnisse belegt hat, ist 


dies Beharren auf der Feindseligkeit ein 
moralischer Orientierungspunkt. Das Erfor- 
dernis einer moralischen Selbstvergewisse- 


tung klingt in den Texten der "Autonomie" 
immer wieder an. Für die Masse der Prole- 
tarier gibt es aber wenig zu entscheiden 
was die Seite der Barrikade angeht, für sie 
ist nicht ihre Feindschaft zum Kapital, ihr 
Haß auf die Arbeit und das Gewaltverhält- 
nis das problematische, sondern die Frage, 


wie sie gegen ihre Atomisierung im Pro- 
duktions- und Reproduktionsprozeß zur ge- 
sellschaftlichen Macht werden und das Ka- 


pitalverhältnis zerschlagen können. Von die- 
sem Bedürfnis her wird es zentral, alle 
Mystifizierungen des Kapitals als selbständi- 
ger Macht aufzulösen, die Geschichte und 
das gesellschaftliche Verhältnis auf seinen 
Ursprung im Handeln der Proletarier zu- 
rückzuführen. 


Verwertung oder Vernichtung - 
ein falscher Gegensatz 


Die Trennung von den gegenständlichen Be- 
dingungen der ‘Reproduktion, zerreißt die 
unmittelbare Einheit von bäuerlicher Arbeit 
und gesellschaftlichem "Besitz" am Boden 
in die mehrwertschaffende abstrakte Arbeit 
und die kapitalisierten Produktionsbedingun- 
gen. Die Ausdehnung der Mehrwertproduk- 
tion ist der Zweck der Kapitalentwicklung. 
Dagegen wendet die "Autonomie" ein, das 
habe noch für die Proletarisierung breiter 
Schichten im 19. Jahrhundert gegolten, sei 
aber von der aktuellen Entwicklung des 
Weltkapitals überholt, die nur noch auf die 
Produktion von Leichenbergen ziele. Diese 
Gegenübersetzung von Verwertung und Ver- 
nichtung suggeriert eine recht gemütliche 
Vorstellung von der "Einverleibung der le- 
bendigen Arbeitskraft ins Kapital" (Arbeit 
ist Gewalt und keine "marginale Gewalt- 
samkeit"!) und macht die tatsächliche Mas- 
senvernichtung zu einer materialistisch 
nicht mehr begreifbaren Realität. Einverlei- 
bung von Arbeitskraft hat schon immer 
Vernichtung bedeutet, für die verhungerten 
und aabgeschlachteten Proletarier des 16., 
17., 18. oder 19. Jahrhunderts genauso wie 
für große Teile der heute Proletarisierten, 
die die Gier des Kapitals nach lebendiger 


Arbeit nur als ihre Vernichtung erfahren. 
Die Vernichtung resultiert aber aus der 
Gier: für die Kopitalisierung der Produk- 
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tionsbedingungen und die . darauf fußende 
Unterordnung der lebendigen Arbeit unters 
Kapitalkommando braucht das Kapital Lei- 
:henberge als politisches Instrument. Die 
3egenübersetzung von Verwertung und Ver- 
nichtung verharmlost das Wertgesetz, macht 
es zu einem friedlich ökonomischen Fak- 
tum, statt die scheinbare Sachlichkeit des 
Ökonomischen zu kritisieren, die Destrukti- 
vität als den Inhalt des Werts zu enthüllen. 

Die gedankliche Struktur ist wieder die- 
selbe: um einen reinen Gegensatz zwischen 
Kapital und Klasse konstruieren zu können, 
wird das Verhältnis zwischen beiden geleug- 
net. Das Kapital beruht nicht mehr auf le- 
bendiger Arbeit, womit es angreifbar wäre, 
sondern es verflüchtigt sich zum puren 
Vernichtungstrieb, demgegenüber die Prole- 
tarier sich nur der Einforderung ihrer 
nackten Existenz Klasse konstituieren 
können. 


in 
als 


Die Klasse setzt sich zusammen - 
sie ist keine "Mehrheit" 


In Abgrenzung zu einem produktivistischen 
Klassenbegriff, der die Klasse auf ihre Exi- 
stenz als Arbeitskraft reduziert, entwickelt 
die Autonomie aus den Kämpfen des Vor- 
märz einen Klassenbegriff, der ausschließ- 
lich an dem Kampf um die Subsistenzmittel 
festgemacht ist. Damit kann nicht gemeint 


sein, daß sich Klassenkämpfe stets um das 
Überleben, die eigene Existenz drehen, sei 
es in der Einforderung eines Brotpreises, 
im Kampf um Lohn oder im Kampf gegen 
die Vernichtung in der Arbeit - dies wäre 
nur eine Plattheit. Der "Autonomie" geht 
es um die spezifische Konstitution von 


Kämpfen in Situationen, ‘wo die Proletarier 
noch an den Lebensbedingungen einer agra- 
rischen Subsistenzökonomie anknüpfen. Den 
"produktivistischen Klassenbegriff" erklären 
sie für "nicht geeignet" in bezug auf die 
heutige "Mehrheit" des Weltproletariats. 
Dieses ließe sich nur in “Analogie zur 
Klassenkonstitution im 19. Jahrhundert" be- 
greifen. Damit grenzen sie die industriellen 
Teile des Proletariats weltweit (!) aus. ih- 
rem Klassenbegriff aus. 

Mit einem Begriff des Kapitalverhältnis- 
ses, wie wir ihn oben entwickelt haben, 
läßt sich an der Einheit des Weltproleto- 
riats festhalten - als Einheit gegenüber den 
von ihnen getrennten Produktionsbedingun- 
gen. Von dieser Einheit ausgehend lassen 
sich dann die unterschiedlichen Existenz- 
bedingungen, besonderen Kampfbedingungen 
und -formen usw. analysieren. Der »roduk- 
tivistische Klassenbegriff geht dager-n gar 
nicht in dieser umfassenden Weis © i Kr- 


sondern reduziert 
es auf die unmittelbare Produktion, ohne so 


pital als Verhältnis aus, 


überhaupt begreifen zu können, wie denn 
diese Produktion als kapitalistische be- 
stimmt ist, was Maschinen zu Kapital 


macht usw. (Zur Klasse werden die Prole- 
tarier gerade nicht durch ihre Existenz als 
Ware Arbeitskraft sondern gegen sie!!). 
Aber auch die "Autonomie" geht nicht von 
diesem umfassenden Verständnis aus, son- 
dern macht den gleichen Fehler umgekehrt: 
sie filtert die Wirklichkeit nach ihrem vor- 
gefaßten Klassenbegriff. Der Landarbeiter 
im Agrobusiness fällt dabei genauso heraus 
wie der metropolitane Fabrikarbeiter. 

Von der begrifflichen Einheit des Prol. 
tariats innerhalb des Kapitalverhältnisse 
auszugehen, bedeutet politisch nicht von ir- 
gendeiner "Mehrheit" eines Teils des Prole- 
tariats auszugehen, sondern von der be- 
stimmten Zusammensetzung der Klasse. Mit 
dem Autonomiebegriff von Klasse läßt sich 
auch nicht der Kampf in einem trikontinen- 
talen Land ‚begreifen, dazu genügt ein Blick 


auf die in der "Autonomie" Nr. 10 ange- 
führten Beispiele und historisch die Sich- 
tung des Materials in Ahlrichs Artikel in 


der Nr. 14. Die politische Brisanz dieser 
Kämpfe liegt gerade in der Verbindung 
zwischen bäuerlichen Revolten, industriellen 

Streiks, großstädtischen Aufständen usw. 


Genauso haben wir z.B. in den letzten bei- 
den Artikeln zur englischen Situation ver- 
sucht, die Verbindungen zwischen traditio- 
nellen Klassenkämpfen mit neuem Charakter 
und den jugendlichen rioters der großstädti- 
schen slums als die revolutionäre Dynamik 
dieses Kampfzyklus herauszuarbeiten. Wir 
wollen die existierenden Spaltungen im 
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Weltproletariat damit nicht unterschlagen - 
im Gegenteil, wir müssen sie kapieren, weil 
sie die weltweite Ausbeutung funktionieren 
lassen. Aber es ist nicht unsere Sache, die- 
se Spaltungen festzuschreiben. Es sind Spal- 
tungen des Kapitals, gegen die wir die po- 
tentielle Einheit in den Kämpfen setzen 
müssen! 


Die Arbeiterklasse als Motor des Kapitals 


Das Bild der kapitalistischen Entwicklung, 
das in der "Autonomie" gezeichnet wird, 
unterstellt eine geradlinige Tendenz der In- 
tegration ins Kapital. Eine Integration, die 
keine Auswege mehr zuläßt. Von dieser 
Perspektive her wird es dann plausibel, den 
einzig revolutionären Impuls in einem "noch 
nicht" vom Kapital einverleibten zu suchen. 
Woher sollen auch in einer mehr und mehr 
abgeschotteten Welt, einem "eindimensiona- 
len Denken" (die Argumentation ist in der 
Tat dieselbe wie bei Marcuse!) noch Impul- 
se einer grundsätzlichen Sprengung des Ka- 
pitalverhältnisses kommen. 

Historisch gesehen ist dieses Bild eine 
Fiktion. Jeder neue Angriff des Kapitals 
auf die Klasse und ihre Reproduktionsbedin- 
gungen ist eine Antwort auf ein sprengen- 
des Klassenverhalten, müht sich daran ab, 
daß die Klasse sich aus dem Inneren de 
Kapitalverhältnissess heraus immer wieder 
gegen ihr eigenes Dasein als Teil des Kapi 
tals stemmt. In diesem Sinne bleibt die 
"Autonomie" selbst widersprüchlich, dent 
einerseits sucht sie nach einem Bezugspunk! 


für revolutionäre Qualität, der ganz außer- 


halb des Kapitals liegt, andererseits sieht 
sie auch, daß die Normen der Subsistenz 
einem agrarfeudalistischen Zwangsverhältnis 


entspringen, die erst in der Konfrontation 
mit dem Kapital, also der anfänglichen 
Existenz des Kapitalverhältnisses zur For- 
mulierung revolutionärer Bedürfnisse trans- 
formiert werden. 

Die historische Entwicklung des Kapitals 
ist umsoweniger ein einseitiger Abschot- 
tungsprozeß, als das Kapital bei jedem Ver- 
such der erneuten Integration der Klasse 
auf deren eigene Kreativität, Dynamik und 
Energie zurückgreifen muß. "Kapitalisierung 
der Revolte" hieß es 1970. In Bezug auf 
die trikontinentale Situation zeigt der jüng- 
ste Bericht an den Club of Rome ("Revolu- 
tion der Barfüßigen") , wie das Kapital 
bemüht ist, ausgehend von der Selbstorgani- 
sation der Bauern dieselben Verhaltenswei- 
sen, die die Kämpfe und Revolten tragen, 
zum Motor eines Akkumulationsprozesses 
machen zu können,nachdem die staatlichen 
Programme zur Rekrutierung dieser Ar- 
beitskraft gescheitert sind. 


Zersetzung ist stets Zusammensetzung 
Die Linearität der fortschreitenden Integra- 
tion wird von den Autonomie mit der Auf- 
fassung der reellen Subsumption als reiner 
"Zersetzung" ("Dekomposition", s. auch 
Nr.13) begründet. "Die gesellschaftliche Exi- 
stenz selbst ist der Tendenz nach nur als 
nicht abreißende Kette von Mehrarbeit be- 
greiflich, geleistet von "ionaden, die tech- 
nologisch zu einem Gesamtarbeiter kombi- 
niert werden, ohne dies noch begreifen zu 


können." ($.213) Dies ist das politische 
Wunschbild des Kapitals, aber nicht die 
Realität: 

Die technologische Neuorganisation der 


Arbeit ist zunächst Zersetzung, indem sie 


die Klasse als politische Macht zersetzt. 
Aber sie kann dies nur, indem sie die 
Macht der gesellschaftlichen Arbeit weiter 
entwickelt. Eine Gesellschaftlichkeit, die 


dem einzelnen Arbeiter als seine Atomisie- 
rung erscheint, eine Macht, die für die 
Proletarier zunächst als Ohnmacht er- 
scheint. Ihre alten Verhaltensweisen, ihre 
Kollektivität laufen ins Leere. Die Macht 
der gesellschaftlichen Arbeit erscheint als 
Übermacht eines toten Dings, des Kapitals. 
Diese Macht zwingt 
einer erweiterten Kooperation, und in die- 
ser gesellschaftlichen Existenz findet die 
Klasse immer wieder den Ansatzpunkt ihrer 
politischen Macht. 
für die Kämpfe, die die "Autonomie" 
den Mittelpunkt stellt. Die kleinbäuerlichen 
Kämpfe kollektivieren sich nicht nur in den 
traditionellen dörflichen Strukturen we 
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die Arbeiter aber zu! 


Das gilt nicht weniger | 


gegen die gemeinsame Subsumtion unter das 
Kapitalverhältnis, das in der "grünen Revo- 
lution" durchgesetzt wurde und sie zu fak- 
tischen Lohnabhängigen von Banken und 
Agrobusiness gemacht hat. 

In diesem Prozeß konstituiert sich das 
Proletariat zur Klasse, indem es seine ei- 
gene vom Kapital erzwungene Gesellschaft- 
lichkeit als Kollektivität gegen das Kapital 
wendet. 

So wie die Klasse sich 

lichkeit ihrer Arbeit in 
Produktionszyklus aneignen kann und darin 
die Basis ihrer Macht entdeckt, so entwik- 
kelt auch der Weltmarkt den gesellschaftli- 
chen Zusammenhang zwischen ganz ver- 
schiedenen Ausbeutungssituationen über alle 


diese Gesellschaft- 
jedem einzelnen 


nationalen Schranken hinweg. Dieser Zu- 
sammenhang wird vom Kapital als sein 
destruktives Kommando entwickelt, der 
Weltmarkt erschlägt im wörtlichen Sinn 
Menschen. Aber zugleich zirkulieren die 
Kämpfe durch diesen Zusammenhang, wie 


wir es schon in der Revolte Ende der 60er 
Jahre erlebt haben, als sich die Kämpfe 
des multinationalen Massenarbeiterss - von 
den USA bis Argentinien - mit den Revol- 
ten der Unentlohnten, der Bauern und den 
Kämpfen der Befreiungsbewegungen verband. 

Wir wollen in Zukunft genauere Uhnter- 


suchungen der Klassenzusammensetzung in 
verschiedenen Regionen oder Ländern zu 
kommen, die deren ganze Vielfalt und Dy- 


namik rüberbringen, was intensive Kontakte 
zu den dort Kämpfenden und ihren autono- 
men Organisationen voraussetzt. Auf dieser 
Grundlage werden wir uns Klarheit über die 
aktuelle Perspektive der globalen Revolution 
verschaffen können. 


In der nächsten Nummer werden wir 
anhand einer genaueren Besprechung von 
"Revolution der Barfüßigen" Leit-Thesen für | 
diese Untersuchungen formulieren. Einige 
Projekte haben wir angepeilt. Hinweise, 


Kontakte und Mitarbeit von anderen Genos- | 
sInnen an dieser Arbeit sind uns sehr will- | 
kommen. 


DER KRIEG IM WELTRAUM ISTNUN BEENDET 
DIE KRIEGER TRETEN DEN GEMEINSAMEN / 
RÜCKFLUG ZUR ERDE AN 


IM HORST PA 
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Triumph-Adler gehört von der Anzahl der Beschäftigten wie vom Umsatz her zu den 
kleineren und damit zunächst unbedeutenderen Konzernen. Was ihn aber für uns beson- 
ders interessant macht ist, daß sich am Beispiel TA prototypisch die Strategie der 
Transnationalen (TA ist eine VW-Tochter) festmacht, die metropolitane Klassenzusammen- 
setzung in den Fabriken in den Griff zu kriegen und für die Verwertung funktional zu 
halten. Prototypisch, weil hier erst vor wenigen Jahren eine dysfunktional gewordene 
Klassenzusammensetzung niedergemacht und aufgelöst worden ist, um auf dem Hinter- 
grund hoher Arbeitslosenzahlen und einer Neustrukturierung der Arbeitsorganisation mit 
einer völlig neuen Arbeiterzusammensetzung neue Profitraten zu etablieren. Prototypisch 
für uns aber vor allem deshalb, weil die neue Klassenzusammensetzung hier binnen kür- 
zester Zeit diese Pläne durchkreuzt und TA erneut in die Krise getrieben hat. Und das 
läuft ganz unspektakulär ohne große Streiks, Zoff und damit auch Öffentlichkeit. 

Damit auch außerhalb der autonomen Diskussionen, die sich ein ums andere Mal 
zynischerweise - oder sollten wir sagen ehrlicherweise? - mit den immer die Klassen- 
autonomie ins Schußfeld rückenden reformistischen Strategien solidarisieren. So war TA 
halt interessant, als die IGM vor 2 Jahren ihren Flexi-Streik durchzog und bei TA- 
Frankfurt 6 Wochen von den Parteilinken und den Adler-Kapos streiken ließ. Hier wurde 
sich engagiert und zwangsläufig die vor den Werkstoren Streikposten stehenden IGM- 
Funktionäre und Kapos mit der Klasse verwechselt. Als es aber darum ging, nach dem 
Streik die Neuzusammensetzung militant zu untersuchen, war’s mit dem Engagement vor-, 
bei, stattdessen wurden 100 und mehr %ige Sicherheitsgarantien eingefordert, daß "das 
was bringt" und "was dabei rauskommt"! 

Während nach wie vor in den autonomen Diskussionen die von Kapital und Gewerk- 
schaften lancierten Mythen von Deindustrialisierung, menschenleeren Roboterfabriken und 
computerisierter Totalkontrolle kolportiert werden, hat sich die Klasse längst daran ge- 
macht, auch hier die Kapitalstrategie zu durchkreuzen und diese Mythen ad absurdum zu 
führen: indem die Arbeiterinnen sehr schnell lernten, die Roboter für sich zu benutzen, 
wurde das Kapital mit den neuen Mechanisierungszentren von der Klasse zu Auswegen 
getrieben, die von vornherein äußerst ambivalent sind; indem die Arbeiter!nnen die Ko- 
operation verweigern, bleibt auch das "perfekteste" technische Kontroll- und Erfassungssy- 
stem reichlich blind. 

Und nicht zuletzt die extreme, auch uns selbst überraschende Intensität, mit der 
das TA-Kommando auf die Ansätze von Virulenz und Konfliktualität der Klasse reagiert 
hat, zeigt, wie bedroht es sich mittlerweile fühlt und wie anfällig es mit dem Scheitern 
seiner Pläne geworden ist. 


42 


Unsere Gründe zu TA zu gehen 


Nach dem 84er Streik wurden im gesamten Frankfurter Elektronik- und Metallsektor 
massivst Neueinstellungen vorgenommen (T&N, VDO, TA, Hartmann & Braun, Teves, 
Braun). Eingestellt wurden v.a. Frauen mit befristeten Verträgen. Für TA entschieden wir 
uns, weil wir erwarteten, aufgrund der massiven Rausschmisse 81-83 und der Restruktu- 
rierung auf höchstem technologischen Niveau (VW-Management und VW-Technologie) bei- 
spielhaft die technische Neuzusammensetzung und ihre Bruchstellen untersuchen zu kön- 
nen. Wobei uns zusätzlich reizte, mit einem Kommando konfrontiert zu werden, das sich 
aus einer in diesem Ausmaß fast beispiellosen Verstrickung von IGM und Management 
zusammensetzt (Ex-VW-Betriebsrat im Konzernvorstand, ehemaliger Frankfurter Betriebs- 
ratsvorsitzender als Personalchef). Nebenbei hofften wir, auf Reststrukturen oder zumin- 
dest Erfahrungen aus Interventionen der 70er zurückgreifen zu können (Sponti-Betriebs- 
gruppe, oppositionelle Ausländerliste, die bis Anfang der 80er im Betriebsrat vertreten 
war), was sich aber sehr bald als Ente erwies. 


»Krise«, Restrukturierung und 
Arbeiterantwort TA 
bei TRIUMPH-ADLER 


Der Konzern 


TA beschäftigt in der BRD in 5 Werken Der Weltmarktanteil der in Frank- 
rund 7200 Leute, davon allein in Nürn- furt montierten elektronischen Büro- 
berg über -4000. In Frankfurt sind’s 1300. schreibmaschinen beträgt ca. 16 % (über 
Produziert werden elektronische Schreib- 50 % gehen in die USA), womit TA hin- 
maschinen, Drucker, Bildschirm-, Text- ter Olivetti den 2. Rang belegt, während 
und Computersysteme. Außerdem werden alle Japaner zusammen auf etwa 20 % 
unter eigenem Markennamen verkauft kommen. Der Weltmarktanteil der in 
Tisch- und Taschenrechner aus Japan und Berlin montierten Portablen beträgt ca. 
Kopierer aus den USA. Hinzu kommt 20 %. Von diesen werden seit etwa | 
noch ein relativ kleiner Anteil Kfz-Elek- Jahr mit verändertem Design zusätzlich 
tronik für den Konzerneigner VW. Der ca. 20000 Maschinen im Monat für IBM 
Umsatz beträgt gut 1 Mrd. DM, wovon produziert. Desgleichen, aber erheblich 
60 % in den USA realisiert werden. Der weniger, für Rank-Xerox und neuerdings 
Anteil der Schreibmaschinen hat sich Quelle. Woran überdeutlich wird, welch 
binnen 2-3 Jahren auf 60 % des Ge- zentrale Rolle mittlerweile auch relativ 
der Anteil des kleine Arbeiterkonzentrationen wie die 
von TA für den Weltmarkt in bestimm- 


samtumsatzes verdoppelt, 
Computergeschäfts macht 30 % aus. 


In Frankfurt ist die Endmontage für 
Büroschreibmaschinen,die Kunststoffsprit- 
zerei, die Schreibwalzenfertigung und das 


Vertriebszentrum. In Berlin die Endmon- 
tage der portablen Schreibmaschinen, in 
Schwandorf die Montage der mechani- 
schen Baugruppen und Drucker sowie die 
Kabelfertigung, in Fürth die mechanische 
Fertigung. 

In Nürnberg sind die Konzernzentra- 
le, Forschung und Entwicklung, die elek- 
tronische Fertigung (Bauelemente, Leiter- 
platten für Schreibmaschinen und Compu- 
ter) und die Endmontage der Bildschirm-, 
Text- und Computersysteme. 


ten Sektoren bekommen haben. 


Die beiden ehemaligen Fahrrad-, 
Schreibmaschinen-, Auto-, Motorrad- und 
Werkzeugmaschinenfabriken Triumph in 
Nürnberg und Adler in Frankfurt wurden 
1957 von Grundig fusioniert und auf's 
Büromaschinenkonzept zurechtgestutzt. 
Der Verkauf der anderen Unternehmens- 
teile brachte Grundig nahezu soviel ein, 
wie die beiden Aktienpakete gekostet 
hatten. Hinzu kamen jährliche Dividenden 
von bis zu 50 %. Ende der 60er, als die 
Profite offensichtlich nicht mehr in dem 


Ausmaß flossen, verkaufte Grundig TA 


an den US-Multi Litton Industries, der 
darüber die Büromaschinenproduktion sei- 
ner US-Tochter Royal auflöste und nach 
Nürnberg und Frankfurt verlagerte, woher 
noch heute der hohe US-Marktanteil von 
TA resultiert. Mit Investitionen in die 
neue Tochter waren die Yanks wohl von 
Anfang an mehr als zurückhaltend. Spä- 
testens Mitte der 70er war klar, daß TA 
wieder abgestoßen wird. Offiziell begrün- 
det wurde das mit der Neuregelung der 
Mitbestimmung 1976. 79/80 wurde der 
zumindest in Frankfurt technologisch to- 
tal veraltete Büromaschinenproduzent an 


VW, das darüber in die Computerbranche 
einsteigen wollte, verkauft. 
In der Folgezeit entfaltete VW in- 


tensiv seinen technologischen Standard. 
Der Angriff galt v.a.. dem Frankfurter 
Werk, wo in den 70ern die Konfliktuali- 
tät recht hoch war. Den offiziellen Ver- 
lautbarungen zufolge sollte es 1981 dicht 
gemacht werden. Daraufhin gab's Demon- 
strationen, der Stadtteil (Gallus-Viertel) 
wurde aktiviert, ein Go-In auf der be- 
vorstehenden Frankfurter Automobilaus- 
stellung angekündigt. 

Der Kompromiß 


von IGM und VW 


war die Erhaltung des Frankfurter Werks 
gegen massive Arbeiterfreisetzungen. Von 
81 bis Mitte 83 wurde die Frankfurter 
Belegschaft von 2700 auf 750 reduziert 
(in den 70ern waren’s noch rund 3600) 
und das Werk im Konzernverbund wie 
technologisch völlig neu strukturiert. Mit 
Abschluß der Restrukturierung begannen 
dann ab Ende 83 Neueinstellungen, mas- 
siv v.a. nach dem 38,5 Stunden-Streik, in 
dem auch das Frankfurter Werk 6 Wo- 
chen bestreikt wurde. Diese waren mit 
wenigen Ausnahmen bis Ende 84 unbefri- 
stet, mit der Blümschen Neuregelung ab 
1.1.85 dann nur noch befristet. Nach 
dem Streik wurde in allen 5 westdeut- 
schen TA-Werken die Schichtarbeit ver- 
allgemeinert und in den hochmechanisier- 
ten Abteilungen 3-Schicht-Betrieb einge- 
führt. Innerhalb von 1 1/2 Jahren wurde 
die Frankfurter Belegschaft nahezu ver- 
doppelt (von 750 auf 1300), das gleiche 
in Schwandorf, in Berlin wurde auf 800 
sie verdreifacht. 

Momentan steht der Verkauf von 
TA gegen eine Beteiligung von VW an 
Olivetti an, der noch vom Kartellamt , 
abgesegnet werden muß. 


Die Arbeiterzusammensetzung 


Die alte Rumpfbelegschaft 


Im Kern deutsch, um die so, Vorarbeiter, 
Facharbeiter, Meister wıd zugleich Vertrau- 
ensleute. Junge Deutsche: Einrichter, Fach- 


arbeiter. Ausländische Band- und Maschi- 
nenarbeiterInnen. 
Im Prinzip der Kern der vormals 


2700, die am kooperativsten waren und die 
sie von daher unbedingt behalten wollten. 
Von denen blieben viele 81 nur, weil ihnen 
die Abfindung verweigert wurde. 

Für den deutschen Kern war bewußt- 
seinsmäßig die spezifische Adler-Geschichte 
prägend: 

"Als Werk" immer ausgenommen und ausge- 
blutet worden zu sein, was ja v.a. bei Lit- 
ton Industries ‘ne reale Grundlage gehabt 
hatte. Von daher ziemliche Loyalität zu 
VW auf dem Hintergrund: Massive Investi- 
tionen (Restrukturierung auf höchstem tech- 
nologischem Niveau) und der Funktion von 
TA als Abschreibungsgesellschaft für VW, 
was ideologisch als riesige Schenkungen sei- 


tens VW (81-83: 7so Mio) übersetzt und 
vermittelt wurde. Das hatte als reale 
Grundlage äußerst bescheidene Profitraten, 


bedingt durch die politisch begründete mas- 
sive Zuliefererproduktion, um die alte Zu- 
sammensetzung zu zersetzen. So wurder 
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z.B. von den Mikrocomputern der "Alpha- 
tronic-Reihe" 1984 nur 25 % bei TA selbst 
gefertigt. Dazu kamen die Schwierigkeiten 
auf dem Computermarkt. Vor diesem Hin- 
tergrund wurde der Fortbestand des Frank- 
furter Rumpfwerks, also daß nur 72 % und 
nicht 100 % rausgeflogen waren, als "Sieg" 
verstanden. Bis Anfang 85, d.h. bis das ab- 
solut schwachsinnig wurde, wurde mit im- 
mer neuen gezielten Schließungsdrohungen 
und -gerüchten dieses mit-dem-Rücken-an- 
der-Wand-Stehen konserviert. 


Die Neuzusammensetzung 


Vor- und Endmontage (Frauen), Schreibwal- 
zenfertigung und Kunststoffspritzerei (Män- 
ner) wurden über die Neueinstellungen völ- 
lig neu zusammengesetzt. 

Die Frauen sind überwiegend sehr 
jung, um die 20, nur z.T. mit Fabrikerfah- 
rung, viele Friseusen ohne Berufsperspektive. 
Vorwiegend Jugoslawinnen, Türkinnen und 
Deutsche. 

Demgegenüber sind die Männer zu 75 % 
Türken, der Rest Deutsche und ein paar 
Griechen und Jugos, die meisten mit Fabrik- 
erfahrung. 

Die türkische Community war immer 
bestens informiert, wenn gerade wieder 
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welche eingestellt werden sollten und bela- 
gerte dann förmlich das Einstellungsbüro. 
Um dieser unerwünschten, weil zumindest 
von der Nationalität her homogenen Zu- 
sammensetzung gegenzusteuern, wurde An- 
fang 85 ein Einstellungsstop für Ausländer 
erlassen, der aber alsbald wieder mangels 
ungenügendem deutschem Angebot aufgeho- 
ben werden mußte. (Deutsche Männer ver- 
suchen trotz nach wie vor hoher Arbeits- 
losenrate halt immer noch, sich in allen 
möglichen Jobs auch unter den schlechte- 
sten Bedingungen zu verdingen, nur nicht 
als Massenarbeiter in der Fabrik.) 
Technische Voraussetzung dieser Neu- 
zusammensetzung war die Umstellung von 
den elektromechanischen Typenhebel- und 
Kugelkopf- auf die een Typenrad- 
schreibmaschinen. Voraussetzung, weil nur 
dies die Auflösung und Zerschlagung der al- 
ten Arbeiterkonzentration und eine völlige 
Neukonzeption der Arbeitsorganisation mög- 
lich machte. Wobei technologischer Fixpunkt 
das neue rechnergesteuerte und taktentkop- 
pelte Fließband in der Endmontage mit 
dem vorgeschalteten automatischen Hochre- 
gallager waren. 
Rechnergesteuertes und 
tes Fließband heißt: 
ı. Flexibilität: hier können 38 Modelle mit 
jeweils bis zu 30 Varianten in beliebiger 
Reihenfolge montiert werden. 
2. Neustrukturierung der Bandarbeit: Durch 
individuellen Zulauf mit Puffer-Verkettung 
sind die Arbeitsplätze weitgehend individua- 


taktentkoppel- 
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lisiert, womit auch der Akkord bzw. das 
Problem, den Akkord zu schaffen, individua- 
lisiert werden soll. Taktentkopplung heißt 
Aufhebung der früheren Rigidität des Ban- 
des, womit die Poren in der Arbeitszeit 
freigelegt werden, also wer in welchem 
Zeitraum wieviel arbeitet (Rechnersteue- 
rung!). Außerdem werden die Springer ein- 
gespart, also Rückwälzung der subjektiven 
Bedürfnisse auf die ArbeiterInnen (Pinkel-, 
Zigarettenpause usw.) 


Vor allem in den Montagen, d.h. den 
Frauenabteilungen, funktionierte die Neuzu- 
sammensetzung für das Kapital zunächst 
bestens. Die Akkorde wurden z.T. verdop- 
pelt und erst nach Protesten wieder leicht 
zurückgeschraubt. Andererseits kam es vor, 
daß bei Tätigkeiten, wo’s noch keinen offi- 
ziellen Akkord gab, die vom Kapo angege- 
bene Richtmarke noch um 10 % überboten 
wurde. Unter den Frauen war ein sehr 
konkurrentes Verhältnis verbreitet (gegensei- 


tige Diffamierungen usw.), Kungelei mit 
den Kapos war üblich. Entsprechend lief 
der individuelle "Widerstand": Beschwerden 


beim Betriebsrat - dieser macht leere Ver- 
sprechungen - wer das Spiel nicht mit- 
macht, wird vom Beriebsrat via Personal- 
büro gekündigt. 

In den Männerabteilungen, intern mit 
TA = Türkische Abteilung umschrieben, gab 
es zwar durch die relativ homogene natio- 
nale Zusammensetzung ein hervorragendes 
Kommunikationsnetz und auch Reste alter 
Arbeiterrigidität. Die Türken waren aber 
politisch absolut zerstritten und handlungs- 
unfähig. Für sie war ‘auch die Maloche au- 
Ber zwecks Jobvermittlung kein Thema. 
Hier wurde, wenn auch nicht allzu erfolg- 
reich, vom Management versucht, die vom 
Stopper festgelegten Akkorde informell über 
den Meister höherzuschrauben. 


Der kapitalistische Flan und seine Brüche: 


Die Reduzierung und Neustrukturierung der 
TA-Belegschaft, die in Frankfurt am ausge- 


prägtesten war, hatte zur Voraussetzung 
den Abzug von Produktion: 
1. Über Material- und Produktinnovation 


(Mikroelektronik statt 
Kunststoff statt Metall, 
chung ganzer Abteilungen) 

2. Über massive Ausweitung der Zulieferer 
(v.a. Elektronik und Kunststoff). 

3. Über Neukonzeption des Konzernverbunds. 


Elektromechanik, 
d.h. die Strei- 


Mit den dosierten schubweisen Neuein- 
stellungen sollte nach und nach die ausge- 
lagerte Produktion in den Konzern zurück- 
geholt und neue Profitraten etabliert wer- 
den. (Wobei hier nochmals betont werden 
muß, daß Produktionsauslagerung und Profi- 
tabilität entgegen den auch bei uns lange 
existierenden Vorstellungen nicht unbedingt 
identisch sein müssen. Vielmehr scheint der 
für die zugelieferten Teile zu bezahlende 
Preis, der sich damit als politischer er- 
weist, oft recht hoch zu sein. So gab TA 
Ende 84 für die zuvor in Nürnberg neu 
strukturierte Leiterplattenfertigung einen 
"Kostenvorteil" von 30 % und für die Be- 
stückung mit Bauteilen einen "Kostenvor- 
teil" von 15-20 % gegenüber den vorherigen 
Zuliefererpreisen an. Doch hier fangen die 
Brüche an...). 


Die Arbeiterinnen begannen, 
benutzen und umzudrehen... 


den Boom zu 


Spätestens ab Mitte 85 wird der Plan auf 
den Boden der neuen Klassenzusammenset- 
zung und einer neuen alten Arbeiterrigidität 
zurückgeholt. In der hochmechanisierten 
Kunststoffgroßteilespritzerei werden von der 
Neuzusammensetzung trotz eines Befristeten- 
anteils von ca. einem Drittel, was z.T. 
durchaus enthomogenisierend gewirkt hat, 
die jahrzehntealten Samstagsschichten ge- 
kippt. In der "dahinter" liegenden Vormon- 
tage eskaliert ein Konflikt zwischen Mei- 


ster und vorwiegend befristet eingestellten 
jungen Türkinnen vom Scheißen auf den 
Akkord, Verlängern der Pausen, später an- 


fangen und früher aufhören, und überhaupt 
vice quasseln und wenig arbeiten. Bei dem 
Versuch des völlig entnervten Meisters, sein 
Kommando wiederherzustellen, kommt es zu 
einem ı - ı 1/2 stündigen Streik. In allen 
Abteilungen werden auch die minimalsten 
Kontrollücken des Kommandos von den Ar- 
beiterInnen rigoros ausgenutzt: die Akkorde 


werden nur auf dem Papier erfüllt. Diese 
nur auf dem Papier gefertigten bzw. mon- 
tierten Teile tauchen natürlich, soweit 
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überhaupt, nur in den Ausschußstatistiken 
auf, womit sich bei TA eine riesige 
Scheinproduktion entwickelt, die in die Mil- 
lionen geht. Im Herbst, der Zeit zwischen 
Urlaub und Weihnachten, steigen die Krank- 
heitsraten auf bis 30 % in einzelnen Schich- 
ten. Die Arbeiterinnen hatten begonnen, den 
Boom zu benutzen und umzudrehen 


„und stürzten TA in die Krise 


Zur Jahreswende 85/86 kam dann die erste 
Reaktion des Kommandos. Auf dem Hinter- 
grund, daß zur Hannover-Messe im April 86 
eine neue Modellpalette an Portablen und 
Büroschreibmaschinen vorgestellt und einge- 
führt werden soll, die bisherigen damit zu 
Auslaufmodellen erklärt werden, und daß in 
den letzten Monaten des Jahres 85 mit Hil- 
fe eines Teils der befristet Eingestellten 
anz offensichtlich vorproduziert wurde, wird 
ür Januar und Februar ein befristeter kon- 
junktureller Produktionsrückgang um 10 
angekündigt. Diese kalkulierte und befristete 
"Krise" ist als Disziplinierung, als Hinweis 
an die Neuzusammensetzung, daß die Ein- 
stellungswelle auch mal ein Ende haben 
kann, und als Instrument für eine Flexibili- 
sierung des Jahresurlaubs geplant. Dem 
liegt ein Deal zwischen IGM und Geschäfts- 
leitung zugrunde, der lautet: ab 1.1.86 
gibt’s im Frankfurter IGM-Musterbetrieb 
keine befristeten Verträge mehr, im Gegen- 
zug wird zum ersten Mal für den Sommer 
kein fixer Betriebsurlaub vereinbart, was 
kein Produktionsstop im Sommer und teil- 
weise Verlagerung des Jahresurlaubs auf 
Januar und Februar heißen soll. 

Das sah dann so aus: Da alle Befri- 
stungen zum 31.12.85 ablaufen und der Be- 
triebsrat keinen neuen zustimme, sollen alle 
Beschäftigten zwecks Festeinstellung der 
Befristeten aus "Solidarität" in den Krisen- 
monaten Januar und Februar ı-2 Wochen 
Tarifurlaub nehmen. Zusammen mit der 
ebenfalls vereinbarten Festlegung der Frei- 
schichten unter Einbeziehung von insgesamt 
6 Tagen Tarifurlaub hätte das eine erhebli- 
che Einschränkung des Sommerurlaubs be- 
deutet. Dafür wurden dann alle Gewerk- 
schafts-- und Vorarbeiterstrukturen, die 
weitgehend identisch sind, mobilisiert. Das 
Manöver war gut geplant: Die Bereitschaft, 
mit den Befristeten solidarisch zu sein, war 
sehr breit, die der v.a. türkischen Befriste- 
ten, nach 1985 nun auch 1986 auf einen 
Urlaub in der Türkei zu verzichten, notge- 
drungen auch. Ein binnen kurzem dann in 
den Arbeiterstrukturen kursierendes Flug- 
blatt, das das Manöver beim Namen nann- 
te, ‚und die daran sich entzündenden und 
dadurch forcierten Diskussionen unterminier- 


ten diese Bereitschaft alsbald, bei den Fe- 
sten wie auch bei den Befristeten. Die Ar- 
beiterantwort lautete nun: Solidarität ja, 
aber bitte schön als Kurzarbeit. Das nun 
wollten TA und Betriebsrat auf keinen Fall. 
Als klar wurde, daß das Manöver geschei- 
tert war, bot TA den Festen auch unbe- 
zahlten Urlaub an, was sich einige nicht 
entgehen ließen. Die übernommenen Befri- 
steten und deren bei TA arbeitenden Fami- 
lienangehörigen bekamen 2 Wochen Zwangs- 
urlaub aufgebrummt. Als das Management 
dann begann, wegen des "Arbeitsmangels" 
Leute umzusetzen und damit z.T. ganz ge- 
zielt bestimmte Strukturen aufzulösen, war 
die Arbeiterantwort in Ermangelung ande- 
ter, die eine fortgeschrittenere Homogeni- 
sierung vorausgesetzt hätten, eine altbe- 
kannte: Absentismus. Im Februar expandier- 
te die Krankheitsrate ins Astronomische, 
der Werksdurchschnitt dürfte bei 30 % und 
mehr gelegen haben, und stürzte TA in die 
Krise. Das befristete Krisenkonzept von 2-3 
Monaten wurde damit hinfällig und mußte 
verlängert und intensiviert werden: für das 
Frühjahr geplante Produktionsausweitungen 
(z.B. Erweiterung der Kunststoffgroßteile- 
fertigung) wurden storniert und die Produk- 
tion wieder an Zulieferer abgetreten. 

Der kapitalistische Plan, über die neue 
Klassenzusammensetzung mit der Rücknah- 
me der ausgelagerten Produktion in den 
Konzern neue Profitraten zu etablieren, 
war damit binnen ı ı/2 Jahre gescheitert. 
Und das nicht nur in Frankfurt, sondern 
anz offensichtlich zumindest auch im Ber- 
iner Montagewerk, wo die Belegschaft im 


genannten Zeitraum verdreifacht worden 
war. Die roten Zahlen, aus denen TA 
längst raus sein wollte, aber nicht raus 


kommt, haben nicht nur mit den Schwierig- 
keiten auf dem Computermarkt zu tun. Das 
wird auch öffentlich durch die Blume zuge- 
geben, so etwa wenn der TA-Vorstandsvor- 
sitzende Nadebusch auf der diesjährigen 
Bilanzpressekonferenz ie Juni erklärte, 


die Profite in der Schreibmaschinensparte 
seien (trotz eines riesigen Umsatzzuwach- 
ses) "nicht hinreichend zufriedenstellend" 


(FR v. 7.6.86). 

Hintergrund dieser neuen alten Arbei- 
terrigidität sind die dosierten Masseneinstel- 
lungen nach dem 38,5‘ Stunden-Streik 1984, 
die mit Krisen in anderen Sektoren korre- 
spondieren und damit die Arbeitslosenzahlen 
kaum senken. Die allerdings regional, je 
nach industriellen Schwergewichten, durch- 
aus unterschiedlich ausgefallen sind. Die 
Befristeten, die zum 1.1.86 nicht übernom- 
men worden waren, haben z.B. ohne Aus- 
nahme binnen 2 Wochen wieder einen neu- 
en, wenn auch befristeten, Job gefunden. 
Auf diesem Hintergrund verlieren für die 
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ArbeiterInnen in den neuzusammengesetzten 
Sektoren die nach wie vor unverändert ho- 
he Arbeitslosenrate und auch die Befristun- 
gen zunehmend an Bedeutung. Für das Ka- 
pital heißt das, daß sich die Arbeitsmarkt- 
politik als Waffe wie schon Ende der 70er 
wieder mal als reichlich stumpf erwiesen 
hat. Jeder auch noch so dosierte Boom 
provoziert eine umgehende Antwort der 
Klasse. 

Wobei sich die Neuzusammensetzung 
im Frankfurter TA-Werk gerade den Flexi- 
Konzepten (Samstagsschichten, Flexiurlaub) 
und der Durchsetzung einer neuen Arbeits- 
moral (Akkordverweigerung, Absentismus) 
widersetzt hat, während der Lohn kaum 
oder gar kein Thema war. Das mag zum 
einen was mit der relativen Lohnhöhe bei 
TA im Vergleich zur Frankfurter Region zu 
tun haben (Akkordlohn am Band Lohngruppe 
2 12,27 DM, ab Mai 86 12,82 DM; in der 
Fertigung bei Lohngruppe 5 15,85 DM, ab 
Mai 86 16,56 DM), entscheidender aber ist, 
daß die politische Neuzusammensetzung auf 
Werksebene bisher nur bruchstückhaft bzw. 
abteilungszentriertt und damit eingrenzbar, 
angreifbar und auflösbar geblieben ist. Von 
daher drückt sich die Arbeiterantwort 
zwangsläufig eher defensiv als Verweigerung 
und Absentismus aus. 


Automatisierung, Roboterisierung 
und Technische Neuzusammensetzung 


Das Scheitern des befristet konzipierten 
Krisenkonzepts zwang das TA-Kommando 
zum radikalen und totalen Vorgriff auf ein 
Konzept, das ursprünglich wohl eher lang- 
fristig und begleitend gedacht war, und 
dessen Instrumente in den letzten Jahren 
im Automobilsektor entwickelt worden war- 
en: Automatisierung und Roboterisierung, 
was für die Klasse technische Neuzusam- 
mensetzung heißt. 

Wie im Automobilsektor 
auch hier v.a. über Produkt- und Verfah- 
rensinnovation, die im Kontext eines Mo- 
dellwechsels die Automatisierung erst er- 
möglichen. So wie VW für die technologi- 
sche Neustrukturierung der Endmontage (die 
berühmte und arg mystifizierte Halle 54) 
des neuen Golf 1983 sogar eine einjährige 
Verzögerung des Modellwechsels riskierte, 
nahm auch TA jetzt Verzögerungen bei der 
neuen Modellpalette (statt wie ursprünglich 
geplant im März läuft die Fertigung erst 
im Juni zögerlich an) und immense techni- 
sche und finanzielle Risiken in Kauf (Kauf 
einer technisch neuen, kaum oder gar nicht 
erprobten Anlage aus den USA zum Be- 
drucken der Tastaturen, wo erst mal gar 
nichts funktioniert bzw. immenser Ausschuß 
produziert wird, von deren Funktionieren 


läuft das 


aber "Sein oder Nichtsein" der neuen Mo- 
delle abhängt). Und genau das produziert 
die momentane Krise und gibt ihr auch 


ökonomisches Gewand: indem die alten Mo- 
delle bereits vor einem halben Jahr zu 
Auslaufmodellen erklärt wurden, wird die 
Nachfrage nach diesen automatisch redu- 
ziert, auf der anderen Seite aber kommen 
die Neuen nicht auf den Markt, weil die 
Klasse erst via Produkt- und Verfahrens- 
innovation technisch neu zusammengesetzt 
werden soll. 

Technische Neuzusammensetzung bedeu- 
tet hier und heute den Versuch, die Mas- 
senarbeiter über die Ausweitung von Auto- 
matisationsfunktionen bis hin zur Schaffung 
einer neuen Arbeiterfigur, dem Automa- 
tionsfacharbeiter, anzugreifen und damit die 
Klasse insgesamt zu enthomogenisieren. Wo- 
bei auch hier die Betonung eindeutig auf 
"Versuch" liegt. Daß die Massenarbeiter da- 
rüber noch lange nicht zur Minderheit wer- 
den, sondern sogar wie z.B. im Automobil- 
sektor eine weiterhin, wenn auch kontrol- 
lierter wachsende Arbeiterkonzentration bil- 
den, steht außer Zweifel. Und ob die neue, 
für das Kapital durchaus ambivalente Figur 
des Automatisationsfacharbeiters seine vor- 
gesehene Rolle auch so spielt, darf eben- 
falls bezweifelt werden. 

Wie diese Neuzusammensetzung insze- 
niert wird, wollen wir ganz kurz für die 
Montage und die Fertigung anreißen, um 
dann anhand der Kunststoffgroßteilefertigung 
als technologisch avanciertester Lösung 
exemplarisch ein paar Punkte rauszuarbei- 
ten. 

Dabei darf nicht übersehen werden, 
daß die Produkt- und Verfahrensinnovation 
wie der Einsatz der neuen Technologien 
auch für eine totale Rotation der Arbeiter- 
Innen im gesamten Werk benutzt wird. Da- 
durch werden selbst Mikro-Strukturen aus- 
einandergerissen und neu zusammengesetzt. 
Hinzu kommen noch punktuelle, aber insge- 
samt dann doch nicht unerhebliche Entlas- 
sungen von ausschließlich türkischen Arbei- 
terInnen. 


Montagen 


Die Endmontage wurde 83/84 bereits derart 
restrukturiert, daß die in anderen Sektoren 
zu beobachtende forcierte Auslagerung von 
Tätigkeiten in die Vormontagen, um sie 
dort auch technologisch neu zusammenzu- 
setzen, hier kaum noch möglich ist. Dem- 
gegenüber sind die 83/84 neu zusammenge- 


setzten Vormontagetätigkeiten einem im- 
mensen Verhnisönen Zugriff unterworfen. 


Das heißt hier: 

ı. Einsatz von Montage- und Bestückungsau- 
tomaten (Tastatur), die jetzt über Ver- 
fahrensänderungen möglich geworden 
sind (Ersatz der Leiterplatten durch Fo- 
lien, Bedrucken der bereits montierten 
Tastatur). Darüber werden hier Automa- 
tisationsfunktionen (Anlagenführer) ein- 
geführt und die Massenarbeiterfunktio- 
nen reduziert. 

2. Darüber Neuzusammensetzung der Arbei- 
terInnen in räumlich isolierten Gruppen- 
strukturen. 


Fertigung 


Großteile-, Typenrad- und Schreibwalzenfer- 
tigung werden zu Mechanisierungszentren 
ausgebaut. Für die Typenrad- und Schreib- 
walzenfertigung bedeutet das einen hohen 
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Anteil Automationsfacharbeiter und eine er- 
hebliche Reduzierung des Massenarbeiteran- 
teils. 


Kunststoffgroßteilefertigung 


In dieser Anfang 85 neu gebauten Abteilung 
mit dem entwickeltsten Mechanisierungsgrad 
aller TA-Abteilungen werden bislang weiter- 


hin nahezu ausschließlich die Großteile für 
die in Berlin montierten Portablen ge- 
spritzt, während die Großteile für die in 


montierten Büro- 
Drucker und Computer- 
kommen (v.a.aus 
Kunststoffspritzerei 


den anderen Standorten 
schreibmaschinen, 
systeme 
einer 


von Zulieferern 


bayrischen und 
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von Zanussi/ltalien.. Noch Ende 85 wurden 
neue, noch größere Maschinen für den Mit- 
te März geplanten Fertigungsbeginn der . 
neuen Büroschreibmaschinen geordert, womit 
ein weiterer bisher ausgelagerter Ferti- 
gungsschritt zurückverlagert werden sollte. 
Mit der gerade in dieser Abteilung sehr 
massiven Arbeiterantwort auf das befristete 
Krisenkonzept des Managements wurden diese 
umgehend storniert und die Großteileferti- 
gung sämtlicher neuen Modelle, also auch 
der neuen Portablen, zunächst bis Frühjahr 
87 zu Grundig und Dynamit-Nobel verlagert, 
was auch vom momentanen Maschinenpark 
her gesehen 350 °- so % (mit steigender 
Tendenz) brachliegende Kapazitäten bedeu- 
tet. Ein weiteres Beispiel dafür, welche 
Summen sich TA die politische Antwort auf 
die Arbeiterrigidität kosten läßt. 

Unmittelbar vorgezogen wurde dagegen die 
Ausstattung aller großen Maschinen, an de- 
nen Gehäuse und Bodenwannen gespritzt 
werden, mit Robotern. Zur Zeit stehen die 
Bandarbeiter noch relativ nahe an den Ma- 
schinen. Nun ist geplant und z.T. auch 
schon damit begonnen worden, zwei räum- 
lich voneinander getrennte Bereiche zu 
schaffen: einen automatisierten (also CNC- 
Spritzmaschinen, Roboter und Einrichter) 
und mit diesem nur durch das Band verket- 
tet, der Massenarbeiterbereich. 


CNC heißt, daß die Maschinen nume- 
risch gesteuert (NC) und nurferisch kontrol- 
liertt sind (CNC), d.h. die jederzeitige 
Abruf- und Überprüfbarkeit nicht nur aller 
SOLL-, sondern auch aller IST-Werte ein- 
schließlich Diagnoseanzeige bei Maschinen- 
stillstand.. Auf der einen Seite heißt das 
genauere Analyse und Eingriffsmöglichkeiten 
bei Ausschuß, sowie Optimierung der Zy- 


kluszeit und damit des Ausstoßes, was für 
die "angehängten" Massenarbeiter von Be- 
deutung ist. Auf der anderen Seite heißt 


Bei den herkömmli- 
hatten sich die 
die jeweiligen 


das Programmspeicher. 
chen Spritzgußmaschinen 

Einrichter Einstellbögen für 
Teile angefertigt, auf die sie beim Umbau 
zurückgreifen konnten. Diese werden mit 
Einsatz der CNC-Maschinen durch Kassetten 
ersetzt, mit denen beim Umbau dann die 
Daten ins Maschinenprogramm eingegeben 
bzw. auf die sie bei neuen Teilen für die 
Zukunft gespeichert werden. Die Eingabe 
dieser Daten heißt nun gerade beim Kunst- 
stoffspritzen nicht, daß die Maschinen dann 
optimal laufen, aber doch, daß binnen Se- 
kunden ein Programm eingegeben werden 
kann und dann nur noch optimiert werden 
muß (optimieren heißt: qualitativ optimale 
Teile bei möglichst kurzer Zykluszeit). Das 
bedeutet Arbeitsentlastung für die Einrich- 
ter und damit natürlich auch deren zah- 


m 


lenmäßige Eingrenzung, und auf der anderen 
Seite über dieses Medium Transparenz und 
Aneignung des Arbeiterwissens durch das 
Kommando. Was u.a. möglich macht, mit 
der Verlagerung der Produktion an Zuliefe- 
rer auch das in den Programmen gespei- 
cherte Arbeiterwissen mitzuverlagern. Wobei 
technisch noch als zusätzliche Möglichkeit 
angelegt ist, den CNC-Verbund mit einem 
Zentralrechner zu koppeln (das heißt dann 
DNC), also Speicherung der Programme und 
der Betriebsdaten (z.B. Stillstandszeiten und 
- gründe) im Zentralrechner, worüber dann 
auch die Einrichtertätigkeit (Umbaudauer, 
Anzahl und Dauer der Störungen usw.) 
transparenter würde. Das setzt aber eine 
weitgehende Kooperation der Einrichter mit 
dem Zentralrechner voraus, woran deutlich 
wird, in welchem Ausmaß die Installation 
der DNC-Maschinen von der Kooperation 
der Arbeiter abhängt. So war schon die 
Einführung der CNC-Maschinen von einer 


erheblichen Kooperationsverweigerung der 
Einrichter begleitet. Was sich auch heute 
noch darin niederschlägt, daß weder die 


technischen Möglichkeiten der CNC genutzt 
werden, noch sich bei Funktionsstörungen 
des CNC damit auseinandergesetzt, also auf 
die ihm eigene Logik eingelassen, wird. 
Ganz zu schweigen von völlig neuen Sabo- 
tagemöglichkeiten, die der CNC eröffnet. 


Der Einsatz von Robotern 

drei präzise Zwecke: 

ı. Wird dadurch der Fertigungsprozeß 
in seinem Ablauf automatisiert. Wobei die 
Automatisierung keinen Eigenzweck hat, 
sondern ganz massiv "Akkordobjektivierung" 
und damit Akkordsteigerung bedeutet. Was 
ehedem Aufgabe des Stoppers war, wird 
jetzt z.T. vom Roboter übernommen, indem 
er den früheren Einfluß des Maschinenarbei- 
ters auf die Zykluszeit ausschaltet. Der 
Arbeiter wird nun erst außerhalb des Ma- 
schinenzyklus, am Band, mit dem gesteiger- 
ten Ausstoß konfrontiert. 

2. Neuzusammensetzung und Verlage- 
rung der Tätigkeiten aus der angegliederten 
Vormontage. Die bisherigen Montagetätigkei- 
ten an den Bodenwannen (Einpressen von 
Gewindebuchsen, Prägen des TA-Zeichens, 
Eindrücken von Gummimuffen und Montage 
des Griffs) werden in den Fertigungszyklus 
reingeholt. Die ersten beiden werden von 
automatischen Stationen in der Roboterperi- 
pherie ausgeführt, die anderen zwei den 
jetzt am Band postierten Arbeitern als 
"Ausgleich" für die durch den Roboter 
übernommenen Arbeiten aufgedrückt und 
damit in den nun technisch bestimmten 
Akkord einbezogen, worüber die fürs Kom- 
mando äußerst unproduktiv arbeitende und 
KB RGHIRPENEIER Frauenabteilung angegriffen 
wird. 


verfolgt 
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3. Durch die Verlagerung des Arbeits- 
platzes von der Maschine weg ans Band 
wird die Möglichkeit geschaffen, hier auch 
Frauen bzw. nur Frauen einsetzen zu können. 

Wobei an der Bandlösung die dadurch 
realisierte Taktentkopplung für die Arbeiter 
interessant ist. Das vor dem Hintergrund, 
daß die anfänglichen Roboteranwendungen in 
der Automobilindustrie, die bei der Auto- 
matisierung schon immer Vorreiter war, ge- 
rade eine ganz rigide Taktbindung, wenn 
nicht zum Ziel, so doch im Gefolge hatten. 
Daß diese Taktbindung auf massiven Arbei- 
terwiderstand stieß und daraufhin modifi- 
ziert werden mußte, dafür sprechen die 
Analysen der linken Arbeitswissenschaftler 
(v.a. SOFI Göttingen), die sich jahrelang an 
den Roboteranwendungen rieben und heute 
zu den Ideologen des Robotergroßeinsatzes 
gehören (z.B. Kern/Schumann). Diese Takt- 
entkopplung durch das Band entspricht da- 
mit dem taktentkoppelten Fließband in den 
Montagen, das ja eine Antwort des Kapitals 
auf die Massenarbeiterkämpfe war. Wie an 
diesem werden auch hier über die Taktent- 
kopplung die von den Arbeitern geschaffe- 
nen Poren freigelegt und die subjektiven 
Bedürfnisse auf die Arbeiter zurückgewälzt 
(früher blieb die Maschine stehen, wenn der 
Arbeiter pinkeln ging, heute dagegen läuft 
Ra a das heißt kontinuier- 
ich). 

Interessant an dieser großtechnischen 
Lösung (massierter Robotereinsatz) ist die 
beabsichtigte räumlicher Trennung von 
Mechanisierungszentrum (CNC und Roboter) 
und Massenarbeit. Interessant v.a. deshalb, 
weil dies ebenfalls den in der Automobil- 
industrie gewählten Organisationsformen 
entspricht (z.B. Mechanisierungszentrum in 
der Golf-Endmontage). Eine Organisations- 
form, die sich punktuell mit den bei der 
Vormontage erwähnten Insellösungen deckt. 
Damit sollen zum einen die Gruppenstruktu- 
ren und Kommunikation unter den Arbeitern 
besser kontrollierbar werden. Zum anderen 
gehen die großtechnischen Lösungen noch 
darüber hinaus: gegen den Arbeitergebrauch 
der neuen Technologien, der sich zu einer 
immer massiveren punktuellen Blockierung 
des Produktionsprozesses entwickelt hat. 
Das Kommando weiß zwar nicht, wie die 
Arbeiter das machen, aber es ahnt es: 
wurde der Produktionsprozeß mit Einführung 
der Roboter zunächst durch diese selbst 
blockiert, weil diese erst mal zum Laufen 
gebracht werden bzw. die Einrichter lernen 
mußten, die neue Technologie in den Griff 
zu kriegen und am Laufen zu halten, haben 
die Massenarbeiter analog zum Lernprozeß 
der Einrichter ihrerseits den Umgang mit 
den neuen Technologien für die Schaffung 
selbstbestimmter Pausen (Sabotage) gelernt. 


Die 


großtechnischen 
zeigen, daß das Kapital binnen kurzem (die 


Organisationsmodelle 


ersten breiteren Robotereinsätze bei VW 
begannen 77) aufgrund des Arbeiterverhal- 
tens sein Roboterkonzept in doppelter Wei- 
se erheblich modifizieren mußte. Zunächst 
mußte die durch die Robotereinsätze durch- 
gedrückte rigide Taktbindung aufgegeben 
bzw. erheblich reduziert werden, als näch- 
stes dann die weitgehende Trennung von 
Mechanisierungszentren und Massenarbeiter- 
abteilungen. Wir sind uns ziemlich sicher, 
daß es sich dabei um eine Notlösung han- 
delt, die überhaupt nicht "im Sinne des Er- 
finders" war. Liefen die anfänglichen Kon- 
zepte in der Automobilindustrie eher darauf 
hinaus, die Roboter zwar konzentriert aber 
dezentral in die bestehenden Arbeiter- 
zusammenhänge reinzupflanzen, um diese zu 
zersetzen und um die technischen Aggrega- 
te herum neu zusammenzusetzen, so wird 
das mit dem Aufbau abgetrennter Mechani- 
sierungszentren weitgehend aufgegeben. 
Vielmehr wird umgekehrt jetzt bei der 
TA-Großteilefertigung durch diese Trennung 
zwangsweise die bisherige Vereinzelung der 
Massenarbeiter an den riesigen Maschinen 
aufgehoben und diese stattdessen neu am 
Band konzentriert. 


Hinzu kommt, daß darüber wie über den 
hohen Mechanisierungsgrad die traditionelle 
Einrichterfigur weitgehend aufgelöst wird. 
Traditionelle Einrichterfigur heißt: Kapo mit 
produktiven (technischen) Funktionen bzw. 
produktiver Arbeiter mit Kapofunktionen, je 
nach Mechanisierungsgrad und/oder Abtei- 
lungszusammensetzung. Dementsprechend 
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war deren soziale Zusammensetzung: entwe- 
der aus der Zuhälterfraktion aufgestiegene 
Massenarbeiter oder degradierte Facharbei- 
ter, also die Abschiebekompanie der Fach- 
arbeiterabteilungen. Und diese traditionelle 
Zusammensetzung ist bis auf wenige Aus- 
nahmen nicht allzu flexibel in der Birne, 
was sie für die Mechanisierungszentren von 
den Anforderungen her weitgehend untaug- 
lich macht. Von daher wurde in dieser Ab- 
teilung und auch in der Typenradfertigung, 
wo die Tendenz ebenfalls hin zum Mechani- 
sierungszentrum geht, von Anfang an die 
Einrichterscene zum großen Teil aus eigens 
dafür neueingestellten Facharbeitern zu- 
sammengesetzt. Zusätzlich wurde mit dem 
eigenen Lehrlingspotential und mit der Re- 
krutierung von deutschen Facharbeitern als 
Maschinenarbeiter die Reserve und Nach- 
rücker für diese Funktion zusammengestellt. 
Eine Strategie, die in der Automobilindu- 
strie schon länger praktiziert wird und dort 
heißt: weiterhin hohe Ausbildungsquoten bei 
relativ niedrigem Ersatzbedarf der Fach- 
arbeiterabteilungen, weitgehende Reduzie- 
rung der metallspezifischen Berufsausbildung 
auf Mechaniker und Kfz-Schlosser und der 
Versuch, nur junge deutsche Arbeiter mit 
Facharbeiterausbildung für die Massenarbei- 
terpositionen einzustellen. Dadurch soll im 
Werk eine möglichst große Reservearmee 
für die neue Arbeiterfigur geschaffen wer- 
den, die mit der Automatisierung v.a. in 
den Mechanisierungszentren entsteht. Und 
das nicht etwa, weil diese neue Figur des 
Automationsfacharbeiters (offiziell heißt der 
dann Anlagen-, Straßenführer, Einrichter 
oder generell Produktionsfacharbeiter) in 


Zukunft in Armeestärke in den Fabriken 
vertreten wäre, sondern mehr präventiv und 
einkreisend, weil sich das Kapital durchaus 
bewußt ist, daß es mit dem Automations- 
facharbeiter eine zumindest problematische 
Arbeiterfigur einführt. Problematisch des- 
halb, weil von dieser Figur unmittelbar 
Quantität und Qualität der Produktion ab- 
hängen. Womit jede auch noch so geringe 
Kooperationseinschränkung oder sogar Koope- 
rationsverweigerung die vom Kommando 


festgelegten Produktionsziele unterläuft. 
Zudem ist ihre Arbeitsleistung nur be- 
schränkt durchleuchtbar und nur ziemlich 


formell kontrollierbar. Wobei zum ent- 
scheidenden Kriterium neben den Leistungs- 
anforderungen "Diagnosefähigkeit, Geschick- 
lichkeit, Verhaltenssouveränität, Fähigkeit 
zur abstrakten Auseinandersetzung mit 
komplexen Systemen und zur Problemlösung 
im Team" die Frage der Loyalität bzw. 
Identifikation mit den Produktionszielen 
wird. Also die Frage, ob sich der Automa- 
tionsfacharbeiter auf die formellen Anforde- 
rungen Einrichten, Störungssuche und -behe- 
bung zurückzieht oder seine Tätigkeit auf 
Störungsprävention ausweitet und sich gene- 
rell für die Produktion verantwortlich fühlt 


kleine nachbemerkung: 
TheKla lesen 


es Ki 
KK au 


Beim Schreiben des TA-Artikels ist es uns 
nochmal aufgestoßen, daß bisher das "theo- 
retische Niveau" und die gemeinsame 
Begrifflichkeit einiges zu wünschen übrig 
lassen. Es haut nicht hin, neue Entwicklun- 
gen analysieren und schildern zu wollen, 
wenn du jeden Satz nochmal rückwärts er- 
klären mußt. Beispiel: die (in der bisherigen 
Fabrikorganisation sehr wichtige) Figur des 
Einrichters wird zersetzt und in wesentli- 
chen Funktionen in die neue Figur des 
Automations-Arbeiters reinverlagert. Anstatt 
das aber nun im Artikel politisch diskutie- 
ren zu können, mußt du dann erst nochmal 
den großen Bogen rückwärts schlagen und 
erklären, was ein Einrichter bisher war 
(Mischung von produktiven Funktionen und 
unproduktiven Funktionen fürs Kommando, 
von daher notwendiges Ersatzstück zum 
Meister - usw.! denn jetzt müßtest du ja 
die Meister-Funktion erklären usw. pipapo). 


So und damit das nicht so ist, haben wir 
eigentlich mal angefangen, von Zeit zu 
Zeit TheKlas genannte Bücher rauszugeben, 
in denen längere und grundlegende Texte 
und Analysen drin sind. 
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(z.B. seine Pausen vom Funktionieren der 
Anlage abhängig macht). D.h. jeder Ansatz 
von Arbeiterrigidität wird hier höchst gefähr- 
lich für die Produktion, ganz zu schweigen 
von der kaum zu verschleiernden politischen 
Machtkonzentration in dieser Figur. 

Um die Ambivalenz und potentielle 
Macht dieser Arbeiterfigur präventiv zu 
neutralisieren und zu isolieren, baut also 
das Kapital eine Reservearmee von Fachar- 
beitern in der Fabrik auf. Deren politischer 
Inhalt, Stachel im Arsch des Automations- 
facharbeiters zu sein, wird von den linken 
Ideologen der Mechanisierungszentren auch 
durchaus erkannt, wenn sie diese Reserve- 
armee z.B. "Kerntruppe der Mechanisierung" 
nennen (Kern/Schumann). 

Ob und wie die Widerborstigkeit der 
MassenarbeiterInnen sich mit der potentiel- 
len Macht der Automatisierungsfacharbeiter 
verbünden und diese damit radikalisieren 
kann, können wir im Moment noch nicht 
ausmachen. Ebenfalls unklar ist zur Zeit 
noch, welche Dynamiken hinter der Über- 
nahme durch Olivetti stehen und welche 
Auswirkungen diese haben wird. In drei 
Monaten wissen wir wahrscheinlich mehr ... 


sBuetı 
Texte zu FIAT in 2 

hier läßt sich von Text zu Text chronolo- 
gisch nachverfolgen, wie die Quaderni Rossi 
die Untersuchung aufgebaut haben, wie sie 
in Kontakt zu den Arbeitern gekommen 


sind, wie die Arbeiter angefangen haben, 
sich zu bewegen, wie sie sich bewegt ha- 
ben. Und gerade heute wird es sauwichtig, 


daß die GenossInnen über diese Grundlagen 
verfügen, daß sie sich reingezogen haben, 
wie die frühen Operaisten anhand neu ent- 
stehender Arbeiterkämpfe ihre Analysen und 
Theorien überhaupt erst entwickelt haben. 
Denn wir leben heute in einer ganz ähnli- 
chen Phase und stehen vor ähnlichen Auf- 
gaben. Es rührt sich zwar überall was, 
aber es gibt noch wenig Verständnis davon, 
was sich da ausdrückt, welche Inhalte, wel- 
che Bedürfnisse, wie das weitergehen kann, 
wo Bruchpunkte sichtbar werden, wie die 
Arbeiterautonomie die gewerkschaftliche 
Kontrolle abschütteln kann, das kapitalisti- 
sche Projekt von neuem grundlegend in die 
Krise stürzen kann. 

Kurz gesagt, möchten wir euch dringend 
warm ans Herz legen, euch das TheKla 6 
den Sommer über gründlich reinzuziehen. 


...thekla 6 


Zwei kleine Beispiele: 


Tradition und Erneuerung 
in den FIAT-Eisenhütten 


Dieser Text hat sicherlich keine besondere 
Bedeutung für unsere theoretische Schulung. 
Aber bei genauerem Hingucken, ist er sehr 
erstaunlich: Alquati beschreibt darin zwei 
kleinere Streikaktionen, die im Sommer 61 
gelaufen sind, Streiks, wie sie beinahe wö- 
chentlich hier oder da laufen. Das Faszi- 
nierende ist nun, daß hier der Marxismus 
des Olivetti-Textes (siehe TheKla 5) plötz- 
lich Beine kriegt, auf denen er läuft. Ganz 
knapp und präzise faßt Alquati die wesent- 
lichen Inhalte zusammen: 

- die technologische Struktur bei FIAT als 
Ergebnis des kapitalistischen Gegen- 
angriffs auf die Arbeiterkämpfe (und mit 
dieser neuen Technologie hat sich FIAT 
das "Problem der neuen Arbeiter" ein- 
gehandelt); 

- die Entmachtung der alten Arbeiterkader 
ist nur an der Oberfläche eine "Dequali- 
fizierung", in Wirklichkeit müssen die 
Arbeiter neue Qualifikationen selbst ent- 
wickeln und sich beibringen; und zudem 


werden immer mehr Funktionen auf sie 
abgewälzt; 
- durch die (erzwungene) kollektive Quali- 


fizierung und die brutalen Ausbeutungs- 
bedingungen ist ein neues Klassenbewußt- 
sein im Entstehen; 

- Kritik der KPI und der Gewerkschaften. 


Mit diesen knappen, präzisen Schlägen hat 

Alquati sich und dem Leser den Horizont 
so weit geöffnet, daß die Bedeutung dieser 

kleinen Kampfinitiative diskutiert werden 

kann - und er hat der damaligen Gruppe 
von Quaderni Rossi die Basis für ihre er- 

sten Interventionen mit Flugblättern, Arbei- 

terversammlungen usw. geschaffen... 


Kampf bei FIAT 


Erschienen im Januar 64 stellt dieser Arti- 
kel in gewisser Weise das Gegenstück zum 
Olivetti-Text dar, auf jeden Fall markiert 
er den Bruch mit den soziologischen Ten- 
denzen innerhalb der Quaderni Rossi, von 
jetzt an steht die Arbeiteraktion allein im 
Mittelpunkt der Analyse. 


Kurze Zusammenfassung des Textes: 


Die Arbeiter haben 1962 mit ihrer Weige- 
rung, für den Tarifvertrag zu kämpfen, ei- 
nen Sprung nach vorne gemacht. Seither 
haben sie dazugelernt: "Schon seit der Aus- 
sperrung durch Valletta im Juli 62 sehen 
die Arbeiter die dringende Notwendigkeit, 
ihre "Maulwurfsarbeit" auf das soeben er- 
oberte Terrain (der selbstorganisierten, 
"spontanen" Aktion) zu verschieben...(sie su- 
chen) Organisationsziele (danach) aus, ob 
sie sich dazu eignen, sich der höchsten 
Ebene des politischen Plans der Unterneh- 
mer entgegenzustellen"; als ihre stärkste 
Waffe haben sie dabei die "Nicht-Kollabora- 
tion" ausgemacht. 

Die Fabriken in Turin sind direkt in eine 
weltweite Arbeitsteilung eingegliedert, in 
der FIAT die Arbeiterklasse der ersten, 
zweiten und dritten Welt ausbeutet und so 
vereint, deshalb muß "der Arbeiterkampf 
bei FIAT in der internationalen Dimension 
der Arbeiterantwort gesehen werden". 


Die Kämpfe basieren "auf der Tatsache, 
daß allein der kollektive Arbeiter weiß, 
welches die "normalen" Wege und Regeln 


sind, durch die der Arbeitsgegenstand "um- 
gewandelt" wird, und daß der kollektive 
Arbeiter immer dazu gezwungen ist, die 
Vorschriften zu "verletzen", um mit seiner 
eigenen Rationalität die grundlegende Irra- 
tionalität eines Systems auszugleichen, das 
auf der Ausbeutung der Klasse basiert, und 
daß gerade diese andauernde Erneuerung die 
Verwertung des Kapitals, also die Produkti- 
vität ausmacht." Der kollektive Arbeiter 
dreht die "produktive Kooperation in eine 
politische Neuzusammensetzung um". 

"Was den Arbeitern am <Wildkatzen-Streik> 
so gefällt, ist vor allem seine Unvorherseh- 
barkeit ... er verlangt eine "unsichtbare 
Organisation", die sich nicht als selbständi- 
ge Institution im kapitalistischen Produk- 
tionsprozeß institutionalisiert; er wird durch 
eine andauernde unvorhersehbare Rotation 
der Taktiken, Methoden, Zeitpunkte und 
Orte des Streiks durchgeführt; es werden 
keine Forderungen aufgestellt". 

Damit überspringen die Arbeiter die Ge- 
werkschaften und verbrennen das kapitalisti- 
sche Projekt, ihre Kämpfe für die neue 
Produktivität zu funktionalisieren. Die 
Funktion der politischen Organisation kann 
deshalb nicht sein, die <Wildkatze> "besser" 
zu planen - und ihr damit die Zähne zu 
ziehen - sondern nur, den Kampf zu inten- 
sivieren und verbreiten zu helfen. 


Es ist natürlich unmöglich, in einem so kurzen Abriß ein Buch wiederzugeben. Ich hof- 
fe also, ich hab euch ein bißchen Lust darauf gemacht, euch mal selber in diese Texte 


reinzuwühlen. 


mit Fragen, Kritik, 


Und wir sind gern: bereit, bzw. fänden es ganz toll, wenn ihr euch dann 
eigenen Erfahrungen usw. wieder bei uns melden würdet. (wie ihr 


das Thekla 6 kriegt, steht in den "Bezugsbedingungen") 
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Die Neuzusammensetzung der Region 


Ausschlaggebend für 
den Standort Wackersdorf 
waren - außer daß er in 
Bayern liegt - die "Vortei- 
le" der Region. Wackers- 
dorf liegt sehr nahe am 
Ballungsraum et 
lanpeR (Siemens, KWU ...) 
und ist über Autobahn und 


Schnellstraßen gut zu er- 
reichen. Darüber hinaus 
gibt es in _Wackersdorf 


schon seit einiger Zeit In- 
dustrie (Maxhütte, Triumph- 
Adler, eine Alufabrik, 
Millverbrennungsanlage; 
kleinere Fabriken, die für 
Nürnberger _Großbetriebe 
produzieren). Diese Indu- 
strieansiedlung, die schon 
vor dem 2. Weltkrieg be- 
genen hat, bedeutet auch, 
aß die Bevölkerung sehr 
durchmischt ist: Bauern, 
Arbeiter/Arbeitslose, Mit- 
telstand - eine Zusammen- 
setzung, die in der bürger- 
lichen Wissenschaft für 
"soziale Verträglichkeit" 
steht. 

Anhand von Philipps- 
burg haben wir beschrie- 
ben, wie solch eine Region 
"gekauft! wird; wie sich 
as Kapital zur Durchset- 
zung seiner Ziele die  un- 
terschiedliche materielle 
Betroffenheit zunutze 
macht. Die Arbeiter/Ar- 
beitslosen „ deren einzige 
Existenzgrundlage ihre Ar- 
beitskraft ist, interessiert 
vor allem, zu welchen Be- 
dingungen sie später in der 
WAA arbeiten sollen und 
wie sich damit der "Ar- 
beitsmarkt" verändert. Der 
Mittelstand ist gespalten: 


die einen versprechen sich 
vom Bau lukrative Aufträ- 
e, die anderen haben 
ngst, daß ihr politischer 
Einfluß z.B. im Gemeinde- 
rat von der Atommafia 
verdrängt wird. 

Die Arbeitslosigkeit be- 
trägt schon jetzt in der 
Oberpfalz über 20%. Sie 
wird noch weiter Bu rn 
wenn die Maxhütte endgül- 
Er Tore schließt. Die 
Arbeitslosigkeit und die 
Ausdörrung der 
("Die  Staatsregie- 
in der mittleren 
Oberpfalz keine Untersu- 
chungen über Alternativen 
zur Änsiedlung anderer In- 
dustriebetriebe als der 

Mine ge para. 

angestellt", so WAA-Koor- 
dinator Waldenfels) sollen 
für die nötige Akzeptanz 
sorgen. Schließlich wird der 
Bau der WAA einen Indu- 
strialisierungsboom ungeahn- 
ten Ausmaßes nach sich 


Beplante 
egion 
rung hat 


ziehen: Ausbau der Infra- 
struktur, Ansiedlung neuer 
Betriebe, damit verbunden 


die breite Durchsetzung 
prekärer Beschäftigungsfor- 

men (die ja schon in der 

Technologie der WAA en 
legt sind). Aber noch steht 
es nicht _ fest, daß die 
WAA wirklich gebaut wird. 
Es muß sich erst noch 

zeigen, ob es der Atomma- 
fia gelingt, den Widerstand 
zu spalten, oder ob die 
"Bewegung" die räumliche 

und 'inhaltliche Begrenztheit. 
überwinden und sich aus- 
weiten kann. 
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«= „ UND DER KAMPF DAGEGEN 


Die WObilisiecng, zu Wackersdorf 
ist zum Startsignal für eine neue Bewegung 
geworden. In den letzten Jahren haben wir 
a mehrere solcher Mobilisierungen erlebt. 
ie waren immer durch zwei Pole gekenn- 
zeichnet: auf der einen Seite die Militan- 
ten, die den Anspruch hatten, über den 
"Teilbereich" hinauszugehen, auf der ande- 
ren Seite die Grünen, die sich als Vermitt- 
ler solcher Bewegungen ihre Existenz in 
den Parlamenten gesichert haben. In Wak- 
kersdorf scheint sich dieses Spielchen jetzt 
zu wiederholen. Die Autonomen waren bis 
jetzt dafür zuständig, den Putz am Bau- 
Zaun zu organisieren. Die Diskussionen gin- 


en dabei selten über die militärische Seite 
ieses Problems - welche Ausrüstung, wie 
ehen wir mit bestimmten Taktiken der 


ullen um, wie erreichen wir ein gemein- 

sames Vorgehen - hinaus. Die Vermittlung 
der Inhalte, also aufzuzeigen, was hinter 
der WAA steckt und warum wir dagegen 
kämpfen, wurde hintangestellt. Damit wurde 
den Grünen die Möglichkeit gegeben, sich 
ohne nennenswerten Widerspruch zum Spre- 
cher der De zu machen und ihr die 
eigenen verhandelbaren Forderungen überzu- 
stülpen. 
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Dieses Verhältnis zwischen Autonomen 
und Grünen wird an einem Beispiel aus 
Karlsruhe deutlich: Zur Vorbereitung eines 
Aufrufs zu einer Demo anläßlich der Ak- 
tionärsversammlung des Badenwerks, an dem 
sich mehrere Gruppen beteiligten, legten 
Leute vom WAA-Plenum ein Papier vor, in 
em unter anderem die Bedeutung der 
AKWs für die kapitalistische Restrukturie- 
rung herausgearbeitet wurde. In einem Ab- 
schnitt wurde sehr klar gesagt, daß die 
AKWs grundsätzlich der Profitmaximierun 
der Kapitalisten dienen und daß AKWs 
nicht eine Verringerung der Arbeit mit sich 
bringen, sondern eine Ausweitung der 
Drecksarbeit, oft über Sklavenhändler. 
Dieser Abschnitt fand sich in dem 
Aufruf zur Demo dann folgendermaßen wie- 
der: "Vergessen wir an dieser Stelle auch 
nicht die unwürdigen Arbeitsbedingungen der 
über Sklavenhändler (sog. Leiharbeiterfir- 
men) Vermittelten und ihre gesundheitliche 


Gefährdung. Mit den Milliarden, die für 
Atomanlagen verschwendet werden, könnte 
ein vieliaches an ökologisch und sozial 


sinnvollen Arbeitsplätzen geschaffen werden. 
Ein Arbeitsplatz in einem AKW kostet 20 
Mio.DM, ein normaler Industriearbeitsplatz 
nur 200 000." 


— 


nn — — Ce u ei en, Ce re mi m m 


Nebenbei sei noch angemerkt, daß der 
Hauptorganisator dieses Aufrufs eine BI ist, 
die in ihrem Namen die Umwandlung des 
Kernforschungszentrums in ein Zentrum zur 
Erforschung von alternativen Technologien 
fordert. Mit der Durchsetzung dieser Forde- 
rung werden sie keine allzu großen Schwie- 
rigkeiten haben, da das Kernforschungszen- 
trum schon längst diesen Schritt vollzogen 
hat, _die Schwerpunkte seiner Forschungsar- 
beit liegen seit längerem bei "Alternativ- 
energie", Roboter- und Automatisierungs- 
entwicklungen für die Industrie und seit 
neuestem im neuen Wachstumssektor "alte 
AKWs abreißen"(Niederaichbach). 

Hier zeigt sich abermals die gesell- 
schaftliche Funktion der Grünen, die einer- 
seits als Kritiker der Auswirkungen des 
Kapitalismus auftreten, wohlgemerkt der 
Auswirkungen des unmäßigen, verrückt ge- 
wordenen Kapitalismus, andererseits - was 
für eine Position, die dieses System für 
korrigierbar hält, durchaus logisch ist - in- 
novativ und konstruktiv wirken, Vorschläge 
zu seiner Verbesserung entwickeln (alterna- 
tive Technologien, sinnvolle Arbeit, Grund- 
rente) und ganz nebenbei noch aus der öko- 
logischen Ecke Argumente liefern, die einen 
weiteren Angriff auf die Einkommen legi- 


timieren helfen (z.B. höhere Strompreise 
zur Durchsetzung eines sparsamen Energie- 
verbrauchs). 


Wie jede andere Partei sind die Grünen 
gezwungen, ihre Nützlichkeit für das Kapi- 
tal zu dokumentieren. Sie wollen Vermittler 
sein zwischen dem System und den Bewe- 
gungen; ihre BNSCESRNE als politischer 

aktor innerhalb des Machtapparats bezie- 

hen sie gerade durch den beständigen Be- 
weis, daß sie in der Lage sind, sich ab- 
zeichnende Entzündungsherde sozialer Aus- 
einandersetzungen rechtzeitig zu diagnosti- 
zieren und die möglicherweise revolutionä- 
ren Tendenzen von Bewegungen aufzusaugen 
und politisch in den gegebenen gesellschaft- 
lichen Rahmen zu integrieren. Sie sind da- 
rum auf ein festes Standbein innerhalb der 
Bewegungen angewiesen; sie müssen die 
reale ilitanz von Bewegungen deshalb 
nicht nur tolerieren, oft brauchen sie diese 
geradezu um auf institutioneller Ebene ihr 
Süppchen damit kochen zu können. 


Bewegungen bekommen ihre Attraktivi- 
tät vor allem durch ihre militanten Ten- 
denzen und verbreitern sich darüber. Für 
die Grünen wiederum sind die Militanten 
attraktiv, weil sie an ihnen dem Kapital 
ihre Fähigkeiten beweisen können, ider- 
sprüche funktional zu integrieren. 
chließlic gibt es zur Gewaltfrage 
noch die offizielle Propagierung der "Ge- 
waltfreiheit". Mit der wird dann letztend- 
lich die Spaltung betrieben zwischen denen, 
die sich in den Schoß der Gesellschaft zu- 
rückführen lassen und denen, _die sich wei- 
ern: Die Guten ins Töpfchen - die 

hlechten ins Kröpfchen. 


Dieser Mechanismus funktioniert blendend 
durch die Existenz zweier "Flügel" inner- 
halb der grünen Partei, Fundis und Realos, 
die arbeitsteilig vorgehen: den Fundamenta- 
listen kommt dabei der Part zu, das Ak- 
zeptiertsein in den Mobilisierungen über- 
haupt zu ermöglichen; während die Realpo- 


litiker dafür zu sorgen haben, daß die Grü- 
ne Partei vom Kapital und seinen Parteien 
als politischer Gesprächs- und Verhandlungs- 
partner ernstgenommen wird. 

Deshalb ist es eine Illusion zu glauben, 
durch eine Radikalisierung (und Militarisie- 
rung) des Widerstands die Grünen unter 
Druck setzen zu können. Die Grünen brau- 
chen das, es schafft ihnen die Legitimation 
und die Spielräume, die sie innerhalb des 
Machtapparats ee 
Im Gegenteil: gerade in den Hochburgen 
der Autonomen (die nicht zufällig auch die 
Hochburgen der Grünen und Grün-Alternati- 
ven Sind ist es in den letzten Jahren zu 
einer Arbeitsteilung zwischen Autonomen 
und Grünen gekommen: wir machen den 
Putz und die Grünen vermitteln das ganze 
politisch. Solange die Militanten nicht 
selbst in der Lage sind, diese Arbeitstei- 
lung zwischen sich_ und den Grünen zu 
durchbrechen, hat _Stoltenberg den Asn 

ie 


auf den Kopf En wenn er sagt, " 
Militanten si de 
Grünen". 


rt bewaffnete Arm der 


DEN 
WIDERSTAND 


IN DIE STÄDTE 
TRAGEN |! 


Autonome Politik bestand in den letzten 
Jahren im wesentlichen aus dem Kampf 
egen Symbole: Brokdorf, Startbahn West..- 
orf. In dieser Sprunghaftigkeit kommt die 
Entwicklung einer kontinuierlichen politi- 
schen Linie notgedrungen zu kurz. 

Um uns überhaupt in die Lage zu verset- 
zen, eine revolutionäre te tive zu ent- 
wickeln, die über die zeitliche und inhaltli- 
che Beschränkung eines Einzelprojekts hin- 


ausgeht, müssen wir kapieren, daß es die 
Bewegung als homogenen Block nicht gibt. 
Sie ist vielmehr eine Ansammlung von Leu- 


ten, die alle aus verschiedenen sozialen Si- 
tuationen kommen und sich aus sehr unter- 
schiedlichen, und zum Teil sogar sich wi- 
dersprechenden Gründen zum Beispiel hinter 
der Forderung "Weg mit der WAA" vereini- 
gen. Die jeweiligen Interessen lassen sich 
grob so einteilen: Auf der einen Seite die- 
jenigen, die in der WAA die Zerstörung ei- 
nes alten gewohnten Zustands sehen. Sie 
wollen einen alten, als vernünftig und aus- 
u enen angesehenen Kapitalismus vertei- 
igen gegen einen neuen, aufgeblähten, ver- 
rückt und verantwortungslos gewordenen, 
mit AKW”s, Autobahnen usw. Auf der ande- 
ren Seite stehen die, die keine Angst vor 
seiner Zerstörung haben, sondern diese an- 


streben. 2 k 
Da_ "Bewegungen" Zweckbündnisse sind, 

um auf der Grundlage des kleinsten ge- 

meinsamen Nenners so viel wie möglich 


Leute zu einem bestimmten Projekt zu 
mobilisieren, wird über die oben genannten 
Unterschiede hinweggegangen und die Aus- 
einandersetzung über sie nicht, geführt  - 
um ja das Bündnis nicht zu gefährden. Die- 
ser "Sachzwang" hat bisher allzuoft für die 
Grünen oder „andere reformistische Gruppen 


funktioniert, die damit jeden Ansatz von 
u uontzer Politik zu erschlagen versu- 
chen. 


Dagegen ist es aber gerade wichtig, die 

"qualitative" Ausweitung anzupacken, also 
die Frage danach zu stellen, wer kämpft 
mit wem auf welcher Grundlage zusammen. 
Die Antworten auf diese Fragen sind der 
Schlüssel für die materielle Basis, von der 
aus eine inhaltliche und praktische Auswei- 
tung möglich ist. 
In jeder Bewegung, die sich erst einmal an 
einem Punkt entzündet, geht es auch da- 
tum, die Politisierungsprozesse der Beteilig- 
ten voranzutreiben und zu intensivieren und 
sich von den Fesseln der unmittelbaren Be- 
troffenheit zu lösen. 
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Das Wiederaufkommen der alten Losung 


"den Widerstand in die Städte tragen 
zeigt, daß viele Autonome versuchen, über 
diese Blockierung hinauszukommen. Sie wol- 
len die Fixierung auf den Bauzaun überwin- 
den und eine eigene politische Perspektive 
entwickeln. Dabei stehen sie vor der 
Schwierigkeit, die positiven Erfahrungen aus 
Wackersdorf (eine breite Solidarisierung, die 
Ausweitung militanter Kampfformen auch 
über das eigene Ghetto hinaus) auf die Si- 
tuation in ihren Städten zu übertragen. 
Dadurch, daß sich die Vorstellung von Gegen 
macht im wesentlichen auf die militäri- 
schen Auseinandersetzungen am Bauzaun be- 
schränken, entstehen Mythen, wie die des 
"Oberpfälzers": "Immer wieder unterstützen 
die OberpfälzerInnen die auswärtigen Ver- 
mummten, schimpfen auf die "Schweine", 
"die da oben" und den Staatsterror und be- 
teiligen sich am Geschehen, wo sie nur 
können. Sei es durch Augenspülungen - sie 
gehen in die zigtausend -, achschubliefe- 
rungen oder sie nehmen auch selber mal 
einen Stein oder eine Säge in die Hand." 
aus Freiburger SZ 


Es liegt ja nicht in der "Natur" der Ober- 
pfälzer, daß sie von Hause aus ein beson- 
ders militanter Menschenschlag sind. Schon 
vor einigen Jahren machte diese Spezie im 
Rhein-Main-Gebiet von sich reden, davor 
wurde sie bereits am Kaiserstuhl gesich- 
tet... 


Die Verwunderung über die Radikalisierung 
derer, die man sonst nur als "Bürger" oder 
"Normalos" wahrnimmt, resultieren aus ei- 
nem Blickwinkel, der über die Grenzen der 
eigenen Szene nicht hinausgeht, der die 
Widersprüche in der Gesellschaft nicht 
sucht und deshalb auch nicht erkennt. 

Das Kapital aber bezieht sich sehr 
wohl auf diese Widersprüche: _Der Standort 
Wackersdorf ist auch deshalb ausgesucht 
worden, weil für die dort lebende Bevölke- 
tung eine "niedrige Konfliktbereitschaft" 
und "geringe Sensibilisierung" diagnostiziert 
wurden und man mit keinem allzu großen 
Widerstand rechnete. Aus demselben Grund 
ist bis jetzt auch noch nie ein AKW in ei- 


ner Stadt gebaut worden - die "soziale 
Struktur" wird hier als weitaus explosiver 
eingeschätzt (nicht etwa die Gefahr, die 


von diesen Bingen ausgeht, hält’sie davon 
ab! Die BASF hatte allen Ernstes vor, mit- 
ten in Ludwigshafen ein AKW zu bauen). 
"Den Kampf in die Städte tragen", das 
setzt erst mal voraus, daß wir die Wurzeln 


verstanden haben, aus denen sich der 
Kampf der OberpfälzerInnen nährt. Das 
heißt auch, die Spaltungslinien verstanden 


zu haben, um zweitens kapieren zu können, 
wie die Leute sie überwinden konnten (das 
ist nicht bloß "pro oder anti WAA"). In die 
Städte, in unsere Lebens- und Wohn- und 


Maloche-Zusammenhänge können wir nur 
dann was reintragen, wenn wir diese Struk- 
turen kapiert haben. Die Herrschenden ha- 
ben lernen müssen,. daß sie in den Städten 
ihre Großprojekte nicht mehr durchziehen 
können. Den Autonomen ist das im Grunde 
ein Rätsel, denn sie kennen inzwischen den 
Taxöldener Forst besser als die proletari- 
schen Strukturen in ihrem Stadtteil oder 
wenigstens die Klitschen und Sklavenhändler 
in ihrem Häuserblock. Und da schließt sich 
dann der Teufelskreis: wenn wir nicht von 
unseren Kämpfen her zu den anderen 
"kämpfenden Teilen des Proletariats" Bezie- 
hungen herstellen können, werden wir im- 
mer wieder im Bündnis mit den Grünen die 
politische Ausweitung suchen - und die In- 
tegration ins parlamentarische Spiel finden! 

Den Kampf in die Städte tragen, setzt 
voraus, die Strukturen hier zu kennen und 
sich in ihnen bewegen zu können. Den 
Kampf in die Städte tragen, heißt zwischen 
der Power am Bauzaun und den sozialen 
Konflikten hier vermitteln zu können. Den 
Kampf in die Städte tragen, heißt auch, 
die kapitalistischen Projekte hier auszuma- 
chen und anzugreifen (und uns nicht in der 
politischen jeckgasıe von Scherbennächten 
zu vercammeln). Eignen wir uns das Wissen 
darüber von neuem 


an: tragen wir 


Kampf in die Städte. 


Die wichtigsten dem Artikel zugrundeliegenden Texte haben wir 
in einem Materialpaket zusammengestellt. 


# Autonomie 4/5 - AKW-Widerstand und Atomstaat 

# Midnight Notes Collective - Arbeit, Entropie, Apokalypse 

# zwei Texte aus Kinderkrankheiten, einer Broschüre, die 
Schweizer Genossen 1978 der Anti-AKW-Bewegung gewidmet ha- 
ben: Im ersten Text - Die harten Klötze und unsere Schleime 
- beschreiben sie sehr genau die soziale Zusammensetzung der 
Bewegung und die damit verbundenen unterschiedlichen Interes- 
sen. In dem Artikel Krise und Atomstaat gehen sie auf die 
Bedeutung der AKWs für die kapitalistische Restrukturierung 
ein. 


# Die Anti-AKW-Bewegung und die Atomindustrie, ein Kapitel 
aus einer neueren Broschüre von Midnight Notes, das wir über- 
setzt haben. 


Wer 9.- DM auf unser Konto überweist, 


bekommt das Ganze zugeschickt. 
Materialien für die Autonomie für die Autonomie 


| ge ea ga die Atomlobby 


VORSCHAU AUF DIE NÄCHSTE NUMMER: 


Be a 


NKch- 


Zuerst sah”s ja so aus, als ob das die dickste Nummer seit Jahren 


werden würde, jetzt sind aber einige Artikel rausgefallen (Streiks in 
Belgien; Frauenstreik in den USA; Gewerkschaften und Sozialstaat; zur 
Diskussion um die "sozialen Bewegungen"). Und so ist zum ersten Mal 
seit langem sogar noch etwas Platz übrig für die Vorschau auf die 
nächste Nummer. 
| Sie wird im Oktober erscheinen und den Schwerpunkt Arbeitsmärkte 
| haben (Aktualisierung unserer Analyse; Arbeitsmarkt in der Schweiz; ein 
Beitrag aus Italien). 
Außerdem sollen folgende Artikel drin sein: Sklavenhändler; 
Klassenkämpfe in England - Teil 2; 
militante Geschichte/Frankfurt - Teil 2; 
"Die Revolution der Barfüßigen" - Thesen zum Internationalismus; 
Von Grevenbroich bis Ravensburg - Signale aus den Frauenfabriken ? 


ADEN 


Vierteljahresschrift 
für Anarchie und Luxus 


[N 


a )KTION 


ANARCHISTISCHES MAGAZIN 
Kriegkstr. 38 6000 Frankfurt 


Das »Fli« als Herausgeberkreis des SF 


R 
| will Anarchisten aus unterschiedlichen 
: 


Bereichen mit verschiedener Herange- 
hensweise an soziale und gesellschafts- 
politische Probleme zusammenbringen. 
Sie sollen — ohne Prinzipienerklärungen 
und Statuten — durch freiheitliche Diskus- 
sion und Information die Theorie und Pra- 
xis der libertären Bewegung fördern und 
verbreiten. Das FLI orientiert sich an den 
Prinzipien der Gegenseitigen Hilfe, der 
Freien Vereinbarung, des Föderalismus, 
der Basisdemokratie, des Minderheiten- 
schutzes und der Selbstverwaltung als 
gesellschaftliches Organısationsprinzip 
von unten. Es will zur Belebung eines Ii- 


Die AKTION versteht sich 
als bundesweites Diskussions- 
forum von anarchistischen 
und antiautoritären Gruppen 
und Einzelpersonen. Viel Wert 

L e legen wir auf internationale 
onen bean Zen Berichte, um über die dortigen 

zen ed Kämpfe zu informieren und 
libertäre Positionen dazu 
herauszubilden. In Bezug auf 
unsere eigene Situation geht 
es uns um eine kontinuierliche 
Fortentwicklung der Kämpfe 
von sozialen Bewegungen 
hin zu einer sozialrevolutio- 
nären Perspektive. 


Aus dem Inhalt der Nr.22 3/86 
- Militanz: 
Graswurzler und Autonome 
Noch Zeit für die soziale 
Revolution? 
Das Rückgrat der Bewegung? 
- Lybien: Zwei Einschätzungen 
- Libertäre und Grüne 
- Arbeitskämpfe bei FIAT 
- Athen: Ein Reisebericht über 
die anarchistische Bewegung 
- Lokalteil Frankfurt: 1.Mai- 
Demo und Walpurgisnacht 


Geschichte Südafrikas 
Geschichte des Schwarzen Widerstandes 
Dokumente 


Revolte des letzten Jahres 


Interviews mit Führern des 
Befreiungskampfes 


Frauen im Widerstand 
Politische Gefangene 


Die unabhängige schwarze, 
Gewerkschaftsbewegung 


| Kultur des Widerstandes 

| Wirtschaftsverbindungen 

| BRD - Südafrika 

\ Liste der Soli- und Aktionsgruppen 
| Medienliste 

" Broschüre 60 Seiten, Din A4, 3,— DM 


Hrsg.: AKAFRIK, Münster und iz3w, 
Freiburg, Dez. 1985 


Inhalt von Nummer 21: 
%* Notizen zu Stammheim — und 
zu deutschem Verdrängungsdrang | 
von Herby Sachs und Klaus Bitter- 
mann 

%* Anarchisten und Grüne — und 
über den Mangel an politisch-sozia- 
lem Selbstverständnis bei uns von Mi- 
chael Wilk 

%* Gramsci, Glotz und die Hege- 
monie der Linken - ein Analysean- 
satz von Geronimo 

%* Der Staat - Die wirkliche Rocky 
Horror Show von Stephen Schecter 
%* Mujeres Libres -— Individualität 
und Gemeinschaft: über sich selbst 


Bestellungen 
gegen Vorauszahlung auf Kto.-Nr. 
8090-460 PschA Dortmund 
BLZ 440 10046 
bei 
Arbeitskreis Afrika 
AKAFRIK Münster (ISW 
Achtermannstr. 10/12 


Ba range organisierende Frauen während des fi ” Lokalteil Darmstadt 
Beiden Briehnarben a Spanischen Bürgerkriegs - Atom: Stillegung der herr- 
iz3w %* Interview mit Clara Thalmann schenden Klassen 


— „Ordnung ohne Freiheit ist Unter- 
drückung — Freiheit ohne Ordnung 
geht aber auch nicht« von Black Star 
Press 

Einzelnummer: 5.-DM (64 S.) 
SF-Abonnement: 15.-DM (4 Nrn.) 
Sondernummer Arbeit: 5.-DM Die AKTION erscheint ca. 
- _ - alle zwei Monate und kostet 
Schwerpunktthemen aus einigen 2,50 DM. Wer sie druckfrisch 
ge PR haben möchte, soll 15 DM für 
. uador: nieuer heule, au, 

der Suche Teak dur And, 6 Ausgaben bzw. 30 DM für 
- Kirche: Angriff auf Lateinameri- 12 Ausgaben auf folgendes 
kas Volkskirche. Konto überweisen: 

- Multis am Amazonas: Umwelt- K. Cohrs 

zerstörungen und Ökobewegung. Postscheckkonto 3337 97/601 

= No future in EI Salvador? Postscheckamt Frankfurt 

- Mexikos politische ‘Stabilität’ BLZ 500 100 60 

Einzelpreis: DM 3,50 Gegen Einsendung von 2,50 
+ 0,70 DM Porto in Briefmar- 
ken senden wir gerne ein 


informationszentrum dritte welt 
Postfach 5328 
7800 Freiburg 
(ab 10 Ex. gegen Rechnung) 
1—4 Ex. je 3,00 DM + Porto 
. je 2,50 DM + Porto 
Ex. je 1,80 DM + Porto 


Wackersdorf und Tschernobyl 
- Über die Gottespest: Teil I 
- Antifaschismus in Holland 
- Jede Menge Kurzmeldungen 


Kennenlernabo: 


N Die nächsten vier Ausgaben: 
Hünger roduzenten er. san ne 
tee! ge p h (incl. Porto, gegen bar oder V-Scheck, 


Rücktrittsrecht innerhalb einer Woche, 
Informationsstelle Lateinamerika 


je.V., Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 


Zeitschrift der Informationsstelie 
\ Lateinamerika (ila) e.V. Bonn 


einzige überregionale 
Le frrg 
von Arbeitslosen 
far Arber Hlose 
a emeıben krnskten, Fıeibars 


Oldenburg - Bitte Probeheft anfordern 
0 Plennig in Rriefmarken beilegen). 


Atom Nr. 9 
# Wackersdorf: Ostermarsch 86, 


Autonomer Widerstand gegen WAA, 
zur Gewaltfrage, CS- Gas 


# Arbeitsbedingungen im AKW: 
Als Leiharbeiter im AKW, täglich 
Alarm in Hanau 


#Das Neueste aus dem Wendland 


klurtext-Redaktion c/o FALZ 
Solmsstr. 1a, 58000 Frankfurt 


# Atomhandelsmesse in Genf 
«Endlagerpläne in der Schweiz 


#Grünen- Diskussion 


Atom 


berichtet von denStandortenvon Atom- 
anlagen 


Atom 

Diskutiert offen und kontrovers aktu- 
elle und grundsätzliche Fragen der Be- 
weaung 


Atom 


erscheint zweimonatlich, Herausgeber 
und Bestelladressen: 

Lüneburger Arbeitskreis gegen Atom- 
anlagen c/o E. Rickert, Vorwerk 5a, 
3110 Altenmedingen 

Göttinger Arbeitskreis ygeyen Atom- 
energie, Postfach 1945, 34 Göttingen 


Nr. 134 + Juni 1986 


Nachrichten und Berichte zu: 


Kurdistan, Iran, Wastsahara, 
Guatemala 


Außerdem: 


Mit Hut und Sonnenbrille für die 
Befreiungsbewegung 


Der Manantalistaudamm in Mali 
Interview mit Ed de la Torre — Philippinen 


Themenblock: 
Der Krieg und seine Folgen für die 
Wirtschaft 
Stellen Sie sich vor 
Sie wären Nicaraguaner 


Menschenrechte in Nicaragua 
Sozialdemokratie und Nicaragua 
Ein Contra packt aus 


e Miskitc 


Indianer 


Jahresabo: DI 


Einzelpreis DM 5 


(DM 30,- für einkommensschwache 


Gruppen) bei B 
Informationszent 


Postfach 5328 


” 
DR 


Karlsruher Stadtzeitung! 
Postfach 3644 
D 7500 Karlsruhe 
Tel.: o 0721/856461 
Postgiroamt Karlsruhe 


Konto Nr. 1257 03-755 


KAMPFE GEGEN DIE ZWANGSARBEIT AKWs GEGEN DIE KLASSE 
IN KÖLN UND WITTEN 
NEUE KLASSENKAMPFE IN ENGLAND 


NOCHMALS ZUR 

AUTONOMEN-DISKUSSION KRISE, RESTRUKTURIERUNG UND 
. ARBEITERANTWORT AM BEISPIEL 

UND ZUR "AUTONOMIE" VON TRIUMPH-ADLER 


